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AbgeordneterGer lach: Meine Damen und Herren! Ich habe namens eines großen Teils
meiner Freunde zu erklären, daß wir außerordentlich bedauern, auch heute noch nicht zu wissen,
wie die Geschäftslage des Hauses ist. Eine Anzahl Herren muß unbedingt heute disponieren.
Ich möchte doch dringend bitten, daß wir heute einen Beschlußfassen: so oder so. Ich persönlich
stehe auf dem Staudpunkt, daß wir morgen nicht fertig werden, sondern nur vor der Frage stehe«,
ob wir Sonntag oder Montag weiter tagen sollen. Wir bitten Sie dringend, jetzt einen Beschluß
zu fassen.

AbgeordneterDr. Heß: Falls sich herausstellensollte, daß wir morgen nicht fertig werden,
so würde ich doch bitten, jedenfalls Sonntag nicht tagen zn wollen. Die Herren von der Linken
wissen, daß wir aus grundsätzliche» Bedingungen dem nicht znstimmenkönnen.

Abgeordneter Hoffmann: Wenn nicht Sonntag getagt werden kann, kann unter allen
UmständenMontag getagt werden. (AbgeordneterDr. Heß: Selbstverständlich!) Ich kann namens
meiner Fraktion erklären, daß wir den Ausführungen, soweit sie eben von den Herren Koch und Gerlach
gemacht worden sind, zustimmen.

Vorsitzender Vielen: Wenn wir morgen nicht fertig werden, schlage ich vor, am Montag
vormittag um 11 Uhr zu beginnen, damit diejenigen Damen und Herren, welche über Sonntag
nach Hause fahren wollen, am Montag morgen wieder hier fein können. Es noch weiter hinaus¬
zuschieben, halte ich nicht für gut möglich.

Also, morgen vormittag beginnen wir um 9V? Uhr.
Vom Herrn Reichsministerdes Innern ist folgendes Telegramm eingegangen:

„Zum Telegramm wegen Schießübungenin den Kreisen Kreuznachnnd Meisenheimhabe
Neichskommissarin Koblenz mit entsprechenden Vorstellungen bei Rheinlaudkommission
beauftragt".

Dann fchlicße ich die heutige Sitzung.

(Schluß 6 Uhr.)

Sechste Sitzung
im Stiiudehaus zu Düsseldorf,Samstag, den 16. Juli 1921.

(Beginn 9 Uhr 45 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag der Abgeordneten Esser-Euskirchen.Dr. Heß und Hirtsiefer, betreffend Neuregelung

der Ortsklassen-Einteilung.
3. Antrag der Ild Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der banlichen Beauf¬

sichtigung,größerer baulicher Ergänzungsarbeiten und der Erneuerung maschinellerAnlagen in
den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

4. Antrag der II d Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Verwaltung des Landarmen¬
wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

5. Antrag der lld Fachkommission zu dem Bericht des Proviuzialausschussesüber die im Jahre 1920
erfolgte» Vewilliguugcu von Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Abf. 3 des Gesetzes vom
2. Iuui 1902, betreffend die Überweisung weiterer Dotationsrenteu an die Pruvinzmlverbände.
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6, Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Abgeordneten Hanck n. Gen. ans Gewährung
einer Freifahrtkarte an jeden Abgeordneten für sämtliche Bahnen innerhalb der Rheinprovinz,
evtl. auf Ueberweisungdes Antrags an die Staatsregierung.

7- Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan
«,) zur Zahluug von Ruhegehältern :c. au Provinzialbeamte und von Witwen- nnd Waisen¬

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Iuvalidengelderu (Unterstützungen)nnd Witwen- und Wnisengcldernan

nicht ruhegehaltsberechtigteBeamte, Angestellteuud Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftuug für das Rechnungsjahrvom 1, April 1921 bis 31. März 1922.

8. Autrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Proviuziallandtag, deu Proviuzial-
ausschnß und die Ieutralverwaltungsbehörde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 81. März 1922.

9, Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ablauf der Dienstzeit der Laudesräte Dr. Mewes, Bousmann uud Neiubach.

W. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten
welche die Förderung von Knnst und Wisseuschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922.

N. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewillignngen aus dem Dispositionsfonds des Prouinziallandtags (Ständefonds).

12, Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzinlmusccn
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

13, Antrag der I. Fachkommissionzn dem Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

14, Bericht der von dem Provinziallandtag bestelltenKommissionzu dem Entwurf eines Gesetzes
über die Erweiterung der Selbständigkeitsrechteder Provinzen,

15, Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialansschnfses,betreffend
die Versetzung des Landeshauptmanns,Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrats Dr. von Renvers
in den Ruhestand.

16- Bericht der vom Provinziallandtag gewählten Kommission zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die Wahl eines Amtsnachfolgers für den in den Ruhestaud
tretenden Landeshauptmann, WirklichenGeheimen Ober-Negiernngsrat Dr. von Nenvers und

Vornahme der Wahl. ^ ,, .
17, Antrag der III. Fachkommissionzu dem Antrag des Abgeordneten Krawinkel. betreffend

Aendernng der Amtsbezeichnungfür die Landesbauinspektorenund die bei der Zentmlverwal-
tnng tätigen Landesbauräte. n z. ,

18- Antrag der 1. Fachkommission zu dem Antrag des Landesbauselretärs Maerker beim Landes-
bnuamt Siegburg, betreffend den Van einer Dienstwohnungoder Gewährung eines Vandarlehens,

19- Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der AbgeordnetenIansen-Lammersdorf, Meyer
und Müller-Duisburg auf Anstellung der Provinzialstraßenmeisterauf Lebenszeit.

20. Antrag der I nud IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provmzmlansschnffes,
betreffend Erhöhung des Stammkapitals der gemeinnützigenSiedlnngsgesellschaftm, b, H.

, «RheinischesHeim" in Bonn. ^« <, c <. ^. , >
21. Antrag der I Fachkommission, betreffend Schadloshaltung der Bevölkerungdes besetzten Gebietes

fllr die ihr durch die Besatzungerwachsenden Schäden. Schadenersatzleistung für die Kommnml-,
Provinzialbeamte» und Abänderung des Oklnpatiousleistuugsgesetzes.
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22. Antrag der I, Fachkommissionzu dem Autrag der Zentrumsfraltion, die Reichsregierungzn
ersuchen, mit größter BeschleunigungMaßnahmen verkehrstechnischer und finanzieller Art zur
wirtschaftlichenExistenzfähigkeitdes Kreises Monschau einzuleiten.

23. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Antrag des Abgeordneten Iansen-Lammcrsdorf,
betreffend Starkstromleitungen auf Provinzialstraßen.

24. Antrag der Ild Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstaltensowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von
Geisteskranken,Idioten, Epileptikern, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz,
welche beziehungsweise deren Angehörigekeinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

25. Antrag der Ild Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Krüppelfürsorgeauf Grund des
Gefetzes vom 6. Mai 1920 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

26. Antrag der II n, Fachkommission zu dem Haushaltsplau über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900, sowie Haushaltspläne der Fürsorgeerziehungs¬
anstalten Fichtenhain, Nheindahlen, Solingen und Euskirchen für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922.

27. Antrag der II«, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusfes,betreffend
den Fortgang in der Errichtung einer weiteren Ploviuzilll-Fülsorgeerziehuugsanstalt für schul¬
entlassenemännliche Zöglinge katholischenBekenntnisses,verbunden mit einer Zwischenanstalt
bei Euskirchen.

28. Antrag der II» Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
Umarbeitung der „Vorschriften des RheinischenProvinzialverbandes für die Ausführung der
FürsorgeerziehungMinderjähriger" sowie des Reglements für die RheinischenProvinzialSür-
sorgeerziehuugsanstaltendurch eine besondere Kommission.

29. Antrag der Ha Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
anderweite Beschäftigung der industriell beschäftigten Fttrsorgezöglinge wegen der steigenden
Arbeitslosigkeitsowie die handwerklichebeziehungsweisehauswirtschaftlicheAusbildung der in
privater Fürsorge untergebrachtenZöglinge.

30. Antrag der II«, Fachkommission, betreffendGewährung von Arbeitsprämien an Fttrsorgezöglinge.
31. Antrag der IIn, Fachkommission zu dem Antrag der unabhängigen sozialdemokratischen Partei,

betreffendAnwendung der Strafpraxis in den Fürsurgeerziehungsanstaltensowie Berufsberatung
und Unterbringung der Zöglinge in Arbeitsstätten.

32. Antrag der Ha Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischenPartei, betreffend
Bildung einer Provinzial-Lehrerkammerfür die Lehrkräfte der Provinzialverwaltung.

33. Antrag der Ha Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei auf Erlaß einer
zeitgemäßenDienstanweisungfür die Lehrkörperaller Provinzial-Lehranstalten unter Mitwirkung
der Lehierkammer.

34. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungenuud anderen persön¬
lichen Ausgaben für die bei der Landesversicherungsanftalt„Rheinprovinz" beschäftigtenPro-
vinzialbcnmtenfür das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

35. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplau über die Verwaltungskostendes Genossen-
schaftsvorstandesder RheinischenlandwirtschaftlichenVernfsgenossenschaftfür das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

36. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
die Sterbekafse der Beamten der Rheinischen Provinzialverwaltung und Aeuderung des



61, RheinischerProvinziallandtag, 6, Sitzung am 16. Juli 1921, 247

Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der Proviuzialbeamte« der Rheinprovinz vom
12. März 1909,

^7. Antrag der Ha Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokmtischeuPartei auf Aenderung
des ß 2 der Aufnahmebedingungenfür die Schülerinnen in den Provinzial-Hebammenlehr-
anstalteu.

68- Antrag der II n, Fachkommissionzu den Anträgen der sozialdemokratischeu Partei und der
unabhängigen sozialdemokratischenPartei, betreffend Bewilligung von Freistellenfür Schülerinnen
m den Hebammenlehranstalten.

39- Antrag der IIn, Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammcnweseu einschließlich
der Hebammenlehranstaltenzu Köln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922.

46- Bericht der „Kommission für die Taubstummen-,Blinden-, Hebammen-und Fttrsorgecrziehungs-
anstalten" über das Ergebnis der Untersuchung,betreffenddie Beschuldigungengegen die Pro-
Vinzial-Hcbammeulehranstaltzu Köln und ihren Leiter Professor vi-, Frank.

41- Antrag der II«. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blinden-Unterrichts-
anstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Hnus),sowie dcu Unter¬
stützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

42. Antrag der I. und III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendErhöhung der Straßenunterhaltungsrenten.

43- Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltung nebst
Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung der Eisenbahnmittel,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung der Mittel zur Unterstützungdes Gemeinde-»

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1 April 1921 bis 31. März 1922.

44. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Autrag 5er Gutsvcrwaltung des Rittergutes Grittern
zu Hückelhovenauf Uebernahme der Kosten der Regulierung und der dauernden Unterhaltung
des Roerflusses auf den Provinzialverband.

45. Antrag der Ha Fachkommission, betreffend die Provinzialkommissionen.
4". Antrag der I. Fachkommissionzu dem Vorbericht zn dem Haupt-Haushaltsplan der Pro-

vnizialvcrwaltnug der Rheinprovinz sowie zu den zn demselbengehörendenHaushaltspläne!!
der einzelnenVerwaltungszweigennd Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis
21, März 1922

und
Haupt-Haushaltsplan für die Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April
1921 bis 31. März 1922.

47- Antrag der V. K. P., betreffendEntschädigungfür Lohnausfall während der Landtagstagung
und für Verdienstverlust der Kommissiousmitgliederbei Sitzungen außerhalb der Laudtags-
tngung.

^. Antrag der V. K. P., betreffend Ersatzwahlfür das aus dem Proviuzialausschußausgeschiedene
Mitglied Beigeordneter Koch-Remscheid und Vornahme der Ersatzwahl.

4", Bericht der vom Provinziallaudtag gewähltenKominission,betreffendden Entwurf einer neuen
Geschäftsordnungflir den Provinzinllandtag.

^" Antrag der Wahlprüfungskommission,betreffendEinsprüche gegen die am 20, Februar 1921
stattgehabte,!Neuwahlen der Provinziallandtags-Abgeordneten.
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VorsitzenderVielen: Meine Damen und Herren! Die Vollsitzung ist eröffnet, Schrift«
führer sind heute die Herren AbgeordnetenHauck und Weyers.

Ich erteile das Wort zu Punkt 2:
Autrag der Ab geordnete,, Esse r-Euskirchen,vr.HeßnudHirtsiefer, betreffend
Neuregelung der Ortsklasfeneintcilnng,

Herrn Abgeordnete» Esser.
Abgeordneter Esser-Euskircheu: Meine Damen und Herren! Gestatten Sie, daß ich dem

Antrage zu Punkt 2 der Tagesordnung ein paar Worte der Begründung vorausschicke,
Vekanutlichhat der vom Reichstag vor einigen Monaten angenommeneGesetzcutwurf über

die vorläufige Ortsklasseneinteilungin zahlreichenStädten und Gemeinden, namentlich im besetzten
Gebiet, große Enttäuschungen hervorgerufen. Die Beamten und die anderen interessiertenGruppen
haben sich in großer Erregung gegen dieses Gesetz gewandt und sich lebhaft bemüht, vor der end¬
gültige,, Negeluug eiue Aenderuug iu bezug auf die Einstufung ihrer Städte und Gcnieindenherbei¬
zuführen. Es ist dann von feiten der Regierungsstellenzur Beruhigung der Beamtengruppen eine
Reise des Präsidenten des preußische,,statistische,, Laudesamts Sacugcr veranlaßt worden, damit
dieser sich an Ort nud Stelle über die Teuerungsverhältnisseinformiere. Diese Reise hat durch
die Art und Weise, wie sie ausgeführt wurde, das Gegenteil von den, erreicht, was mit ihr beab¬
sichtigt war. (Sehr richtig!) Es liegen aus zahlreichenStädten der Provinz lebhaftesteProteste
gegen diese sonderbare Art der Information vor. Beim Provinziallandtag find aus verfchiedeueu
Orte,, Einsprüche schon auf drahtlichem Wege erfolgt, Hcnte ist ein Protest des Krciskartells
Rheinbach hier eingetroffen,der über die Form dieser Reise folgendessagt: „Die Zeit, die sich der
Präsident für seinen Reiseplau au diesem Tage gestellt hatte, war für den Kreis Nhciubach fu
kuapp bemessen, daß in Meckenheim und iu Nheiubach, wo eine Anhöruug vou Beamteuvertreteru
stattgefunden hat, dieselbe nur so nebenher und im Fluge uud iu einer Form geschah, die die
größte Unzufriedenheit bei den beteiligten Beamtenvertretern ausgelöst hat. Unsere Beamten-
Vertreter haben den Eindruck gewonnen, daß der Herr Präsident Sacngcr schon mit vorgefaßten
Ansichtenhierherkam. Der Gindruck verdichtetesich zur Ueberzeugung, als der Herr Präsident in
feiner, den Rheinländern wenig cntfprecheudenArt auch geradezu allen vorgetragenen sachlichen
Gesichtspunkte,,bestimmt mit seiner Ansicht begegnete uud sie ausräumte. Kurzum, es war, als
hätte sich der Herr Präsident die Aufgabe gestellt, die Vecuuteuvertretcrvon der Unrichtigkeitihrer
Anficht zu überzeugen. Wenn z. B. den auf die Ankunft harreudeu Beamten zugemutet wurde,
auf der Straße am Auto zu verhandeln, so vermag das die fliegendeEile zu illustrieren, mit
welcheres der Herr Negieruugskommissarfür richtig gehalteu hat, seine,, Auftrag zu erledigen."

Meine Damen und Herren! Wir stehen hier vor einer der vielen Unbegreiflichsten, die
unser Verhältnis zu Berlin so häufig zu störcu geeignet find. Der Proviuzinllandtag erscheint uns
als die richtige Stelle, um zunächst gegen die Art und Weise, wie in dieser lebenswichtigen Frage von
selten des Berliner Vertreters vorgegangenworden ist, allerschärfstenEinspruch zu erhebe,,. Wir
bitte,, Sie, dein Antrage, den ich mit meinen FraktionskollegeuDr. Heß uud Hirtsiefer gestellt habe,
ciustimmigzuzustimmen,damit die große Erregung sich vorläufig beruhigt und die Beamten nnd die
weiteren Iuteresseutengruppender Provinz die Ueberzeugunghaben, daß der Provinziallaudtag gewillt
'st, ihre Interessen und ihre Rechte mit allem Nachdruck zu wahre». (Beifall in, Zentrum.)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab.
AbgeordneterKnab: Meine Damen und Herreu! Wenn Sie sich die Bcsuloungsordnuug

ansehenund rechnen sich einmal unter Hinzuschlagnngder Orts- nnd Ansgleichsznlageden Gesamt-
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lohn eines Beamten zusammen, so werden Sie gerade bei der unteren und mittleren Beamtenschaft
3« ganz erstaunlich geringen Einkünften kommen, die im Verhältnis zu den Gehältern der Vor¬
kriegszeit kaum die Hälfte bis 6 Zehntel des Wertes ausmachen. Wir wissen, daß Sie, meine
Damen und Herren von der Rechten und der Mitte, den Beamten, die doch eigentlich die Haupt¬
stützen Ihres kapitalistischenSystems sind, nicht das Einkommenminimumgewähren, ja nicht gewähren
können,weil diejenigen von Ihnen, die im Besitze der Produktionsmittel sind, Sabotage treiben
»nd die Geldsäcke zuhalten. Es ist aber gerade von Ihrem Standpunkt aus unbegreiflich,warum
Sie gerade diejenigenKategorien unserer Mitbürger, die Stützen und Erhalter Ihres Staatsprinzips
stnd, so schlecht entlohnen. Sie untergraben damit Ihr eigenes System. Besonders aber ist es
der Beamtenschaftunbegreiflich(Iurnf: Das hat doch gar nichts mit dem Antrag s« tun!), wie
Sie eine solch große Differenzierung in Ortsklassen vornehmen konnten. Die Ortsklassen sind
vollständigunberechtigt. Es wird jeder Einsichtige, der in etwa die Verhältnisseauf dem Lande,
'" der Kleinstadt und in der Großstadt kennt, zugeben, daß die Unterschiede in den Lebensmittel,
preisen nnd sonstigen Bedürfnissen nicht so groß sind, daß sie eine solch differenzierte Teilung m
5 Ortsklassen rechtfertigen. Wir hatten schon im März ds. Is. beantragt, die Ortsklassen ganz
wegfallenzu lasse« und ein Gesamtexistenzmiuimumfestzusetzen.Als dies abgelehnt wurde, haben
wir beantragt, eine Einteiluug in nur zwei Ortsklassen vorzunehmen,damit nicht zu große Unter»
schiede gemacht werden und neue Erbitterung in die Kreise der Beamtenschaft komme. Unsere
Fraktion Meßt sich dem Einspruch der Beamten gegen die «schnelle Erledigung" ^hrer Antrage
durch den Staatskom.nissar an. Denn diese „Erledigung" ist nicht dazu angetan, die Erbitterung
nus den Kreisen der Beamtenschaftzu entfernen. Man hat dort die Auffassung,daß das lediglich
eine Formsacheist, was der „Herr Stalltskummissar" vornimmt.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen uud Herren! Auch meine Fraktion hat mehrere

Telegramme bekommen, worin die Beamten gegen die Reise, die gemacht worden ist. um die Teuenmgs.
Verhältnisseim Nheinlaude zu uutersuchen. schärfstenProtest einlegen. Gleichzeitig haben auch
»«sere Parteizeitnngeu schon sehr scharf dagegen protestiert und ebenfalls dargelegt, daß man m,t e.ner
derartigenFixigkeitdie Preisunterfchiedeim Nheinlande durchaus mcht feststellen und würd.geu km.

Wn chließen uns deshalb der vorgelegtenEntschließungan und werden selbstverständlich
auch alles daransetzen,nm in Berlin im Landtage nnd im Reichstage die Vesoldungsorduungnnd
die Ortsklnsseneinteilunganders zu gestalten. m<^',.«,....«

Vorsitzender Vielen: Das Wort ist uicht mehr gewünscht. Wn kommen zur Ms >mn,u.^
Wer von den Damen und Herren schließt sich den Aussührnngen des Herrn Berichterstattersa»l>
Das ist weitaus die überwiegende Mehrheit.

^AntraNer N Fachkommission zn dem Hanshaltsplan ^r die Kosten
der banlichen Veanfsichtignng. größerer, banlicher E)«« " ^ ' '
uud der Erueueruug maschiueller Anlagen ui den Proviuz.alanstalten fni
das Nechnnngsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

W das Wort Herr AbgeordneterEsser-Tustirchen. Naustmltsvlan der
Abaeordneter Gsser-Euslirchen: Meine Damen und Herren! Der H^haltsplan de

Banverwalt^ Einnahme nnd Ansgabe mit 2 890 000 Mark gegen 1124000 Mark
"N Vo 3' ab D E höhnng ist aber nur eine scheinbare, weil ein Posten „bauliche Ergaazuugs-

bis r im HaupthaushnMplau aufgeführt wurde, und zwar ,n der Hohe von

^
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1955 000 Mark, der diesmal in diesen besonderenEtat aufgenommenist. Ueber die Verwendung
der Mittel in Höhe von 1800000 Mark für bauliche Ergänzuugsarbeiten gibt Ihnen der Haus¬
haltsplan auf Seite 278/79 Aufschluß. Es ist insbesondereein Betrag von 500 000 Mark für
die Einrichtung von Wohnungen in Provinzialanstalten znr Verminderung der Wohnungsnot bei
den Beamten und Angestellten eingesetzt. Ueber diesen Posten ist in der Kommifsion eingehend
gesprochen worden. Es ist auf die fortdauernde Wohnungsnot bei den Beamten hingewiesen worden.
Leider macht sich in diesem Etat die Notwendigkeitdes Sparcns überaus fühlbar. Aus diesem
Grunde können die vielen Wünsche,die nach dieser Richtung bestehen, nicht erfüllt werden. Trotzdem
hat die Bauverwaltung den Nachweis geliefert, daß seit Frühjahr 1919 in bezug auf die Hebung
der Wohnungsnot der Beamten und Angestellten doch fchon mancherlei geschehen ist. Es sind
Wohnungen erstellt worden: in der Proviuzial-Heil- und Pflegeanstalt Andernach 5, Vedburg-Han
10, Bonn 7, Düren 8, Galkhausen 6, Grafenberg 24, Iohannistal 6, Merzig 5, in der Blinden¬
anstalt Düren 2, in der HebammenlehranstaltElberfcld 1, in der FürsorgeerziehungsanstaltSolingen
3, zusammen77. Außerdem sind in mehreren Wohnungen der verschiedenen Anstalten kleine ban¬
liche Ergänzungen, wie Anlage von Waschküchen, Ausbau von Dachräumen usw., ausgeführt worden.

Bei dieser Gelegenheit ist in der Kommissionauch der vom 59. Provinziallcmdtag ange¬
nommene Antrag, der eine größere Bereitstellungvon Mitteln für bauliche Instandsetzungenforderte,
zur Sprache gekommen. Meine Damen uud Herren! Wenn auch unsere nach dieser Richtung
gehenden Wünsche nicht voll erfüllt sind, so müssen wir doch anerkennen, daß eine ganz erhebliche
Erhöhung der für die baulichen Instandsetzungen bereitgestelltenMittel vorgenommenworden ist.
Während im Jahre 1920/21 in sämtlichen Einzelhaushaltsplänen hierfür 631 000 Mark vorgefehen
waren, beträgt die Gesamtsummein diesem Etat 2 047 000 Mark, mithin mehr 1416 000 Mark,
Selbstverständlichkann mit diesem Betrag nicht viel gemachtwerden, wenn wir die Steigerung der
Preise für die Materialien und die Lohnsteigernngenseit dem vorigen Jahre in Betracht ziehen.
Aber auch hier macht sich der Mangel an Mitteln in einem Maße fühlbar, daß der frühere schöne
Zustand unserer Provinzialanstalten nicht mehr aufrecht zu erhalten ist, und daß man sich jetzt
lediglich nur darauf beschränkenkann, die Substanz zu erhalten; für mehr langen die Mittel
leider nicht.

Wir haben dann bei der Gelegenheit mich über die in demselben Antrag, den ich eben
berührt habe, geforderte Neuregelung des provinziellen Verdingungswesensverhandelt. Die Aus¬
sprache in der Kommissionhat dazu geführt, daß hoffentlichin Zukunft auf diesem Gebiete den
Wünschenaus den Kreisen des rheinischen Handwerks mehr entsprochen wird.

Namens der KommissionII d schlage ich Ihnen die Annahme des Haushaltsplans in der
vorgelegten Form vor.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse
über den Antrag der Fachkommission Ild abstimmen. Wer für die Annahme ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 4:
Antrag der Ild Fachkommifsion zu dem Haushaltsplan über die Verwal¬
tung des Landarmenwesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis
31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFunk. Ich erteile demselben das Wort,
Abgeordneter Funk: Meine Damen und Herren! Der Haushaltsplan für das Land¬

annenwesen mußte von 5 809 000 Mark auf 10078 000 Mark in diesem Jahre erhöht werde».
Diese nennenswerteErhöhung um 4 269 000 Mark wurde aber allein dadurch bedingt, daß die
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Pflegesätzefür die Landarmen in den einzelnen Anstalten bedeutenderhöht werden mußten. Da
diese Erhöhung aber durch die wirtschaftliche Lage bedingt war, fand die Kommission daran nichts
auszusetzenund bittet Sie, den Haushaltsplan in der vorliegenden Fassung ohne Aenderung «Mmehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse
deshalb abstimmen. Wer für den Antrag der Ild Fachkommission ist, den bitte ich. eme Hand zu
erheben. Ich danke. Das ist die große Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu Punkt 5: ^ . . , »c^ cc »

Antrag der Ild Fachkommission zu dem Bericht des Provlnz.alausschus es
über die im Jahre 1920 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für
Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Zum 1902 betr. d,e
Ueberweisnng weiterer Dotationsrenten an d'e Prov'nzmlverband^

Auch hier ist Berichterstatter Herr AbgeordneterFunk. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Funk: In der Drucksache Nummer 16 finden S,e du Mchweisung aller

der Gemeinden,die ans dem Dotatiousfonds Zuschüsse von der Provinzialverwaltnng Zalten haben
Es handelt sich da nm eine Reihe von kleinerenOrten, die dnrch rhre wirtschaftlicheNotlage
Zungen wa en, den Fonds in Anspruch zu nehmen. Sie finden da Mi ^rungsbezul Aache 4,
i" Koblenz. 13 in Köln 10 und in Trier 10 Orte, die Zuschüsse erhalten haben Der Regi ungs-
bezirk D« seid rf ist in diesem Jahr völlig ausgeschaltet,er hat keine Unterstützungbeansprnch.
Es sind im ganzen 37 Gemeinden, die zusammen einen Znschuß von 98 800 Mar erhalten hab .
Die Fachkommission II b bittet Sie, diesen Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt 3"^«^

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum- Ich eroffne du Aussprache. Das Wort hat
Herr AbgeordneterHauck. , .,...^c n. ^„..

Abgeordnet« Hauck- Werte Versammlung! Ich weiß nicht, ob es '"cht bei dieser Gelege -
heit einmal angebracht wäre, daß anch der Provinziallandtag en'mal e.ne Willn.s midgeb. „ «n
die prenßische Staatsregierung ergehen ließe, betreffenddie Verte.lmig der D°tatwnsmü n auf d.
einzelnenProviuzialverbäude. Wenn man die Uebersicht über du Verte'luug nachpM >md n
den Gedanken nicht los, daß da insbesondere die Rheinlande gegenüber den Provmzen Ostpreußen w-

"icht besonders günsti be acht werden. Es herrscht ja nach dem Gesetz em bestimmterV teUi^
"°dus. Aber ob dieser Verteilnngsmodus nuu gerade «n gerechter ist möcht ich be^
Meiner Auffassuug uach würde dem Provinzialverband Rheinland Unfalls e:n hoherer A e. an
den Dotationsrenten z stehen. Ich möchte zu erwägen bitten, ob der Pr° >M" chu mch
einmal eingehenddie Sache nachprüft, um dem nächsten Provmz'allandtag eme Entschluhnng vor
hellen, damit diese an die vreußische Staatsregierung abgesandt wird.

«ve^ te'er V^ender Ullenbaum- Weitere Wortmeldnngen üegen n^ ^
Ei" Antraa ist nicht aestellt sondern nnr eine Anregung gegeben worden. Ich last °eshaU> 'w

den Autra ^ Annahme des Antrages der II d ^ch ^'"^^^
Ueberweisung weiterer Dotationsrenten ist, den bitte ich. eme Hand zu erheben. Ich dante IY
Dns ist die große Majorität.

. Wir kommennunmehr zu Punkt 6: ^ ^ , , _ <,li,«,nrdneten Hauck und

Antrag der I. Fachkommission zn e^
Gen. ans Gewährnng e.ner Freifahr ^ l anf Ueberweisnng
sämtliche Bahnen innerhalb der Rheinprovinz,
^ps U„traas an die Staatsregiernng, c,< . ^> - «n ^
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Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Der Antrag der unabhängigen
Sozialdemokratie bezweckt, daß die Abgeordnetenin die Lage versetzt werden, ihr Mandat auch uach
jeder Richtung hin auszuüben. Aus diesem Grunde ist in der Fachkommission dieser Antrag beraten
worden. Der Antrag besagt weiter, wenn er hier im Plenum nicht zur Annahme gelangen sollte,
daß dann ein Gventualantrag cmgenommeu werden solle, der dahin sich ausdrückt,daß die Staats-
regiernng und der PreußischeLandtag ersucht werde», darüber Beschluß zu fafseu.

In der Fachkommissionwurde von der Pruvinzialverwaltnng betont, daß dieser Antrag
abzulehnensein. Einmal seien der Provinziallandtag und die Provinz nur eine Verwaltungsbehörde,
der Provinziallandtag sei nicht ein Parlament mit gesetzgeberischerBefugnis, dann aber auch würden
— so wurde betont — durch den ständigen Besuch der Anstalten die Anstalten in einer ständige»
Beunruhigung gehalten, und das wäre nicht gut. Im übrigen wurde weiter betont, daß die
berufenen Kommifsioncnsowieso in der Lage wären, die betreffenden Anstalten zn besuchen. (Zuruf
links: Trifft nicht zn!) Daraufhin hat dann die Mehrheit der Kommissionden Beschluß gefaßt,
diesen Antrag abzulehnen. Die Abstimmungdarüber ist getrennt erfolgt. Auch der zweite Eveutnal-
autrag ist gleich dem ersten gegen zwei Stimmen in der I. Fachkommissionabgelehnt worden.

Aus diesen Gründen ersucht die I. Fachkommission, diesem Antrage die Ablehnung aus¬
zusprechen.

Stellvertretender VorsitzenderUlleubaum: Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hanck: Meine Damen und Herren! Ich mnß jetzt gegen meinen Partei¬
freund Hoffmann, der Ihnen hier als Berichterstatter die Beschlüsseder Kommission unterbreitet
hat und der ja selbstverständlich objektiv nicht anders handeln tan», die Ausführungen der Kommission
einer Kritik unterziehen. Ich kann die Gründe, die die Kommissionanführt, durchaus uicht als
maßgebend erachten. (Sehr richtig! links.)

Zunächst einmal wird hier betont, daß der Antrag um deswillen abzulehnen fei, weil wir
keine gesetzgeberischeKörperschaft sind. Ich glaube, eiue dürftigere Begründung kann wohl die
Kommifsion für ihren Standpunkt der Ablehnung nicht geben. (Sehr gut! links.) Ein großer
Teil der hier anwesendenAbgeordnetendürfte wohl auch zugleichiu der Heimat, in den Städten,
Stadtverordnete sein; sie werden wissen, daß sie in den Stadtparlamenten, wenigstens in allen
größeren Städten, als Stadtverordnete ebenfalls Freifahrtkarten für sämtlichestädtische Straßen¬
bahnen erhalten. Das geschieht doch nicht lediglichzu ihrer Bequemlichkeit,damit sie einmal oder
auch mehrere Male in der Woche zu deu Sitzungen fahren können, souderu ausgerechnetzn dem
Zweck, damit sich der Stadtverordnete über alle Interessen, die die Stadtgemeinde angehen, jeder¬
zeit informieren kann. Und da könnten ja auch die Oberbürgermeister der Stadtverwaltungen
genau dieselbe Begründung geben und sagen: Wenn wir den Stadtvätern diese Fahrkarten geben,
dann sind sie den ganzen Tag nntcrwegs und beunruhigen uns unsere städtischen Betriebe, so daß
dort ein wirklichgedeihliches Arbeiten nicht möglichist. Also ich meine, eine größere Inkonsequenz,
als sie iu diesem Antrag liegt, kann ich mir eigentlichnicht denken. Ich nehme au, daß in dieser
Kommission auch ein gut Teil Stadtverordnete und schließlich auch Oberbürgermeistergesessen haben,
die zu dieser Frage gesprochen und hier ebenfalls ihre Willensmeinung in dem ablehnendenAntrag
der Fachkommission niedergelegthaben. Ich kann, wie gesagt, dies nicht anerkennen. Sie müssen
sich schon in dieser Zeit den neuzeitlichen demokratischenVerhältnissen einigermaßen anzupassen
versuchen. In dem früheren Provinziallandtag war das ja nicht so notwendig, da war diese Frage
nicht so akut, weil ja damals der Provinziallandtag hauptsächlichaus Beamten, städtischenoder
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staatlichen Beamten zusammengesetzt war, die auf Grund ihrer besonderen, hervorragendenTätig¬
keiten in deu einzelnen Verwaltungszweigen auch iu den Provinziallandtag delegiert gewesen sind.
Wir brauchen uns da ja bloß die Listen der frühereu Provinziallandtage anzusehen, dann hnbeu
wir ein treffendes Bild davon. Diese bisherigen Abgeordnetenwaren auf Grund ihrer dienstlichen
Verhältnisse zum guten Teil in der Lage, eventuell auch auf Dienstreisen, die sie vorzunehmen
hatten, über irgendwelche Verhältnisse, über die sie als Landtagsabgeorducte Kenntnis haben
mußten, sich zn informieren. Es ist aber heute ein ganz anderes Bild, das wir zu verzeichnen
haben. Wir haben in den Reihen der Zentrumsabgeordnetenauch eine ganze Reihe von Arbeitern,
die ebenfalls nicht in der Lage sind, selbst die Mittel aufzubringen; sie müssenaber jetzt, wenn sie
sich über irgendwelcheAngelegeuheitcninformieren und die Anstalten der Provinz besuche» wollen,
selbst die Reisekostentragen. Ich bin der Meinung, daß ihueu aber der Besuch der Anstalten
ermöglichtwerden muß, denn gerade den Arbeitervertreterngehen die meisten Beschwerden zu. Das
haben Sie ja im Laufe der diesmalige,, Tagung bereits erfahren. Die Verhandlungen würden
«och wesentlich an Sachlichkeit gewinnen, wenn die betreffenden Abgeordnetenfich an Ort und Stelle
Über die Beschwerden,die ihnen zugegangensind, informierenkönnten. Wir sollen Mittel bewilligen
für Wegebauten in den entferntestenGegenden der Rheinpruvinz, haben aber keine Gelegenheit,
auch selbst einmal die betreffendenStrecken, die nun als besondersverwahrlost von der Verwaltung
geschildert werden, in Augenscheinzu nehmen. Es muß doch wenigstens einer von der Fraktiou
die Möglichkeithaben, sich dort selbst ein Bild zu macheu.

Ich glaube auch nicht, daß die finanziellenSchwierigkeitenso groß sein können, daß dieser
Antrag nicht der Annahme wert wäre. Denn letzten Endes ist es doch nur ein Verrechnuugsmodus
zwischeudem Staat und den: Reich, genau so, wie heute die Reichstagsabgeordnctenund die
Landtagsabgcordnetender Preußischen LandesversammlungFreifahrtkarten im ganzen deutschenReichs-
gebiet haben. Wir verlangen ja nicht, daß wir im ganzen deutscheuReichsgebiet herumfahrcu
können, fondern wir wollen ja nur innerhalb der Grenzen der Provinz die MöglichkeitHavels uus
zu informieren. Die finanziellen Schwierigkeitenkönnen zweifellos nicht so sehr groß sein, daß
Man dies ablehnen kaun.

Wenn aber die Möglichkeitbesteht, daß die Provinz durch dieseu unseren Antrag zu sehr
belastet wird, so wäre doch zum mindesten der Eveutnalautrag doch der Annahme wert, diesen
Antrag der Staatsregierung zn überweisen. Ich meine, das ist ein Akt der Billigkeit. Wenn die
Staatsregierung dann gewillt ist, dieser unserer Anregung nicht zu folgen, dann haben ja anch
Ihre Vertreter im PreußischenLandtag die Möglichkeit, dort eventuell ihreu ablehuendenStand-
Punkt zur Geltung zu bringen. Aber auch den Eventualautrag von vornherein abzulehnen, das
halte ich doch nicht für der Billigkeit entfprechend, die Sie unserem Antrage widerfahrenlassen müßten.

Ich kam, mich des Gefühls nicht erwehren, daß Sie den Antrag nur um deswillen abge»
lehnt haben, weil er eben von der Linken des Hauses gekommen ist. (Widerfpruch.) Dieses Gefühl
werde ich nicht los. Andererseits mnß man aber anch konstatieren:Sie lehnen dann diesen Antrag
lediglich ab, weil Sie fürchten, daß sich dann die Linke des Haufes und ebenfo auch die Arbeiter-
Vertreter des gesamte« Hauses einmal einen eingehendenEinblickin die Provinzialverhältnissever¬
schaffen,und daß dadurch schließlich eine unliebsame Kritik herbeigeführt werden könnte. Diese
Befürchtung ist dann wohl das Maßgebende für die Ablehnung.

Falls Sie nun diesen unseren Antrag sowie den bereits bekannt gegebenen Evcntualantrag
ablehnen sollten, so möchte ich die werte Versammlung ersuchen,aber zum mindestendann einen
weiteren Eveutnalautrag anzunehmen, daß wenigstensdie Mitglieder des Provinzialcmsschussesund
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die Mitglieder der Provinzialkommissionen,die Sie einsetzen,während der Zeit, wo nicht getagt
wird, auch aus eigenemAutriebe die Gelegenheit haben, sich informieren zu können. Ich glaube,
dieser Antrag ist zum mindestenanzunehmen. Wir stellen deswegenden weiteren Eventualantrag:
„Falls unsere vorhergehendenAnträge abgelehnt werden, beantragen wir, die Freifahrkarten den
Mitgliedern des Provinzialausschussesuud der Provinzialkommissionenzu gewähren".

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat die AbgeordneteFrau Plnm.
AbgeordneteFrau Plum: Meine Damen und Herren! Wenn wir uns dem Antrage der

UnabhängigenPartei anschließen, so aus den Gründen heraus, weil es eine unbedingteNotwendigkeit
ist, daß den Abgeordnetendas Recht eingeräumt wird, sich zu jeder Zeit von den Verhältnissen in
den Anstalten überzeugen zu können. Wenn der Antrag in sämtlichen Kommissionen,wie auch schon
angedeutet wurde, mit der Begründung abgelehnt wurde, es würde eine zu große Erregung in den
Anstalten durch die öffentliche Kontrolle hervorgerufen,so glaube ich annehmen zu dürfen, daß eine
größere Erregung in den Anstalten entsteht, wenn die Gesamtkommissioneine Revision vornimmt.
Wenn da schließlich einmal zwei oder drei Vertreter hineinkommen,wird keine Erregung entstehen.
Wir als Arbeitelvertreter wissen ganz genau, wie es mit den Kontrollen in den Anstalten, die von
feiten der Provinz eingeleitet werden, bestellt ist. Wenn eine Kontrolle stattfinden soll, wird sie
schließlich 14 Tage bis 3 Wochen vorher angemeldet, und wenn die Kommissionin die Anstalt
kommt, so findet sie alles in schönster Ruhe und Ordnung; es sind keine Mißstande vorhanden,
infolgedessen sind auch keine abzustellen, Es würde aber anders sein, wenn, wie auch vorhin betont
wurde, deu Mitgliedern das Recht gegeben wird, die vorgebrachtenund vorgelegtenBeschwerden an
Ort und Stelle zu prüfeu.

Meine Damen und Herren! Ich habe gerade in dieser Beziehung schon trübe Erfahrungen
in der Armenpflegegemacht, wo mir auch das Recht zugestandenwnrde, eine Anstalt zu besuchen,
in der Waisenkinderuntergebracht waren; wie ich in die Anstalt kam, wurden mir die Kinder schön
vorgeführt, und das Ganze war erledigt. Das wird aber aufhören, wenn den Kommissions«
Mitgliederndas Recht eingeräumt wird, die Anstalten zu besuchen. Weil sie dies notwendig haben,
schließen wir uns dem Antrage der U. S. P. an, den Mitgliedern nun auch die Gelegenheit zu
geben, die Anstalten aufzusuchen. Wir als Arbeiter sind nicht in der Lage, uns dafür das Nötige
aus unserer Tasche zu erlauben. Deshalb fordern wir nicht, daß diese Euentualanträge angenommen
werden, sondern wir bitten Sie, den Antrag anzunehmen, daß sämtlichenMitgliedern des Hauses
Freifahrttarten gewährt werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteBrauer.
Abgeordneter Brauer: Meine Damen und Herren! Den Antrag Hauck haben wir vor

allen Dingen deshalb abgelehnt, weil wir die damit verbundenen erheblichen Kosten nicht verant¬
worten können. Ich habe aus dem Bericht zum Hcmshaltsplau ebeu ausgezogen, daß wir jetzt für
die Kosten des Provinziallandtages 600 000 Mark angesetzt haben, also für Diäten, Fahrten ufw.;
30000 Mark sind angesetzt für Fahrten uud Spesen des Ausschusses,1600 Mark für den Pro-
vinzialrat uud 50 000 Mark für die verschiedenen ständigenKommissionen,3000 Mark dann noch
für die Vertretung bei der Erledigung der Gefchäfteder Neutenbcmk,das find Lnmum nuruniaruiu
684 600 Mark. Wenn Sie die erheblichenDiäten abrechnen, die durch die lauge Tagung des
Provinziallandtages in Frage kommen, so werden Sie sehen, daß es noch immer eine ganz
beschränkte Ausgabe ist, die wir hente für Fahrkarten zu machenhaben. Ich habe mir von sach¬
kundigerSeite sagen lassen, daß die Gewährung von Freikarten uns vom Reich zum mindesten
m,t 1 MWon Mark angerechnetwürde, so daß wir mindestens1 Million Mark allein für Fahrten
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zu vergüten hätten. Da würde doch das Volk und die Arbeiterschaftes wahrhaftig nicht verstehen,
wenn wir bei den derzeitigenfinanziellenNöten eine derartig große Summe auswerfen würden, um
allen Abgeordneten Freikarten zu allen möglichenZwecken zu gewahren. (Sehr richtig! rechts.)

Meine Damen und Herren! Es ist auf die Städte hingewiesen worden. Auch eine Reihe
von Städten haben keine Freifahlkarten. Die Dinge liegen bei den Städten aber auch etwas
anders. Wenn man beispielsweise die Verhältnissein Düsseldorfbetrachtet, wo jeder Stadtverordnete
mindestensein paarmal in der Woche in Kommissionenund bei sonstigen Anlässen tätig ist, womit
selbstverständlich Besichtigungenaller Art nnd Vorarbeiten verbunden sind, kann man es schon eher
«erstehen, daß man da zu dem Entschlüssegekommen ist, den Stadtverordneten Freifahrtkarteu zu
gewähren. Aber bei uns liegen die Dinge, wie gesagt, doch etwas anders. Wir haben ja für die
ständigen Kommissionen Geschäftsordnungenerlassen, nnd danach haben mehr als drei Kommissiuns-
»ütglicder das Recht, zu beantragen, daß die betreffende Kommissionzusammentritt. Sie tonnen
nanu auch die Tagesordnung verlangen usw. usw. Wenn also irgendwie Beschwerdenerheblicher
Art vorliege«, haben wir es heute iu der Haud, daß wir zusammentretenund daß diese Dinge ans
die Tagesordnung gestellt werden,

Frau Plum weist auch darauf hiu, uud tatsächlich liegen die Dinge so, daß wir Arbeiter
-^ das gebe ich offen zu — aus gewissen trüben Erfahrungen, ° auch bei der Gcwerbccmfsicht, immer
mit einem gewissen Mißtrauen diesen vorher angekündigtenBesichtigungengegenüberstehen.Ich gebe
zu, daß es außerordentlichnützlich sein kann, unangemeldetAnstalten zu besuchen,nicht nur zur
Abhilfe der Beschwerde«, souderu auch im Interesse der Verwaltung selbst, weil sich doch zweifellos
manche Vorwürfe als unbegründet herausstellen werden. Uebrigens habe ich bei den gelegentlichen
Anstnltsbesuchenimmer das Gefühl gehabt, als wenn es außerordentlich nützlich wäre, wenn der
grüßte Teil von uns diesen Anschauungsunterrichteinmal genießen könnte. Er würde in bezug
auf die Provinzinlaustalteu uud die Tätigkeit der Proviuzverwaltuug in der viclgeschmähten Vor¬
kriegszeitsich ein ganz anderes Bild machen. Nun liegt die Sache wie gesagt aber tatsächlich so,
baß es Fälle geben kann, wo ein uuverhoffter Besuch einmal notwendig ist. Es muß dauu
mindestenseinein von der Fraktion möglichsein, einen derartigen Besuch zu macheu; das gebe ich
vollauf zu. Diese Möglichkeit liegt aber vor. Jede Fraktion ist in den einzelneuKommissioncu
vertreten. (Widerspruch.) In diesen Kommissioneusind meines Erachtens alle Parteien vertreten,
wenigstens haben sie irgendwelchenahestehendeVertreter darin. Wir haben doch neuugliedrige
Kommissionen. Wenn es nicht direkt die Partei ist, so ist es ein der Partei nahestehenderMann
uder eine Abgeordnetein der Kommission.

Nun haben wir uns auch über diese Frage in der Fachkommissionunterhalten, weil ja
von Anfang an gesagt wurde, der Zweck soll sein, daß die Anstalten einmal besucht werde« können,
damit man sich aus eigener Ueberzeugung ein Bild darüber machen kann, ob die Beschwerden
begründet sind, ob Abhilfe notwendig ist, ob Verbesserungenangebracht werden können usw. usw.
Die I. Fachkommissionhat sich bei einem anderen Punkte der Tagesordnung darüber unterhalten,
und wir haben den Wunsch ausgedrückt, daß bei der Geschäftsordnung, die für die Kommissionen
festgelegt worden ist, vielleicht künftig vorgesehenwird, daß die Fahrkosten auch bei derartigen
Einzelbesuchenden Abgeordneten zurückerstattetwerden können. Ich glaube, damit könnten wir
vollauf zufrieden sein. Es ist der Weg vielleicht möglich, daß man die Geschäftsordnungso andern
kann, daß es heißt, daß bei Vesichtignng der Anstalten durch einzelne Kommissionsmitglieder—
und nm einen Niegel vorzuschieben, daß auch damit kein Mißbrauch getriebenwerden kann — die
Fnhrkostenim Einverständnis mit dem Vorsitzenden zurückerstattet werden können. Das Recht, die
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Anstalten zu besuchen und diese oder andere Dinge zu kontrollieren,haben die Kommissionsmitglieder,
Wir haben doch unsere Ausweiskarten. Jederzeit müssen wir in den Anstalten zugelassenwerden,
Frau Plum ist anscheinend nicht recht im Bilde, wenn sie glaubt, daß diese Möglichkeit heute uicht
besteht. Sehen Sie sich doch einmal die Geschäftsordnungan. Wir haben in der I. Fachkommission
das Erwarten ausgesprochen,daß ein Weg gefunden werden muß, um den einzelnen Mitgliedern
der Kommission,ohne ihr Portemonnaie allzu stark zu belasten, Gelegenheit zu geben, die Besich»
tignngen vorzunehmen. Wenn das in der Geschäftsordnungberücksichtigt wird, ist der Zweck, den
die Antragsteller ursprünglich verfolgt haben, voll erreicht, und wir sparen die erheblichen Kosten,
die wir, wie ich nochmals betone, besonders der Arbeiterschaft gegenüber durchaus uicht verant¬
worten können. (Beifall rechts und in der Mitte.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bauknecht.
Abgeordneter Bauknecht: Meine Damen nnd Herren! Auch wir sind damit ein¬

verstanden, daß einzelne Mitglieder der Kommissionnicht allein angemeldet,sondern auch unangemeldet
da und dort die Anstalten besuchen können. Für diese Eiuzelbcsuche seitens der Kommissionen sollen
nach Benehmen mit dem Provinzialausschnß nachträglichdie Kosten gedecktwerden.

Es wäre uns auch erwünscht,wenn ein Modus gefunden werden würde, wonach wir den
einzelnen Abgeordneten,die in ländlichenBezirken sind, da und dort, wo sie mit den örtlichen Ver¬
hältnissen vertraut sind, auch mit den Verwaltungsorganen Fühlung nehmen und in der Lage sind,
sich eingehendzu unterrichten, gestatten, diese Anstalten zu besuchen. Es ist zweifellosganz richtig,
daß man in die Materie nicht so eindringen kann, wie die Abgeordneten in den einzelnenOrten,
die sich mit den Anstalten ins Benehmen setzen können und dort auch Vertraute haben.

Aber allgemeinwie Herr Hauck zu sagen, daß alle Abgeordnetendie Freifahrkarten benutzen
können, um so ^beliebig die Anstalten zu besuchen, dürfte doch des Guten zuviel sein. Ich habe
auch persönlichdie Ueberzeugung,daß nicht alle AbgeordnetenZeit haben, sich in die Materie so
hineinzuarbeitenund sich um alle Dinge, die nun einmal den Provinziallandtag angehen, zu kümmern.
Es ist auch praktisch durchaus unmöglich, daß diese Anstalten, selbst wenn sich die Abgeordneten
darin so betätigenkönnten, wie von dem Antragstelleruns gesagt wird, davon Gebrauch machen können.

Das würde eine Beunruhigung nicht nur der Anstaltsleiter, sondern auch eine gewisse
Belästigung der Anstaltsinsassenmit sich bringen. Es kann ihnen doch nicht zugemutet werden,
alle Augenblicke von derartigen Besuchenausgefragt und schließlich in letzter Linie auch ausgehorcht
zu werden. Das scheint mir doch nicht angenehm zu sein.

Der Vergleich mit den Kommnnen ist nicht ganz richtig, Meiu Herr Vorredner hat
schon gesagt, daß der Vergleich hinkt. In der Kommunalverwaltung liegen die Dinge doch ganz
anders als im Provinziallandtag. Ich will auch konstatieren, daß leider noch nicht einmal alle
Kommunen ihren Stadtverordneten Freikarten geben. Das ist im wesentlichennur in größeren
Städten der Fall. Auch gute Mittelorte geben heute noch nicht ihren Stadtverordneten Freifahrt»
karten; dort müssendie Stadtverordneten die Fahrten aus der eigenen Tasche bezahlen.

Der Hauptgesichtspunlt,womit meine Freunde die Ablehnung begründen, ist der, daß es
auch bei den Arbeitern, den breiten Massen, nicht verstanden werden würde, wenn sämtliche Abgeordneten
Freifahrtkarten bekämen. Es ist ganz ohne Zweifel, daß in den breiten Kreisen der Bevölkerung
nicht nur gegen die Freifahrtkarten der Stadtverordneten Einwendungenerhoben werden, sonderndaß
auch Anstoß genommenwird an den Freifahrtkarten der Mitglieder des Preußischen Landtags, wie
auch des Deutschen Reichstags. (Sehr richtig! rechts.) Man sieht darin ein gewisses Privilegium
für dieiemgen Personen, die politische Mandate haben. Gerade vom Arbeiterstandpunkteaus sollten
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wir uns durchaus gegen diesen Schein wahren, damit man nicht sagt, daß man, weil man Abgeordneter
ist, sich dadurch persönliche Vorteile verschaffen will. (Sehr richtig!)

Bezüglich der einzelnen Verwaltungsunkosten,die mein verehrter Herr Vorredner hervor¬
gehoben hat, die 684 000 Mark betragen sollen, muß ich sagen, daß ich eigentlichdiese Summe
nicht sehr hoch finde, insbesondere,wenn davon noch die Tagung des Landtags usw. abgestrichen
werden kann. Da finde ich die Summe nicht so außerordentlich;da teile ich seine Auffassung uicht.

Ich teile aber erst recht nicht die Auffassungdes Eventualautrages des Abgeordnete»Hauck,
der dahi» geht, dem Provinzialausschuß uud den Kommissionendie Karten zuzugestehen. Das
wäre meines Erachtens eine nicht gleichmäßigeBehandlung der Mitglieder dieses hohen Hauses.
Unter diesen: Gesichtspunkt bin ich grundsätzlich anch dagegen,daß diesen Mitgliedern der Kommissionen
sowie des Provinzialausschussesdiese Freifahrtkarten eingehändigtwerden. Ich wende mich namens
meiner Freuudc gegen diesen Eventualantrag, der mir noch gefährlichererscheint, als der allgemeine
Antrag, ans grundsätzlichen Erwägungen,

Die Summe von 1 Million Mark für die Freifahrtkarten erscheintmir auch zu hoch.
Obwohl ich im allgemeinenkein finanzieller Klcinkrämerbin, so erscheintmir auch eine bedeutend
kleinere Summe mit ein Grund zu sein, der es rechtfertigt, diesen Antrag der U. S. P. abzulehnen,

Stellvertretender Vorsitzender Ullcnbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKnab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Sie sind sich doch alle darüber klar,

daß dieses bürgerlich-demokratische Parlament sich aus den Notwendigkeitender Entwicklung der
bürgerlichenGesellschaft ergeben hat, organischmit ihr verbunden. (AbgeordneterWallras: Jawohl!
Heiterkeit.) Das Fundament dieses bürgerlich-demokratischenParlaments ist das Vertrauen, mit
dem die bürgerlichen Wähler ihre bürgerlichen Vertreter in das bürgerlicheParlament entsenden
Dieses Vertrauen, das die bürgerlichenWähler in ihre bürgerlichenVertreter setzen, ist von ihrem
Standpunkt vollauf gerechtfertigt. Sie werden auch niemals gefunden haben — wenigstensmir
und meinen Freunden ist es nicht bekannt —, daß jemals ein bürgerlicherVertreter, der in ein
bürgerliches Parlament hineingewählt worden ist, dort das Vertrauen seiner Wähler in solch
starkemMaße getäuschthat, daß er sich plötzlich im Parlament zur proleiarisch.sozinlistischen Ansicht
bekehrt hat. Also, der wesentliche Grundzug dieses Parlaments ist das Vertrauen, und das können
die bürgerlichen Wählermaffen zu ihreu bürgerlichen Vertretern haben, denn diese können ja im,
bürgerlichen Parlament ans Grnnd der bestehendenWirtschafts- und Gesellschaftsordnungnur
bürgerlichePolitik treiben. Anders liegen die Dinge für das Proletariat, für die Arbeitcrmafsen.
Sie wissen, daß das Proletariat sich den Weg ins Parlament erkämpfen mußte iu langjährigen,
jahrzehntelangen Kämpfen. Ich brauche auch Sie, meine Herren von der Mitte, besondersdie
Herren, die den christlichen Gewerkschaften angehören,nur daran zu erinnern, wie es ihnen ergangen
ist, als sie zum ersten Mal in wilhelminischer Zeit in den Reichstag eingezogen sind. Wenn dort
einer Ihrer Arbeitervertreter gesprochen hat, sind die sauberm Herrschaftenvon der Rechten auf¬
gestanden und nach draußen gegangen. Diefe Tatsache müßte Ihnen doch bekannt sein. Genau
su wisseu es auch die Mehrheitssozialisteu,wie sie in der Vergangenheitgetamvfthaben. (Abgeordneter
Vauknecht: Was hat das mit dieser Sache zu tun?) Heute haben sie erreicht, was sie wollten,
sie sitzen in einem Parlament, uud neuerdings heißt die Ucberschrift über dem Gesamtstaat„Republik"
statt Monarchie. Aber Sie wissen auch, daß unsere heutige Gesellschaftsordnunggenau diefelbe
wie vor dein Kriege ist, nämlich die privatkapitalistische,und heute vertreten Sie gegen diese einen
ganz anderen Standpunkt als damals, meine Herren von der Rechtssuzialdemokmtie.(Sehr richtig!
bei den Mehrheitssozialisten.) Lesen Sie nur die Stenogramme der Reden, die Ihre Abgeordneten
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in den Vorkriegsjahren gehalten haben. Das, was ich hier einleitend ausgeführt habe, haben Sie
dort wiederholt gesagt: Wir als die Vertreter der Arbeiterschaft,des Proletariats, der neuen Klasse,
die Träger der Produktion ist, können kein Vertrauen zu einem bürgerlichenParlament und zu
sciueu ausführenden Organen der bürgerlichenVerwaltung haben. (Abgeordneter Funk: Was hat
das aber mit den Fahrkarten zu tun?) Darauf kommeich noch. Dieses Vertrauen können wir
auch heute nicht zu diesem Parlament haben, weil es ja auf der kapitalistischenGrundlage wirt¬
schaften muß. Wir find eben Vertreter der kommunistischen Wirtschaftsauffafsung. Das werden
Sie uns nicht nehmen können. Unsere Wähler haben uns in dieses Parlament als die Vertreter
ihrer Wirtschaftsauffassung hineiugesandt. Wir haben die Pflicht, hier uusere Forderungen zu
stellen, obwohl wir wissen, daß wir ans Grund dieses Parlaments niemals zur Verwirklichung
einer sozialistischen oder kommunistischen Wirtschaftsordnung kommenwerden. (Sehr richtig! links.)
Das liegt darin begründet, daß dieses Parlament nicht dem Wesen der Arbeiterklasseentspricht,
sondern dem Wesen der bürgerlichen Klasse. Unsere Wähler verlangen mit Recht von uns, daß
wir innerhalb dieses Parlaments alles daransetzen, um deu Masseu draußeu zu zeigen, wie hier
ihre eigensten Interessen verraten werden für die Interessen gewisser kleiner Gruppen der Bevölkerung.
Das hat doch z. B. gestern die Debatte über die Eingemeindung Worringens genügend gezeigt.
(Rufe: Zur Sache!) Beruhigen Sie sich, Sie kommennachher auch noch dran.

Wir haben die Pflicht, zu verlangen, daß uns mindestens ein Kontrollrechtgegeben wird,
nicht nur über die Zeutralinstanzen, sondern über alle Verwaltungszweigeund Anstalten der Provinz.
Das müssen wir grundsätzlichfordern, denn wir haben nicht das Vertrauen in diese Herren von
der Verwaltung und in deren untergebene Organe. Das hat sich ja gestern gezeigt, als Herr
Geheimrat Schmidt zugeben mußte, erfreulicherweifeseien die Ueberschüsse in den letzten Iahreu
höher geworden, diese wären aber in den Haushaltsplan der Anstalten nicht hiueingeschrieben
worden, weil der Staat, der zwei Drittel der Kosten der Fürsorge trägt, auch zwei Drittel der
Ueberschüsse beansprucht. So schreibt nicht die „SozialistischeRepublik", sondern die Kölnische
Zeitung. Sie haben damit selbst zugegeben,daß manches faul ist im Staate Dänemark. Schon
aus den Gründen müssen wir verlangen, daß wir ein Kontrollrecht haben.

Nun zu dem Antrage, den die unabhängige Fraktion hier vorgelegt hat. (Zuruf rechts:
Endlich!) Meine Herren, das war die Einleitung, und sie war deshalb notwendig, weil Sie fo
schwer von Begriff find. (Heiterkeit.) Der Antrag der unabhängigen Fraktion verlangt nicht das
Kontrollrecht. Das möchte ich auch dem „Arbeitervertreter" des Zentrums, Herrn Brauer, sage»
uud auch dem Abgeordneten Bauknecht,der sich wahrscheinlich einen Lethetrunkzu Gemüte geführt hat,
um zu vergessen, was einstmals war. (Heiterkeit.)

In diesem Antrage wird lediglich die Möglichkeit verlangt, eine Anstalt besichtigenzu können.
Darüber sind Sie sich doch klar, meine Herren von der Mehrheitssozialdemokratie,daß unsere Ver¬
treter in den Parlamenten finanziell nicht so gesegnet sind, daß sie sich die Ausgaben für Fahrgelder
so leisten können wie die meisten Herren von der Rechten, die Großagrarier, Oberbürgermeisterusw.
sind. (Zurufe rechts: Hoffmann!) Er hat es jedenfalls nicht zufammengestohlen, wie andere Leute
es tuu. (Lachen. Abgeordneter Ianfen-Lammersdorf: Arbeitergroschen!) Herr Pastor Ianfen,
wenn Sie gerade auf diefes Gebiet kommen, dann wollen wir einmal sehen, wer das Voll jahr¬
hundertelang für die Kirche ausgesaugt hat, die nach Goethe einen großen Magen hat. Sie kann
bekanntlich viel vertragen, und Sie in Lammersdorf werden auch nicht zu kurz kommen. (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich bitte den Herrn AbgeordnetenKnab, sich
etwas zu mäßigen und mehr zur Sache zu sprechen.
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Abgeordneter Knab (furtfahrend): Ich möchte Sie bitten, zunächst das Parlament zu
ersuchen, sich zu mäßigen; das ist die Voraussetzung.

Der Antrag der U, S.P. verlangt lediglich die Möglichkeit einer Anstaltsbesichtigung.
Wenn Herr Bauknecht anführt, es wäre auch den Insassen der Anstalt nicht recht, so oft gestört
zn werden, so kann ich nicht sagen, daß die Leute der von mir besuchte« Anstalten betrübt darüber
waren, daß sie einmal offen aussprecheukonnten, was sie bedrückte. Was Herr Baukuecht sagt,
wird vielleicht der Fall sein, wenn die Herren von der Mitte kommen. (Heiterkeit.) Besonders
wenn sie solche Schwarzröcke sehen, kaun es ihnen schlecht werden. (Pfui-Nufe im Zentrum.)

Nuu hat Herr Baukuechtgesagt, man könne es vor der Arbeiterschaftnicht verantworten,
eine Million für diesen Zweck auszuwerfen. Der angeführte Betrag entsprichtnicht den Tatsachen.
Wir sind genauer informiert worden. Er beträgt nicht eine Million Mark, sondern knapp eine
halbe Million.

Aber die Herren von der Mehrheitssozialdemokratie,vom Zentrum und von der Rechten
haben es verantworten könren, Millionen auszuwerfen, um zugunsten der „notleidenden" Land¬
wirtschaftgewisse Betriebe aufrecht zu erhalten, (Bravo! rechts.) Das können Sie vor der Arbeiter¬
schaft verantworten, obwohl Ihnen jedes Kind auf der Straße sagen kann, daß es für diese Herren
weniger notwendig ist als für Arbeitervertrcter, die von ihren paar Groschen das Fahrgeld nicht
aufbringen können, um eine Anstalt zn besichtigen. Wenn Sie vom Zentrum uud von der S. P, D.
nur einen Funken soziales Empfindenhätte», müßten Sie wenigstens die Richtigkeit dieser Behauptung
einschen. Ich will ganz davon schweigen, ob Sie dann auch die Konsequenzaufbrächten, dafür
einzutreten. (AbgeordneterMelich: Sehr gut!)

Als in der l. Fachkommission der Antrag vorgebracht wurde — er wurde vom Abgeordueten
Hoffmaun begründet —, sprach sofort der Landeshauptmann und bemühte sich, die Sache gleich
auf ein anderes Geleise zn schieben, indem er sagte: „Es ist noch nie dagewesen, daß die einzelnen
Abgeordnetenim Parlament das Kontrollrechthaben". Das war ja gar nicht mit dem Antrage
der U, S.P. ausgesprochen. Ich würde dem Herrn Landeshauptmann eine entsprechende Antwort
gegeben haben, wenn nicht unser „allverehrter" Herr Dichgans plötzlich einen Schlußantrag ein»
gebracht hätte. Herr Dichgans, Sie haben es vermocht, die Diskussion abzuwürgen, weil Ihre
Freunde innerlich gegen den Antrag waren, und Sie fanden eine Mehrheit. Hätten Sie es nur
während des Krieges verstanden,Ihre Freunde zur Abwürgung des Krieges zu veranlassen, dann
hätten Sie ein besseres Werk getan. Hier waren Sie nicht so flott bei der Hand. Ihnen scheint
es im Kriege zu gut gegangen zu sein; sonst würden Sie wenigstens etwas sozial denken.
(AbgeordneterDichgans: Logik!) Die vermisseich eben bei Ihnen. Ich bin aber gern bereit,
Ihnen ein Privatissimum über Logik zu halten.

Was also in dem Antrag begründet liegt, heißt: Wir wollen die Mittel zur Anstalts-
besichtiguughaben. Die Arbeiterschaft draußen wird dafür Verständnis haben, weil die Ursache
dieses Antrages ist: Im Interesse der Allgemeinheitwollen wir die Möglichkeit zur Kontrollehaben.
Im Parlament brauchten wir manches nicht zu erörtern, wenn wir an Ort und Stelle hingehen
könnten. (AbgeordneterMelich: Sehr richtig!) Doch dazu fehlen nns die Mittel. Ich kann aber
Ihnen versichern,ob Sie den Autrag ablehnen oder nicht, wir werden Ihnen in der kommenden
Zeit das Leben recht sauer machen!

Dann möchte ich zum Schluß noch das eine sagen: Gs ist im November 1918 etwas
vergessen worden: einmal gründlich in den Provinzialuerwaltnngen und bei diesen Reaktionären hier
aufzuräumen. (Bravo! bei den Kommunisten.)
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Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr
AbgeordneterMaus.

AbgeordneterMaus: Ich beantrage Schluß der Debatte.
Stellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Es ist ein Antrag auf Schluß der Debatte

gestellt. Zum Wort gemeldet haben sich noch die AbgeordnetenBambcrger, Vilchsenschiltz,Orlovp
und Esser. Ich lasse über diesen Geschäftsordnungsantrag abstimmen. Wer für Schluß der
Debatte ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen, Das ist die Majorität.

Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? (AbgeordneterHoffmann: Nein!)
Wir kommen nun zur Abstimmungüber die vorliegendenAnträge, Ich bin der Meinung,

daß wir über den Antrag der Fachkommission getrennt abstimmen. Der Antrag lautet ja folgender¬
maßen: „Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag des Abgeordneten Hanck und Genossen,
jedem Abgeordneteneine Freifahrtkalte für sämtliche Bahne» innerhalb der Grenzen der Rheinprovinz
zu gewähre»." Das wäre der eigentlicheAntrag; darüber wollen wir zuerst abstimmen. Daim
kommt der weitere Antrag: „Eventuell ist dieser Antrag als Willenskundgebungder Staatsregierung
uud dem Preußischen Landtag zur Beschlußfassungzu überweisen."

Die Fachkommission hat vorgeschlagen, beide Anträge abzulehnen. Aber ich werde getrennt
darüber abstimmenlassen.

Während der Diskussionhat Herr Hauck hier noch einen weiteren Evcntualantrag gestellt,
und zwar dahingehend:

„Sollte das hohe Haus dem Antrage der Fachkommissionzustimmen, so wird folgender
Eoentualantrag gestellt: „Falls Ablehnungerfolgt, beantragen wir, die Freifahrtkarten den Mitgliedern
des Provinzialausschussesund der Provinziallommissionenzu gewähren".

Wer für den Antrag der Fachkommission ist, den Abgeordneteneine Freifahrtkarte nicht zu
gewähren, den bitte ich, eine Hand zu erheben, (Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Seht,
die Mehrheitssozialisten!) Das ist die große Mehrheit. Dem Antrage ist zugestimmt.

Wer weiter dafür ist, daß der weitere Antrag, diesen Antrag der Preußischen Staats-
regierung und dem Preußischen Landtage zur Beschlußfassungzu überweisen,abgelehnt wird, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das ist auch die Majorität,

Wir kommen jetzt zu den. Antrage des AbgeordnetenHauck, der lautet: „Falls Ablehnung
erfolgt, beantragen wir, die Freifahrtkarten den Mitgliedern des Provinzialausschusses und del
Provinzialkommissionenzu gewähren." Wer für diesen Eoentualantrag ist, den bitte ich, eine Hand
zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. (Zurufe: Ist doch gar nicht nötig!) Der Antrag ist
abgelehnt.

Damit ist Punkt 6 der Tagesordnung erledigt.
Wir kommen zu Punkt 7:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan
») zur Zahlung von Ruhegehältern «. an Pruvinzialbeamte uud von

Witwen- und Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene,

d) zur Zahlung von Invalidengelderu (Unterstützungen) und Witweu-
und Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Beamte, Ange¬
stellte und Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene, "

c) über die Dr. Klein-Stiftung für das Rechnungsjahr vom 1. April
1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFalk, Ich erteile demselbendas Wort.
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Abgeordneter Falk: Die I. Fachkommissionbittet um unveränderte Annahme. Die
Vegrü»d»»g glaube ich dem Hause ersparen zu dürfen. Ich habe nur zu zwei Punkten eine kurze
Bemerkung zu machen.

In Titel II Nummer 1 des Haushaltsplans ist zur Bestreitung der Ruhegehälter ein
Pauschbetragausgeworfen--- 15"/« der ruhegehaltsbcrcchtigtcn Durchschnittseinkommen.Die I. Fach¬
kommission ist der Auffassung, daß es fraglich erscheint, ob in Zukunft der Pauschalbetrag von
^5"/« genüge» wird, da mit einem größerenZugang von Pensionären wohl gerechnet weiden muß.
Deshalb wünscht die Fachkommission, daß in Zukunft der Betrag f-ür die Pensionen rechnnngs-
N'äßig genan festgestellt und der tatsächliche Bedarf, zuzüglich eines Schätzuugs-
betiages für im Laufe des Jahres eintretenden Mehrbedarf, in den Haushaltsplan
eingesetzt wird.

Zweitens wünscht die Fachkommission,daß aus dem Haushaltsplan der Untertitel I
Nummer 3 verschwindet. Dort sind aufgeführt: „Ordnungsstrafen der Provinzialbeamten
und Angestellten", Der Einnahmebetrag ist mit ganzen 30 Mark ausgeworfen. Die Fach¬
kommission ist der Meiuuug gewesen,daß für die Folge dieser Einnahmebetrag nicht mehr unter
dieser Bezeichnungaufgeführt werden soll, sondern unter „Unvorhergesehenes" aufzunehmenist.

Sellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat
der Herr AbgeordneteSchaaf.

Abgeordneter Schaaf: Meine Damen und Herren! Ich habe zu dem Punkte dem hohen
Hause resp, der Verwaltung eine Mitteilung- zu machen, die mir von dem Pflegepersonalder ver¬
schiedenstenAnstaltenwurde, daß ihnen an ihren Pensionsbezügendie Beträge der Invalidenversicherung
^gezogen würden. Ich höre, das entspräche den gesetzlichen Bestimmungen. Zugegeben. Aber
unbedingt ist das doch eine kolossale Härte. Das Ruhegehalt wird besondersfür die heutige Zeit
ziemlichknapp sein. Jedenfalls können die Pfleger — und es waren auch Verwalter und höhere
Angestelltedabei — die Zuschüsse im Betrage von 70 Mark, die es heute gibt, zu der Pension
sehr gut gebrauchen. Ich möchte bitten, daß die Verwaltung oder der Provinzialausschuß zusieht,
daß hier möglichst bald eine Aenderung erfolgt.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Orlopp.
AbgeordneterOrlopp: Meine Damen und Herren! Das Invalidengeld für die einzelnen

Angestelltensowie Arbeiter ist heute absolut unzureichend. Wir wissen wohl, daß die gesetzlichen
Maßnahmen dem entgegenstehen,hier wesentlich höhere Beträge offiziell zu zahlen. Wenn Sie
"ber die Einkommendieser Leute kennen, dann müssen Sie zugeben, daß es ausgeschlossen ist, daß
eme Familie in der Lage ist, sich satt Brot kaufen zu können; ich will von andere» Lebensmitteln
gar nicht sprechen.

Ich habe hier z. B. ein Schreiben von einem Hafemufseher vor mir liegen. Derselbe
"°r 12 Jahre im Dienste der Provinzialuerwaltung. Dieser Mann, der im Kriege gewesen ist
und dort angeblichfür das Vaterland gekämpst hat, bekommt für seine Frau und seine 4 Kinder
im Monat zusammen 226 Mark. Nachdem die Invalidenrente erhöht wurde, wurde ihm diese
Erhöhung zum größteu Teil angerechnet, so daß er heute in der glücklichen Lage ist, ein Ein¬
kommen von 336 Mark für eine sechsköpfige Familie im Monat zu erhalten. Wenn nicht seine
Mitarbeiter, wenn nicht die übrigen Angestelltenund Arbeiter ihn tatkräftig unterstützt hätten,
dann wäre die Familie buchstäblich verhungert. Die Frau hat sich von ihren Kindern weggerissen;
s'° trägt heute bürgerlicheZeitungen ans, damit sie im Monat noch 100 Mark nebenbeiverdient,
obwohl sicherlich die Mutter zu ihren Kindern gehört und nicht auf die Straße, um Zeitungen
"Uszulragen.
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Ich habe nur zwei krasse Fälle herausgenommen. Ich könnte mich auch hier Hinstelleu
und stuudeulang Ihnen einzelne Beschwerdenvortragen; die Zeit ist mir aber selbst zu kostbar
dafür. Ich habe nur zwei der treffendstenFälle herausgeschält.

In dem anderen Falle handelt es sich um die Witwe eines Arbeiters. Der Arbeiter
war 20 Jahre im Dienste der Provinzialverwaltung tätig. Der Mann ist dann nach 20jähriger
Dienstzeit gestorben und die Witwe erhielt eine monatlicheRente von 40 Mark. Diese Rente
wurde aber nach einigen Jahren auf 30 Mark verkürzt, weil die Frau noch erwerbsfähig war.
Nachdem die Teuerung in ganz eminenter Weise eingesetzt hatte, wurde sie wiederum erhöht, und
zwar ans 360 Mark und 200 Mark Teuerungszulage im Jahr, so daß die Frau heute 46 Mark
pro Monat bekommt. Die Witwe ist 79 Inhre alt, steht also mit einem Fuß bereits im Grabe.
Sie ist heute nicht mehr in der Lage, irgendwelche Beschäftigung auszuführen und nun in der
bittersten Not; sie weiß einfach nicht mehr, was sie machen soll. Sie wendet sich nun hilferufend
an die Albeitervertreter des Landtags und ersucht sie, sich dafür einsetzen zu wollen, daß man ihr
zum mindesten für die paar Jahre, die sie noch zu leben hat, einigermaßenUnterkunft gibt und
einigermaßen Ernährung zuteil werden läßt, Wenn man hier sagt: Die gesetzlichenBestimmungen
lauten so und so, so haben wir auf der anderen Seite trotz alledem die Möglichkeit, diefe Opfer
unserer Wirtschaftsordnung einigermaßennoch am Leben zu halten, und können wir es nicht durch
die vorgeschriebenen gesetzlichen Sätze, so müssen wir eben aus anderen Mitteln diesen Leuten durch¬
helfen. Gewähren wir ihnen meinetwegenin Form einer persönlichen Zulage ein Er.istenzminimi»u.
Das ist doch jederzeit möglich,daran kann uns kein Mensch hindern. Ich möchte überhaupt bean¬
tragen, daß allen diesen Personen ohne Unterschied der politischenoder konfessionellen Richtung bei
befondererNotlage die nötige Unterstützungvon feiten der Verwaltung zuteil wird.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Landesrat Zillikens.
Landesrat Zillikens: Meine Damen und Herren! Zu den einzelnen Fällen, die der

Herr Vorredner vorgebrachthat, kann ich mich hier nicht äußern, da ich sie nicht kenne. Soviel
aber glaube ich allgemein sagen zu können: Wenn jene arme Familie von 6 Personen, der andere
Einkünfte nicht zur Verfügung stehen, den Weg gewählt hätte, der meines Trachtens der praktischere
gewesen wäre, sich nämlich sofort an die Provinzialverwaltung zu wenden (AbgeordneterOrlopp:
Ist geschehen!), so wäre sie wohl heute, wie schon längst viele andere, auch im Besitz des vollen
Invalidengeldes, ohne Abzug der Rente. Die Vorschrift, daß die Rente abgezogen wird, ist eine
fakultative, und es wird in der loyalsten Weife in allen Fällen, in denen die Verhältnisse trübe
liegen, von der Vorschrift kein Gebrauch gemacht.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schaaf.
Abgeordneter Schaaf: Meine Damen und Herren! Damit die Sache gleich praktisch

wird und auch die von meinem Herrn Vorredner erwähnten Fälle möglichst bald behoben werden,
gestatte ich mir, Ihnen folgenden Antrag zu unterbreiten: „Der Herr Landeshauptmann wird
ersucht, dem Provinzialausschuß darüber zu berichten,ob und wie eine finanzielleBesserstellungder
Invaliden und der Witwen und Waisen zu erreichen ist".

Ich bitte das Haus, den Antrag anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp.
Abgeordneter Orlopp: Ich möchte dem Herrn Landesrat Zillikens in der Sache der

Fmmlie mit 4 Kindern erwidern: Das Gesuch, das der Betreffende an den Landeshauptmann oder
°" '"wualtung richten foll, ist selbstverständlich von der Familie schon gemacht worden. Sie hat
Vch nicht etwa sofort an die Arbeitervertreter gewandt, sondern das Gesuch au die Verwaltung
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gerichtet. Also, es bedarf des Anstoßes der Veuvaltung nicht, daß das Gesuch eingereicht werden
soll. Das Gesuch ist am 10. Mai 1921 an den Herrn Landeshauptmann zu Düsseldorf ein¬
gereicht worden.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich
lasse deshalb abstimmen, zunächst über den Antrag des Herrn AbgeordnetenSchaaf. Sie haben
ihn wohl alle verstanden. Er geht dahin: „Der Herr Landeshauptmann wird ersucht, dem Pro-
binzialausschußdarüber zu berichten, ob und wie eine finanzielleBesserstellungder Invaliden und
Witwen und Waiseu zu erreichen ist".

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das
'st die große Majorität.

Wir kommen dann zur Abstimmungüber den Antrag der Fachkommission I. Wer für die
unveränderte Annahme ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das ist auch
die große Majorität. Damit wäre dieser Punkt erledigt. Wir kämen nunmehr zu Punkt 8:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Probinzial-
landtag, den Provinzialausschuß und die Zentralverwaltungsbehürde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFalk. Ich erteile demselben das Wort.
AbgeordneterFalk: Die I. Fachkommission empfiehlt unveränderteAnnahme der Vorlage.
Im Anschluß an die Beratung des Haushaltsplans ist in der Fachkommission von mehreren

Seite» beantragt worden, den Fall des zwangsweisepensioniertenBauamtssekretärs Strauch
einer Prüfung zu unterziehen. Die Fachkommission hat beschlossen, den Provinzialausschußum eine
erneute Prüfung und demnächstige Berichterstattung über diesen Fall zu ersuchen.

Ferner hat der Fachausschußsich auf den Standpunkt gestellt, den einer der Redner des
Hauses bei der allgemeinen Aussprache über deu Haushaltsplan hier in der Vollversammlung
bereits zum Ausdruck gebrachthat, wonach die Haushaltspläne der Provinz in Zukunft
nach Möglichkeit denen der Städte angepaßt werden sollen. Die Fachkommission hat es
fltr ausreichend gehalten, daß das Gehaltsbeiheft und der Vermügensberichtin Zukunft nur alle
bm Jahre vorgelegt werden, daß dann aber das Gehaltsbeiheft insbesondereauch über die Gruppe
Aufschluß geben soll, in die jeder einzelne Beamte einrangiert ist.

Die Dienstverhältnisse der Beamten waren Gegenstand einer eingehenden Aussprache
m I. Fachausschuß. Der Fachausschuß mit allen seinen Mitgliedern befand sich in erfreulicher
Uebereinstimmung mit der Verwaltung in der Auffassung, daß das zahlenmäßige Verhältnis
Mischen den Oberbeamten und den mittleren Beamten nicht so sein dürfte, daß allzuviel
'«genannte obere Beamte vorhanden sind, daß ferner den mittleren Beamten eine größere
Selbständigkeit in ihrem Dienstbetriebeals bisher an vielen Stellen gewährt werden müsse und
daß ihnen die Möglichkeit des Aufrttckens in weitem Maße zugebilligt werden müsse — das
alles im Interesse des Dienstes und damit der Provinz.

Der 59. Provinziallaudtag hat, wie die Damen und Herren, die damals schon Mitglieder
"eser Versammlung gewesensind, sich gütigst erinnern wollen, den Provinzialausschuß mit der
Durchführung der Bcsoldnngsrevisiun beauftragt, und zwar im Anschluß an erstens die staat-
lnhen Aenderungenund zweitens die Aenderungen der rheinischen Kommunalverbände. Der Pro¬
vinzialausschußhat sich dieser Aufgabe bisher uicht entledigenkönnen,und zwar deshalb nicht, weil
°ie rheinischen Verbände erst vor wenigenTagen, nämlich am 2. Juli d. Is., ihre Verhandlungen
Mit der Gewerkschaft der Beamten abgeschlossen haben. Ans der Grundlage des Ergebnisses dieser
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Verhandlungen wird nunmehr der Provinzialausschuß, wie wohl anzunehmen ist, in etwa zwei bis
drei Wochendie endgültigeRevision erledige». Im Anschlußan die Bestimmungen, die Reich und
Staat getroffenhaben, würden die neuen Bestimmungenauf deu I, April 1920 zurückzudatieren
sein. Die hieraus für den Hanshaltsplan sich ergebenden Folgernngen gelten als
von Ihnen, meine Damen und Herren, genehmigt mit Ihrer Zustimmung zu dem Haushnlts-
plane»twurf. Für die finanziellen Folgerungen ist im Haushaltsplan Vorsorge getroffen.

Stellvertretender VorfitzcnderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse
deshalb abstimmen. Wer für den Antrag der I. Fachkommission ist, den bitte ich, eine Hand zn
erheben. Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität. Der Punkt ist erledigt.

Wir kommenzu Punkt 9:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
cmsschusses, betreffeud denAblnnf der Dienstzeit der Landesräte vr.Mewes,
Vonsnillnn und Reiubach.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Falk, Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Falk: Die I. Fachkommission bittet das Haus, unter Anerkennung der von

den drei Herren geleistetenDieuste der Vorlage des Proviuzinlausschusseszuzustimmen.
Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse

abstimmen. Wer für den Antrag ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen.
Das ist die große Majorität.

Dann bittet Herr Abgeordneter Falk das hohe Hans, den Punkt 19 sofort zu erledigen.
Herr AbgeordneterFalk muß gleich ciuer Kommissiuussitzung beiwohnenund möchte deshalb diesen
Punkt vorab erledigt wissen, weil er hier anch Berichterstatter ist. Widerspruch wird nicht erhuben.
Dann kommen wir zu Punkt 19:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der Abgeordneten Iansen-
Lammersdorf, Meyer und Müller-Duisburg auf Anstellung der Pro-
vinzial-Straßeumeister auf Lebenszeit.

Abgeordneter Falk: Meine Damen und Herren! Die Provinzial-Straßenmeister
haben schon seit mehreren Jahren einen Kampf darum geführt, daß fie auf Lebenszeit angestellt
weiden. Die Herren AbgeordnetenIansen-Lammersdorf, Meyer und Mttller-Duisbnrg haben nuu»
mehr beantragt, diesem Kampfe dadurch ein Ende zu machen, daß man den Wünschen der beteiligten
Beamten nachgibt. Die Fachkommission hat sich einstimmig und ohne Debatte anf den
Standpunkt des Antrages gestellt, weil sie die Berechtigung des Antrages der Straßenmeister
anerkannt hat.

Ich bitte Sie daher namens der I. Fachkommission,dein Antrage zuzustimmen.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterBciukuecht.
Abgeordneter Bauknecht: Meine Damen und Herren! Bei der Gelegenheit möchte ich

doch darauf aufmerksam machen, daß es nicht nur Straßenmeister, sondern auch Strahenwärter gibt.
Die Straßeuwälter sind bekanntlich in die Besoldungsurdnung noch gar nicht eingereiht. Der
Wunsch der Straßenwärter geht dahin - ich möchte diesen Wunsch der Kommissionmitteilen -,
in die Besoldungsgruppe3 der allgemeinenBcsuldnngZordnungeingereiht zu werden. Die Straßen»
Wärter stehen heute noch auf einem Gehalisminimum, wie es jedenfalls wenigeArbeiter im Dcntfchen
Reiche haben. Es wäre dringend zu wünschen, daß die bezügliche Kommissionsich dieses Wunsches
der Leute annähme.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fall.
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AbgeordneterFält: Ich nehme nn, daß das ein Punkt ist, der vom Provinzialausschuß
bei der Besuldungsrevisionmit zu berücksichtigen ist. Es ist noch eine ganze Reihe derartiger
Ansprüche gestellt worden. Ich würde es nicht für wünschenswert halten, sie in der Vollversammlung,
zu erörtern. Einmal wird man sie nicht alle vollkommenerfassen können, man wird also dem
einen oder anderen unrecht tun, wenn man ihn nicht erwähnt. Dann bin ich der Ansicht, daß
nne ganz gründlicheVorberatung all dieser verschiedenen Anträge notwendig ist. Ich hoffe, daß
es dem Provinzialausschuß gelingen wird, zu einer Erledigung dieser Anträge zu kommen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Der Herr AbgeordneteBauknecht ist damit
einverstanden. Wir lassen über den Antrag abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich, eine Hand
zu erheben. Danke Ihnen, mit großer Majorität angenommen.

Wir kommen nunmehr zu
Puukt 10:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltuug
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Saassen.
Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Dr. Saassen: Meine Damen und Herren! Sie finden den Haushalts«

Plan über die Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, auf Seite 362. Er schließt in Einnahme uud Ausgabe mit 227 000 Mail ab uud
weist damit eine Mehrausgabe von 135130 Mark auf. Die Mehrausgabe ist in der Hauptsach'
burch das Wachse»der Verwaltungskostenentstanden.

Die I. Fachkommission bedauert, daß die finanzielle Lage der Provinz es nicht gestattet,
auch sachliche Mehraufwendungen für die Förderung von Kunst und Wissenschaft zu machen, und
empfiehltim übrigen den Haushaltsplan Ihrer Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse
über den Antrag abstimmen. Wer für den Antrag der I. Fachkommission ist, den bitte ich, eme
Hnnd zu erheben. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen zu
Punkt 11: . . ,

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzlal-
ausschusses. betreffeud Bewilligungen ans dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtags (Ständefonds).

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSchäfer.
Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Schäfer: Meine Damen uud Herren! Wenn Sie stch "er den Hlsp°

Aonsfonds des Provinziallandtags unterrichten wollen, so ist das möglich an Hand des ^na '
des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzmlverwaltung. Es :st d°" "aM"mei n,
welche Bestände in dem Fonds enthalten sind. In diesen: Jahr steheu
Mr Verfügung. Durch die Vorschläge des Provinzialausschusses.deueu der 3"^ chuß ve Mrem
ist. ist über diesen Betrag in Höhe vou 162 000 Mark verfügt. Der Fachausschußhat fich nun
<"ch mit der Verwendung des Restes befaßt. Ich habe namens M"'^ ^eun deu Antrag
^stellt, dem Provinzialmu eum iu Trier, das durch eiueu Fliegerschadeu e r erhebüch beschädigt
worden ist, z« helfen, deu Betrieb wieder zu eröffueu. Es ist Ihuen bekannt, daß durch deu

34
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Fliegerschaden nicht nur ein sehr großer Gebändeschadenentstanden ist, sondern daß auch die
Sammlungen teilweise zerstört und teilweisesehr erheblich beschädigt worden sind, jedenfalls so, daß
eine Nutzbarmachungder dort vorhandenen Knnstschätze nicht mehr möglichist.

Nun haftet nach den allgemeinenBestimmungen für den Ersatz des Schadens in erster
Linie das Reich. Die Provinzialverwaltung hat sich auch mit dem Reich in Verbindung gesetzt,
nnd das Reich hat auch den Anspruch dein Grunde nach anerkannt, dagegen eine Entscheidung
über die Höhe der zu gewahrendenEntschädigunguoch nicht getroffen. Es sind wohl eine Reihe
von Abschlagszahlungengeleistetworden, aber eine Entscheidungüber die endgültige Entschädigung,
die sich auf annähernd 350- bis 400000 Mark belaufen wird, ist noch nicht ergangen. Nun
besteht zwar die Hoffnung, daß es den Bemühungen der Provinz gelingen wird, eine volle Ent¬
schädigungzu erlangen. Es wird aber immerhin nicht möglichsein, dieses Ergebnis abzuwarten.
Insbesondere ist es noch zweifelhaft, ob es möglich sein wird, anch eine Entschädigung für
die Aufräumungsarbciten, für die Wiederherstellung der Sammlungen usw. zu bekommen. Aus
dem Grunde habe» meine Freunde im Ausschuß beantragt, jetzt schon die Mittel dafür zur Ver¬
fügung zu stellen. Der Herr Landeshauptmann erkannte die Berechtigung des Antrages an. Er
hatte allerdings Bedenken, dem Antrage in dem Umfange zu folgen, wie wir ihn gestellt hatten.
Wir haben deswegenin Anerkennungder ungeheurenSchwierigkeitender Verwaltung uns beschieden
und beschlossen, dem Proviuziallaudtag zu empfehlen, weitere 18000 Mark aus dem Dispositions¬
fonds des Provinziallandtages zu bewilligen, nnd zwar als erste Rate. Grundsätzlichsteht der
Ausschuß auf dem Standpunkt, daß die ganzen Arbeiten wieder aufgenommenwerden sollen, daß
die Ausstellung wiederhergestellt werden soll, und daß die Mittel, die in diesem Jahr nicht bewilligt
werden können, im nächsten Jahr znr Verfügung gestellt werden sollen.

Es wird Ihnen daher empfohlen:
„Der Provinzillllandtag wolle den Antrag des Provinzialcmsschussesunverändert an¬
nehmen, mit der Maßgabe, daß als erste Rate für die Aufstellungvon Kunstdenkmälern
des Museums Trier 18 000 Mark aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags
bewilligt werden".

Stellvertretender VorsitzenderMlenbanm: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse
abstimmen über den Antrag der I. Fachkommissionund den Iusatzantrag, betreffend Bewilligung
von Mitteln für die Aufstellung von Kuustdcukmälerndes Museums Trier. Wer für den Antrag
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Mit großer Majorität angenommen.

Wir kommenzu Punkt 12:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmufeen zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist auch hier der Herr Abgeordnete Schäfer. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Schäfer: Meine Damen und Herren! Für diesen Etat gilt annähernd

dasselbe, was der Herr Kollege Saassen zu dem Etat für Kunst und Wissenschaftangeführt hat.
Die Ausgaben find ganz außerordentlichgestiegen, und zwar beträgt das Mehr an Provinzialausschuß
485 600 Mark. Es ist sehr bedauerlich,daß von diesem Zuschußallein auf Verwaltungsmehrkosten,
insbesondereauf Gehälter und Löhne, ein Betrag von fast 300000 Mark fällt. Es ließ sich nicht
vermeiden, daß auf diese Weise für die sachliche Förderung verhältnismäßig wenig übrig blieb.
"ne ganze Reihe von Wünschen,die gerade zu diesem Etat bestanden, konnten nicht erfüllt werden.
u ^ 5 ^"' einzelnen würde vielleicht noch zu prüfen sein, ob es nicht möglichist. zu II» den
Schutz aus Staatsmitteln, der jetzt 12 000 Mark beträgt und der seit langen Jahren auf dieser
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Höhe gebliebenist, entsprechend zu erhöhen, Es würde weiter zu prüfen sein, ob es nicht möglich
ist, von der Stadt Bonn eine größere Entschädigungfür die Unterhaltung und Verwaltung der
WesendunkschenGemäldesammlung,die von 7000 auf 10 000 Mark erhöht worden ist, zu erlangen.
Nach meinen Informationen werden durch diesen Betrag nicht annähernd die Kosten gedeckt, fondern
die Kosten, die durch Unterhaltung, Heizung, Beleuchtungusw. entstehen, betragen mindestensdas
Fünf- bis Sechsfache dieses Titels. Einen Antrag möchte ich in der Richtung nicht stellen, fondern
lediglich bitten, daß die Provinzialuerwaltung prüft, ob und unter welchen Umständeneine Erhöhung
zu erzielen ist.

Im übrigen empfiehlt Ihnen der Ausfchußdie unveränderteAnnahme des Haushaltsplans.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse

abstimmen. Wer für den Antrag der I. Fachkommission ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität.

Herr AbgeordneterHoff bittet, weil er in eine Fachkommission muß, den Punkt 18 vorab
zu erledigen, da er hier Berichterstatterist. Widerspruch wird nicht erhoben. Ich erteile ihm das Wort.

Punkt 18-
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Landesbausekretärs
Maerker beim Landesbauamt Siegburg, betreffend den Bau einer Dienst¬
wohnung oder Gewährung eines Vaudarlehens.

AbgeordneterHoff: Der LandesbausekretärMaerker beim Landesbauamt Siegburg hat
den Antrag gestellt, ihm eine Dienstwohnungzu bauen oder aber ihm ein Darlehen zu gewähren.
In der gleichen Lage wie dieser Landesbausekretärbefindet sich noch eine große Anzahl Beamte und
Angestellteder Provinzialverwaltung. Aus grundsätzlichen Erwägungen konnte dem Antrage nicht
stattgegebenwerden Die I. Fachkommission empfiehlt deshalb Ablehnung.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse
Wer den Antrag der I. Fachkommission abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich, eine Hand zu
«heben. Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen nun zu Punkt 13:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerbliche
Zwecke für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Sanders. Ich erteile demselben das Wort.
AbgeordneterSanders: Der Etat für die gewerblichen Zwecke wird Ihnen in ziemlich

unveränderterForm gegen das Vorjahr vorgelegt. Es ist nur an zwei Stellen eine kleine Erhö¬
hung für die Gewerbeförderungsanstaltin Köln gefordert. Sie mußte gefordert werden, weil die
Anstalt so nicht weiter bestehen kann und weil diese Anstalt eine große Bedeutung für das gesamte
rheinische Handwerk hat. Wir haben nur eine einzige derartige Anstalt in der ganzen Provinz.
Da hat die Kommissiongeglaubt, dieser kleinen Mehrforderung zustimmenzu follen. Dafür kommt
eine andere kleine Position für eine Schule in Wermelskirchen,die nach Frankfurt am Main ver¬
legt worden ist, in Wegfall.

Die I. Fachkommifsiunschlägt Ihnen vor, die Vorlage anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer für

b°« Autrag der Fachkommission ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Ich
stelle die Annahme des Antrages fest.

Vorsitzender Vielen: Meine Damen und Herren! Zur Geschäftsordnung möchte ich
Ihnen vorschlagen, eine halbstündige Pnnse eintreten zu lassen, damit die Fraktionen vor den,
Punkte 15 der Tagesordnung noch einmal zusammentretenkönnen. 84'
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Abgeordneter Wallraf: Ich bin mit der Vertagung durchaus einverstanden. Ich möchte
nur darauf hinweisen, daß auch die Kommissionzur Wahl des Landeshauptmanns sich nochmals
versammeln muß. Da scheint mir fllr die Tätigkeit in der Kommissionund die Tätigkeit in der
Fraktion der Spielraum von einer halben Stunde etwas klein. Deshalb möchte ich den Herrn
Präsidenten bitten, vielleichteine Stuude Pause zu machen, '.

Abgeordneter Dr. Adenauer: Sollen wir nicht sagen: Bis 12 Uhr Pause? Die
Kommissionkann ja auch schließlich während des Plenums zusammentreten.

Abgeordneter Wallraf: Der nächste Pnnkt ist die Autonomieertlärung. Dann kommt
die Wahl des Landeshauptmanns. Während das verhandelt wird, kann doch unmöglich die Kommission,
die diese Wahl vorbereitet, draußen sein.

Abgeordneter I>. Adenauer: Das ist doch selbstverständlich so zn verstehen, daß, wenn
die Kommissionennoch nicht zurück sind, die folgendenPunkte der Tagesordnung genommen werden.

AbgeordneterWallraf: Wir legen doch großen Wert darauf, bei der Autonomiebesprechung
zugegen zu sein. Was jetzt kommt, sind die beiden wichtigsten Puukte, die wir haben. Ich beantrage
eine Vertagung von einer Stunde.

VorsitzenderGielen: Dann würde das als Mittagspause betrachtet werden und wir
würden I2V2 Uhr wieder beginnen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Abgeordneter Dr. Adenauer: Dauu bitte ich jedenfalls die Mitglieder der Kommission
zur Wahl des Landeshauptmanns, sich nicht aus dem Gebäude zu entfernen, damit ich sie unmittelbar,
nachdemdie Fraktionen zusammen gewesen sind, zu einer Sitzung einladen kann.

Abgeordneter Kemmann: Ich wollte die Anfrage stellen, wie weit sich die Geschäftslage
übersehenläßt und wie lange wir noch tagen werden?

VorsitzenderGielen: Das läßt sich augenblicklich noch nicht sagen. Vielleicht sehen wir
nach der Mittagspause etwas klarer dariu.

Also um V2I Uhr fangen wir wieder an.

(Schluß 11 Uhr 25 Minuten.)

(Wiederbeginn 12 Uhr 45 Minuten.)
VorsitzenderGielen: Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung, Ich möchte

Ihnen vorschlagen,mit Pnnkt 20 fortzufahren und die Punkte 14—17 vorläufig noch nicht zur
Erörterung zn stellen.

Ich würde dann bitten, daß gleich, vielleicht um V22 Uhr, der Aeltestenrat iu Zimmer 36
zusammentritt, um die weiteren Dispositionen des Landtags überhaupt zu besprechen.

Wir kommenalso zu Punkt 20:
Antrag der l. und IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend Erhöhung des Stammkapitals der gemein¬
nützigen Siedlungsgesellschaft m. b. H. „Rheinisches Heim" in Bonn.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Heuser.
AbgeordneterHeuser: VerehrtesteDamen! Meine Herren! Ich nehme an, daß Sie alle

Keuutuis genommenhaben von dem Bericht und dem Antrage des Provinzialausschusses,so wie er
Ihnen durch Drucksache 6 übermittelt worden ist.

Die IV. Fachkommission hat sich gemäß dem ihr gewordenen Auftrage sehr eingehend mit
der Sicdlnngsfrage befaßt, entsprechendder eminenten volkswirtschaftlichen nnd vor allem sozialen



61. RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 16, Juli 1921. 269

Bedeutung, die gerade diese Materie in unserer heutigen Zeit beansprucht. Sie schlägt Ihnen als
das Ergebnis dieser eingehendenBeratung einstimmigfolgendenAntrag vor:

„Der Provinziallandtag stimmt der Erhöhung der Beteiligung der Provinz an der
Siedlungsgcsellschaft„RheinischesHeim" um 1950000 Mark zu. Ferner wird bcan^
tragt: Der Provinziallandtag wählt eiue ständige neungliedrige Kommission znr Behand-
lung der Siedlungsfrage. Diese Kommissionsoll zunächst die Frage prüfen und dem
Provinzialausschuß zur Entscheidung vorlegen, ob und inwieweit eiue Teilung der
gesamten Siedelungstiitigkeit in zwei Unterabteilungen angebracht ist, und zwar
») Ansiedlung flir Arbeiter und Angestellte, wobei vorzugsweisedie Beschaffungvon

Wohnung und Hausgarten in Frage kommt, uud
d) Zusammenfassungkleiner Bauernstellen und Ausban bäuerlicherKleinbetriebe."

Meine Damen und Herren! Auch der Ausschuß I hat sich mit diesem Antrage bereits
eingehend befaßt und sich nach der eingehendenBesprechungder Angelegenheiteinstimmig auf den
Boden dieses Antrages gestellt. Ich habe auch den Auftrag, Ihnen namens des Ausschusses 1 die
Annahme des Antrages wärmstens zu empfehlen.

Noch ein kurzes Wort über den Weg, auf dem die Mittel aufgebracht werden müssen.
Da ein ausreichenderFonds bei der Provinz nicht vorhanden ist, werden die Mittel auf dem Wege
der Auleihe beschafft werden müssen. Es hat das für die Provinz um so weniger bedenkliche
finanzielleKonsequenzen, als nach dem Geschäftsgangdes Rheinischen Heims für die nächsten Jahre
bestimmt mit einer vierprozentigenVerzinsung zu rechneu ist, so daß lediglich die Aufbringung der
Amortisationsqnote zu Lasten der Provinz ginge.

Ich empfehleIhnen daher, da auch finanzielle Bedenkenabsolut nicht der Auuahme des
Antrages entgegenstehen,nochmals die Annahme des Antrages der Ausschüsse I uud IV,

VorsitzenderVielen: Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Wer von
den Damen und Herren ist für die Annahme des Antrages? Das ist die Mehrheit. (Abgeord¬
neter Gellach: Uud die Kommission?) Das kann der Aeltestenrat machen.

Abgeordneter Heuser: DiesbezüglicheDispositionen sind selbstverständlich den Fraktionen
überlassen. Der Aeltestenausschuß wird die Mandate auf die Fraktionen verteilen nnd dann weiden
die einzelnenFraktionen dazu Stellung nehmen.

VorsitzenderVielen: Punkt 21 kann noch nicht verhandelt werdeu, da der Herr Bericht¬
erstatter noch nicht hier ist.

Zu Punkt 22:
Autrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der Zentrumsfraktion, die
Reichsregierung zu ersuchen, mit größter Beschleunigung Maßnahmen
verkehrstechnischer uud fiuanzieller Art Zur wirtschaftlichen Ezistenz-
fiihigkeit des Kreises Mouschau einzuleiten,

hat das Wort Herr AbgeordneterIansen.
Abgeordneter Iansen-Lammersdorf: Meine sehr verehrten Damen uud Herren! Es

würde mich gefreut haben, wenn sich das hohe Haus uicht noch einmal mit eiuer ähnlichenFrage
beschäftigen müßte, wie es die Monschan-Kommissionbereits im vorigen Jahre im 59. Provinzial¬
landtag gctciu hat. Indessen, die Entwickelungder Verhältnisse hat es mit sich gebracht, daß wir
diese Monschauer Frage hier wieder, wenn auch in einem ganz anderen Sinne, besprechen müssen,
als wir es dort getan haben,

Sie erinnern sich vielleicht,daß wir damals die Hoffnunghegten, es würde der Artikel 37
des Friedensvertrllges, nach welchem der Kreis Mouschau ungeteilt und unzerstückclt bei Deutschland

^
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verbleibe»soll, restlos Erfüllung finde, Iu diesem Siuue hatte sich der Provinziallandtag durch
eine Kommission,die aus allen Seiten des Hauses zusammengesetzt war, einstimmigan die Reichs-
regierung gewandt mit der dringenden Bitte, restlos auf den aus dem Friedensvertrage uns ver¬
bliebenenRechten zu beharren. Die Hoffnung, die wir damals hegten, hat sich nicht erfüllt. Das
Mitglied des Reichstages, Professor Lauscher, hat sich, wie ich hier ganz besonders ausdrücklich
dankend anerkennenmöchte,wiederholt für unsere bedrängte Notlage im Reichstage wie auch neulich
im Landtage verwandt. Aber diese Vemühuugeu der Ncichsregierung, die vom Reichstage unter^
stützt wurden, haben keine Erfüllung gefunden. Nunmehr ist die Sachlage fo, daß die einzige
Bahn, die den Kreis Monschau mit Deutschland verbindet und die mitten durch das Herz des
Kreises Monschau geht, durch den Botschaftsrat Belgien zugesprochen worden ist. Obwohl der
Artikel 37 sagt, daß die frühere Ostgrenze des Kreises Enpen die neue Grenze zwischen Deutsch¬
land und Belgien sein würde, hat der Votschafterrnt als Grenze die Bahn geuommeu,die, wie ich
eben äußerte, mitten durch das Herz des Kreises Monschau geht. Man hat sich aber nicht damit
begnügt, diese Bahn Belgien zuzusprechen, sondern hat auch das ganze Gebiet, das zwischen dieser
Bahn und der früheren Grenze des Kreises Enpen lag — das sind im ganzen 3000 Ka, und
zwar meist Wald-, Wiesen-, Weide- und Streuflächeu, im ganzen ungefähr ein Drittel des Kreises
Monschau —, Belgien zuzusprechen. In diesem Gebiet liegen auch eine Reihe Ortschaften, zum
Teil ganz, zum Teil mit einzelnen Teilen, die aber als deutsche Enklaven innerhalb der belgischen
Grenze erhalten bleiben sollen, so daß also die neue Grenze zum Teil ein deutsches Dorf gänzlich
von Deutschland abschneidetund bei anderen, bei Kontzen, bei Lammersdorf, bei Rötgen, mitten
durch die Dörfer hindurchgeht, so daß je uachdem, wie demnächst nach der Uebernahme der Bahn
der Verkehr behandelt wird, sowohl der Bürgermeister wie auch andere Persönlichkeiten,z. B. der
Pfarrer, eines Auslandspasses bedarf, um seine eigene Gemeinde ganz zu erreichen, (Hört! Hört!
rechts.) Mau hat zwar für die Wegnahme dieser 3000 Kn, Land einige Kompensationeneintreten
lassen. Man hat sich darum auf eine» anderen Artikel des Friedensoertrages berufen, nach welchem
sogenannte Grenzregulierungen vorgenommen werden dürfen, und kraft dieses Artikels sind denn
einige Teile des jetzt zu Belgien geschlagenen Kreises Eupen wiederuma« Deutschlandzurückgegeben
worden, ein Teil bei Ronheide und ein Teil bei Raeren. Ebenso ist auch ein Teil des Kreises
Malmedy wiederum als Kompensation an Deutschland gefallen, es ist also ein Teil des Kreises
Malmedy wieder nach Deutschland znrückverlegt.

Es hieß, es sollten die wirtschaftlichenVerhältnisse und Vezichungeu der einzelnen Kreise
und ihrer Bewohner berücksichtigt werden. Aber bei dieser Sachlage sind die wirtschaftlichenVer¬
hältnisse gerade des Kreises Monschau in der Weise geachtet worden, daß je nachdem, wie die
Verhältnisse kommen, der Kreis Monschau wie auch die meisten seiner Gemeinden und anch die
einzelnen Bewohner des Kreises wirtschaftlichtatsächlichruiniert sind. Ich brauche nnr daran zu
erinnern, daß diese Gemeinden alle als fast einzige Ginnahmequellenfür ihre Finanzen die Wälder
besaßen. Auf der Westseiteder Bahn, also in demjenigen Teile, der nunmehr Belgien zugesprochen
ist. haben beispielsweise Kalterherberg 572 Ka Wald, Monschau 95 lia, Mützenich 1967, Kontzen
953, Imschenbruch 207, Rötgen 750, Gicherscheidt 134, Simmerrath 568, Lammersdorf 209,
Kesternich 128, Strauch 113, Steckenborn131 K«. Waldungen resp. Weide- uud Streuflachen liegen.
Es heißt zwar, Privatrechte sollen nicht geändert werden. Infolgedessenwerden aber auf alle Fälle
diese weiten Strecken unter belgische Staatsverwaltung kommen, wahrscheinlich auch unter belgische
Forstverwaltnng. Damit erhebt sich die Frage, ob überhaupt noch die Bewohner des Kreises
Monschau, all die vielen Holzarbeiter, die dort ihr Verdienstfanden, weiterhin in diesen Waldungen



61. RheinischerProvinzinllandtag, 6. Sitzung am 16.^uli 1921._______ 271

beschäftigt werden können, ob ein deutscher Förster hier seinen Dienst tun kann, Ist das nicht der
Fall, dann werden eben alle diese Holzarbeiter gezwnngensein, vom Kreise Monschnu abzuwandern
und sich irgendwo anders Erwcrbsgelegenheitzu suchen.

Ich hatte das Haus damals ebenfalls schon auf die schwierige Lage der audereu großen
Masse Industriearbeiter aufmerksamgemacht, die aus dem Kreise Mouschauebeufalls ihreu Erwerb
außerhalb des Kreises suchen muß. Es wird auch für diese ein Ding der Unmöglichkeit sein, weuu
die deutsche Bahn iu belgischen Betrieb übernommenworden ist, die hohen Fahrpreise in Kurs-
wnhruug zu zahlen; das würde auch für diese Leute eine außerordeutlichgroße Notlage bedeute,,.
Ich habe gestern ausgeführt, daß bei uns im Kreise meistens Iwergbau und Zweigwirtschaft
betrieben wird. Wer den Kreis Monschan durchwandert,sieht bald au dem Staud seiner Saaten,
baß hier ein ganz karger, magerer Boden vorherrscht, auf dem nur verhältnismäßig geringe Erträge
M erzielen sind. Er wird sich weiter davon überzeugen,daß hier überhaupt au Getreidefruchtnur
Roggen und auch einiger Hafer gedeiht; Weizen gelangt bei uns nur iu den seltesteu Fälle» zur
Reife. Infolgedessen besteht meist Viehzucht, aber auch um in befchränktem Umfange. Wenn Sie
«Ml weiter erwägen, daß in diefeu 3000 Ka Gelände außerordentlichgroße Flächen Weideland und
Streuflllchen einbegriffensind, fo fehen Sie auch weiter eiu, daß diese ohuehiu kleiue Zwergwirt¬
schaft aufs schwerstebetroffenwird, und daß mithin sämtliche Einwohnerklassen des Kreises fiuauzicll
außerordentlichstark gefchädigt sind, ja daß sogar ihre Existenzmöglichkeit in Wirklichkeit in Frage
gestellt ist.

In der Stadt Monschan selbst haben wir Industriell, die aber zum größte« Teil bloß
Zweigbetriebeanderer größerer Firmen sind. Sobald die Bahn in belgische Regie übergeht, werden
selbstverstäudlicherweise wegen der außerordentlichhohen Fracht- usw. Kosten, die entstehen werden,
auch diese Zweigbetriebeihre Betriebe schließen und ihre Aufträge nur in ihren Hanptniederlafsuligen
m Velbert, Dülken usw. ausführeu lassen. Dann werden eben auch die Iudustriearbeiter der Stadt
Mouschau zum Feiern und zur Abwanderung gezwnngen sein, so daß eine Entvölkerungdes Kreises
Mouschau die notweudigeKonsequenzaus der jetzigen Regelung seiu würde.

Wir leiden außerdem noch an einer anderen Not an einer anderen Seite. Vielleichtdie
"nzige Möglichkeit, unter den gegebenenVerhältnissen dem Kreise Mouschau eine wirtschaftliche
^istenz zu sichern, wäre die Elektrisierung des Kreises, die bisher durch den Krieg — allerdings
nuch noch durch andere Momente, die ich hier nicht erörtern möchte — hintcmgehalteuworden ist.
Der Kreis Mouschau hat sich in der Voraussetzung,daß die Elektrisierung die einzige Möglichkeit
seines wirtschaftlichenAufschwungesist, trotz allergrößter Opfer bereit erklärt, die Elektrisierung
vurzunehmen, so daß eine Summe vou 6 Millionen von den Gemeinden5, tonäs peräu übernommen
wurde. Trotz dieser uusere Leistungsfähigkeitweit übersteigendenOpfer müßten wir, wenn die
Elektrisierungdurchkommt, pro Kilowattstunde5,40—6 Mark zahlen, also einen Preis, der zweifellos
nirgendwo im ganzen Deutscheu Reiche auch nur annähernd gezahlt werden muß. (Sehr r,cht,g!
rechts). Wir hoffte,, aber, diese 6 Millionen K ionäs peräu durch Holzverkäufeaufbriugen zu
können. Da uus nun aber der Wald aller Wahrscheinlichkeit nach fortgenommenwird und wir
"ls° daraus die Summe nicht mehr decken können, so ist die Notlage um so schreiender geworden;
Sie verstehen,wenn ich sage: Durch diese Maßnahme ist der Ruin vollständiggeworden. Vor den,
Kriege standen die Masten, die Holzfällungen waren zum größten Teil durchgeführt. Der Krieg
"üt seineu Maßnahmen nahm uus die Masten weg und zerschlug die Verträge, tue m,t größeren
Firmen abgeschlossen waren. Das Reich nennt diesen Kriegsschaden einen mdnektenKnegsschaden.
Wenn das Reich bei seiner großen Notlage auch wirklich nicht alle indirekten Schäden decken kann,
s° glauben wir trotzdem bei unserer ganz eigenartigen wirtschaftlichen Lage und bei den direkten
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Kriegsschäden, die uns nachher erst getroffen haben, berechtigt zu sein, vom Reiche für unseren
wirtschaftlichen Aufstieg eine entsprechende Hilfe verlangen zu dürfen.

Aus dieser Erwägung heraus hat weine Fraktion Ihnen einen Antrag vorgelegt, den zu
genehmigenich Sie alle im ganzen Hause von der äußerstenLinken bis zur äußersteu Rechten recht
herzlichbitte. Dieser Autrag lautet:

„Der 61. RheinischeProvinziallandtag wolle an die Reichsregieruug folgende Ent¬
schließung senden:

„Der 59. RheinischeProvinziallandtag hatte auf Grund des Berichtes der von
ihm bestellten und aus allen Fraktionen des Hauses zusammcngesetzteuMouschan-
Kommissionsich einstimmig — damals war die Resolution einstimmig gefaßt worden
— an die Reichsregierung mit der dringendenBitte gewandt, „daß sie auf der vollen
Wahrung der uns uach dem Friedeusvertrage verbliebeneuRechte beharre".

Entgegen dem klaren Wortlaute des Artikels 3? des Versailler Friedensvertrages,
nach welchemder Kreis Monschau ungeteilt bei Deutschland verbleiben soll, hat der
Botschaftsrat die einzige Bahn des Kreises Monschan mit den zirka 3000 Ku, — das
ist ungefähr ein Drittel des Kreises — westlich der Bahn liegenden Wald-, Weide-
und Streuflächen Belgien zugefprochen.

Dadurch ist die wirtschaftliche Existenzfähigkeitdes Kreises Monschau, seiner fast
sämtlichenGemeinden, der Landwirtschaft und Industrie iu Frage gestellt.

Der 61. RheinischeProvinziallandtag ersucht darum die Reichsregieruug, mit
größter BeschleunigungMaßnahmen verkehrstechnischer uud fiuauziellcr Art zur wirt¬
schaftliche« Existenzfähigkeitdes Kreises Monschau, seiner Gemeinden usw. einzuleiten,
insbesonderedie durch den Krieg unterbrochene, wirtschaftlichnotwendige, aber für deu
Kreis finanziell unausführbare Elektrisierung zu ermöglichen".

Ich bitte Sie noch einmal, diesem Autrage einstimmigFolge geben zu wollen. (Beifall.)
VorsitzenderGielen: Wir stimmen ab. Wer von den Damen uud Herreu ist für den

Autrag? Das ist einstimmig. (Bravo!)
Punkt 23:

Antrag der III. Fachkommission zu dem Antrag des Abgeordneten Ianseu-
Lammersdorf, betreffend Starkstromleitungen auf Provinzialstrahen.

Berichterstatter Abgeordneter Ianfen-Lammersdorf: Der zweite Antrag der III. Fach¬
kommission ist nicht auf mich selbst zurückzuftthreu. Ihm liegt ein Antrag von Vitburg zugrunde,
der eine anderweitigeRegelung der Provinzial-Straßenbenutzungsgebühren wünschte. In der Fach¬
kommission III konnte man in der Form, wie der Antrag von Bitburg vorlag, zu keiner Einigung
kommen. Im Gegenteil wäre er in dieser Form von der ganzen Kommission wohl abgelehnt
worden. Ich habe mir darum erlaubt, damals einen Abänderungsantrag zu stelle», der iu der
Form, wie er Ihnen vorliegt, in der Fachkommission III einstimmig angenommen worden ist.

Ihm liegt die Tatsache zugrunde, daß der Provinzialausschuß die Gebühren für die
Neuutzuug der Provinzialstraßen, der Beleuchtungsanlagen, entsprechend den gegenwärtigenVerhält¬
nissen, erheblich erhöht hat. Die Fachkommission III ging von der Erwägung aus, daß uameutlich
bei elektrische« Anlage» die Proviuzialstraßeu als solche nicht oder wenigstens nicht erheblich i»
Mitleidenschaftgezogen würden, und daß darnm in diefem Falle auch mindestens eine Ermäßigung
der Gebühren oder in besonderen Fällen, die zu beurteilen dem Provinzialausschuß überlasse»
bleibe, auch ein gänzlicherErlaß dieser Gebühren eintreten solle. Ich kann mich auch zu diesem
Antrage ganz kurz fassen. Er lautet:
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„Der Provinziallandtag wolle beschließen, die Gebühren für Kreise und Gemeinden bei
elektrischen Neuanlagcn nach den alten Sätze» zu erheben oder in einzelnen, der
Beschlußfassung des Provinzialausschusses zu uuterstellenden Fällen die Sätze zu
ermäßigen oder gänzlich zu erlassen.

Die Straßenrenteugebühren bleiben bestehen."
Ich bitte Sie. auch diesem Autrage, der in dieser Form auch uuserer Notlage entsprecheud

entgegenkommt,indem er eine Provinzialhilfe für unsere wirtschaftlicheNotlage darstellen wird,
möglichst einstimmigzustimmenzu wolleu.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterMehue.
AbgeordneterMehue: Ich habe zwar bei der Abfnfsuugdieses Antrages in der III. Fach^

kommission mitgewirkt. Mir sind aber nachträglichgegen die Fassung des Antrages Vedcukeu ge¬
kommen, weil er auf unbestimmteZeit für neue Anlagen die alten Sätze, die frühereu Auerkeunuugs-
gebühren — jetzt sind es ja eine Art Vertragspreise -, erheben will. Ich würde es doch für
richtig halten, daß man bei elektrischen Neuanlagcn nicht einfach für unbestimmteZeit für die
Ncnanlageu die alten Sätze, die ans der Vergangenheitstammenuud eigentlich um eine Anerkcnnungs-
gebühr siud, bcibchält, wahrend man für die alten Anlagen die Sätze erheblich erhöht. Ich würde
Ihnen deshalb die Abänderung vorschlagen,Zu sagen: etwa auf die Dauer von zehn Jahren, uud
würde bitten, in deu Antrag der Fachkommission in Drucksache 60 eiuzufügeu:

„Der Provinziallandtllg wolle beschließen, bis zum Jahre 1930 uach den alten Sätze»
die Gebühren für Kreise und Gemeinden bei elektrischen Nenanlagen zu erheben oder iu einzelnen,
der Beschlußfassungdes Provinzialausschusscs zu unterstellendenFällen die Satze zu ermäßige»
über gänzlich zu erlafseu. Die Straßenrenteugebühren bleiben Wehen."

Ich glaube, daß man in zehn Jahren wohl sicherlich mit einer wesentliche!! Veränderung
der wirtschaftlichen Verhältnisse wird rechnen können, auch für die jetzt zu erstellenden nenen elektri¬
schen Ueberlandzentraleu und dergleichen mehr, und daß mau dann doch schließlicheinmal »nieder zu
gleichmäßigenVerhältnissen für bie alten und die noch zn erstellendenAnlagen kommen muß.
Sollte sich herausstellen, daß nach zehn Iahreu die Verhältnisse noch nicht so geklärt sind, daß
Man den Neuanlagen diese Gebühren auferlegen kann, dann würde ja der Provinziallnudtag immer
"uch die Möglichkeithaben, späterhin den iu der Zwischenzeit erstellten Neuanlagen eine Erleichte¬
rung zu gewähre«.

Abgeordneter Iansen-Lammcrsdorf: Mit der Abänderung des Herrn Vorredners bin
'ch für meine Person vollständig einverstanden. Ich bitte Sie, in der Form dem Antrage
^stimmen Zu wollen. . ,„..,.. ^

VorsitzenderVielen: Wir können dann wohl gleich über den Antrag emschueßuch Hv-
nudcrung abstimmen. Wer von den Damen und Herren ist dafür? Das ist die Mehrheit. Der
Antrag ist angenommen.

Z» Punkt 24: ^ ^ , . ., ,

Antrag der Ild Fachkommission zu dem Haushaltsplau über tne Unter¬
stützung milder Stiftungen uud Wohltatigkeitsanstalten sowie über dre
Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Geisteskranken,
Idioten Epileptikern, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rhen,-
vrovinz' welche bezw. deren Angehörige kciucn Anspruch auf öffentliche
Armenpflege haben, für das Rechnungsjahr vom 1. AprU 1921 bis

.^ 31. März 1922.
'N Berichterstatter Herr AbgeordneterKcmdzm. ^
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Abgeordneter Kandzia: Meine Damen und Herren! Es handelt sich hier um den
Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstalten:c., wie Sie
denselbenim Haupthaushaltsplan Seite 282 angegeben finden. In diesen neuen Haushaltsplan
für das Rechnungsjahr 1921 sind 50 000 Mark mehr eingesetzt. Das ist dadurch begründet, daß
infolge der gewaltigen Steigerung der Pflegesätze, die in den meisten Fällen fast das Acht- bis
Zehnfache der früheren Kosten ausmachen, damit zu rechnen ist, daß die Mittel des Haushaltsplans
in weit stärkeremMaße als bisher in Anspruch genommenwerden. Auch liegt das Bedürfnis vor,
für Geisteskranke, die in Privatanstalten untergebracht sind, in Einzelfallcn einen Zuschuß zu
gewähren. Die II d Fachkommission empfiehlt unveränderte Annahme des Haushaltsplans.

VorfitzenderVielen: Wortmeldungenliegen nicht vor. Wer von den Damen und Herren
ist für deu Antrag? Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Zu Punkt 2b:
Antrag der Ild Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Krüppel'
fürsorgc auf Gruud des Gesetzes vom 6. Mai 1920 für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922,

hat das Wort der Berichterstatter Herr Abgeordneter Bierwirth.
Abgeordneter Bierwirth: Meine Damen und Herren! Wir haben uns mit dem Haus¬

haltsplan für die Krüppelfllrsorge auf Grund des Gesetzes vom 6. Mai 1920 zu beschäftigen.
Nach diesem Gesetz ist die Krüppelfllrsorge an die Provinz übergegangen; der Etat erscheint zum
ersten Male im Haushaltsplan. Die Aufstellung des Haushaltsplans über die Krüppelfllrsorge
beruht auf einer Schätzung derjenigen Zahl von Krüppeln, die voraussichtlich im Laufe des Jahres
der Proviuzialverwaltung übergehen werden. Bis jetzt find einschließlich der schwebendenFälle
550 solcher Fälle gemeldet worden, und es ist bei dem in der Kinderwelt bestehenden Elend wohl
mit Recht anzunehmen, daß die Zahl dieser Fälle noch wachsen wird. Somit sind im Etat 600
solcher Fälle vorgesehen.

Der Haushaltsplan sieht einen durchschnittlichen Pflegesatzvon 20 Mark täglich vor. Es
ist aber, wenn wir auf die Verträge schauen, die bisher mit Privatanstalten abgeschlossen sind,
wohl vorauszusehen, daß dieser Durchschnittspreis sich vielleicht noch um 1 Mark erhöhen wird;
man kann also mit 21 Mark pro Tag rechnen.

Meine Damen und Herren! Bei der vorigen Taguug des Provinziallandtages lag uns
der Plan für die Errichtung einer Krüppelfürsorgeanstalt in Suchtet« vor. Das hohe Haus hat
seine Genehmigung dazu ausgesprochen,und am 5. August d. I. wird diese Krüvsielheilanstaltin
Süchteln eröffnet werden, bei der ebenfalls ein Pflegesatz von 20 Mark pro Tag verlangt werden
soll. Es handelt sich hier natürlich um Krüppel, die heilbar sind. Infolgedessenwird der Aufenthalt
in einer solchen Heilanstalt durchschnittlich ein halbes Jahr, vielleichtauch eiu Jahr betragen. Die
Wohltat dieser Fürsorge kann daher weitestgehendauf möglichst viele solcher Krüppel ausgcdehut
werden.

Zu jenem Verpflegungssatzehaben nach den vom Provinziallandtage aufgestelltenBestim¬
mungen Gemeinden und Kreise einen Zuschuß von 12 Mark zu leisten. Diese Ginnahmen sind im
Titel II der Einnahme vorgesehen. Außerdem sollen auch die Angehörigen der Krüppel je nach
ihrer Leistungsfähigkeit herangezogen werden. Man rechnet hier mit dem geringen Satz von 1,20 Mark
pro Tag, woraus sich der Titel der Einnahme von 262 000 Mark ergibt. Es bleibt also' für
die Provinz nur noch ein Zuschuß von 1709 000 Mark.

.M"ne Damen und Herren! Das grenzenlose Kinderelend ist Ihnen hinreichendbekannt.
Her Kneg mit seinen betrübenden Begleiterscheinungen,besonders die jedem menschlichen Gefühl
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hohnsprechende Hungerblockadehat dieses Elend in erster Linie hervorgerufen uud bis ins Uner¬
meßliche gesteigert. Es ist uusere Pflicht, hier lindernd und bessernd einzugreifen. Es ist unsere
Pflicht, uuserem Vaterlande ein starkes und gesundes Geschlecht zu erziehen.

Die FachkommissionIld hat einstimmig diesen Antrag angenommen,und ich bitte auch
Sie um einstimmigeAnnahme.

VorsitzenderVielen: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir stimmen ab. Wer von den
Damen uud Herleu ist für diesen Antrag? Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Herr AbgeordneterDr. Hentzen hat gebeten, jetzt Punkt 17 vorzunehmen. Es wird wohl
kein Widerspruchdagegen erhoben. Ich erteile Herrn AbgeordnetenDr. Hentzen das Wort.

Punkt 17:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Antrag des Abgeordneten Kra-
winkel, betreffend Aenderung der Amtsbezeichnung für die Laudesbau-
inspektorcn und die bei der Ientralverwaltung tätigen Landesbauräte.

AbgeordneterDr. Hentzen: Meine Damen und Herreu! In der III. Fachkommission
hat Herr Abgeordneter Krawiukel den Antrag gestellt, au Stelle der Amtsbezeichnung„Landes-
bnninspektor"die Amtsbezeichnung„Laudesbaurat" einzuführen und den bei der Ientralverwaltung
tätigen Landesbauräten die Amtsbezeichnung„Landesoberbaurat" zu geben. In der Besoldung
wird dadurch nichts geändert.

Dieser Antrag hat seinen Ursprung in dem Vorgehen des Staates, Der Staat hat den
örtlichen Banbeamten, die bisher Bauinspektoren waren, die Amtsbezeichnung„Regierungs- und
Vaurat" beigelegt. Die Landesbauiuspektorenhaben den berechtigten Wunsch, die gleiche Bezeichnung
"ezw. die Amtsbezeichnung„Landesbaurat" zu erhalten.

Die III. Fachkommissionhat sich des näheren mit dem Antrage befaßt und hält den
Wunsch der bisherigen Laudcsbauinspektorenfür berechtigt. Die Landesbauiimter habe» gegen
früher eine erhöhte Bedeutung erlangt. Es sind nicht viele Beamte, es handelt sich nur um 14.
Wir haben 14 solcher Aemter. Diese Aemter arbeiten jetzt mit einem durchschnittlichen Etat von
4,? Millionen Mark, also eine recht beträchtliche Summe, die es rechtfertigt,den Herren die Amts¬
bezeichnung „Landesbaurat" beizulegen.

Dieser Wnnsch ist bei der Provinzialverwaltung lediglich deshalb auf Widerstand gestoßen,
>"ttl «ach Ansicht der Provinzialverwaltung ein Unterschied sein soll zwischen den Herren, die bei
^r Zentralverwllltnug arbeiten, und denen, die in der Lokalinstanzarbeiten. Man mag darüber
"enkeu, wie man will. Man kaun ja diesen Unterschiedleicht wiederherstelle»,indem man den
H^cen bei der Provinzialverwaltung die Amtsbezeichnung„Oberbaurat" gibt, wie das auch seitens
b°s Staates geschehen ist. (AbgeordneterHoffmann: Titelsuchtkrankheit!)

In der Kommissionkam weiter zur Sprache, man habe gerade bei der Einführung von
Amtsbezeichnungenbei deu Kommunalverwaltungenvielfachdie üble Erfahrung gemacht: Erst sei
"'e andere Amtsbezeichnunggegeben worden, und dann später hinterher, wovon vorher gar nicht
dw Rede gewesen sei, sei eine entsprechende Gehaltserhöhung die Folge gewesen. Auch in der
^ Fachkommission wurde die Befürchtung geäußert, es könnte vielleicht auch hinter diesem Antrage
em derartiger Pferdefnß stecken. Um dem von vornherein einen Riegel vorzuschieben, wurde der
^"trag Krawinkel dahin erweitert, daß ausdrücklich ausgesprochen wurde: In den Besolduugenwird
^rch die veränderte Amtsbezeichnunguichts geäudert. Mit diesem Zusatz glaubte die III. Fach¬
kommission unbedenklich den Antrag zur Annahme empfehlenzn sollen. Es macht den beteiligten
H"re» eine Freude und der Provinz kostet es nichts. Ich empfehle also den Antrag zur Annahme,
^geordneter Hoffmann: Ein Auswuchs von Titelsucht!)
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VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Landesrat Müller.
Landesrat Müller: Ich möchte zunächst darauf aufmerksam machen, daß die gesamten

Angelegenheiten der Besoldungen,Amtsbezeichnungenusw. zu der Zuständigkeitder I. Fachkommission
gehören. Der Antrag der III. Fachkommissionhätte vorher der I. Fachkommissionvorgelegt
werden müssen.

Zur Sache selbst möchte ich bemerken, daß der Widerstand gegen diese Aenderung der
Amtsbezeichnungkeineswegseinseitig von der Rheinischen Provinzialverwaltung ausgeht, sonderndie
Frage ist wiederholt auf den Laudesdirektorenkonfercnzenim Zusammenhang mit der gesamten
übrigen Besoldungsordnung besprochenworden. Was die formelle Seite betrifft, so sind die
Bezeichnungen„Landesrat" und Landesbaurat" den durch den Provinziallaudtag gewählten, dem
Landeshauptmann gemäß der Pruvinzialordnung zugeordnetenhöheren Beamten vorbehalten. Das
trifft nicht zu für die Landesbauinspektoren.

Abgesehen hiervon ist es nicht möglich, für die Herren in der Zentralverwaltung und in
der Lokalinstanzdieselben Amtsbezeichnungenzu wähleu; Titel kennen wir nicht mehr; wir kennen
nur noch Amtsbezeichnungen. (Abgeordneter Hoffmann: In der Sache dasselbe!) Wir haben hier
einen Landesbaurat an der Spitze der Straßenverwaltung; das ist eine Abteilung wie jede andere
Abteilung, die einem Landesrat oder Landesbaurat untersteht. Ihm unterstehen bereits zwei
Beamte mit der gleichen Amtsbezeichnung„Landesbaurat", Die darunterstehende örtliche Instanz
ebenfalls als „Landesbaurat" zu bezeichnen, wäre ein Verfahren, für das man sich unmöglichans
Staat und Reich beziehenkönnte; da kennt man eine derartige gleichmäßigeBezeichnungfür drei
verschiedene Instanzen nicht.

Den Herren ist die Amtsbezeichnung „Bauinfpektor" nicht sympathisch (Abgeordneter
Melich: Nennen Sie sie Volkskommissare!);ihnen soll die Amtsbezeichnung „Provinzialbaurat"
verliehen werden. Das entspricht der Sache und würde auch den Unterschiedzwischen der Lokal-
und der Zentralinstanz genügend hervorheben. Fängt man damit an, eine Kategorie der dem
Landeshauptmann ZugeordnetenOberbeamten als „Oberrat" zu bezeichnen,so bekommenwir den
„Oberlandesrat" oder „Landesoberrat" oder eine noch unmöglichere Bezeichnung. In den Provinzen
war man der Ansicht, daß man nicht möglichstviel, sondern möglichst wenig nene Amtsbezeich¬
nungen schaffen solle. Die bestehende tiwlosi» teutouiell (Abgeordneter Hoffmann: Sehr gnt!)
möchtenwir nicht unterstützen.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Maus.
AbgeordneterMaus: Meine Damen und Herren! Nach den Ausführungen des Herrn

Landesrats Müller kann ich mich sehr kurz fassen. Zunächst habe ich wie er Bedenken, weil die
Fachkommission 1 noch nicht gehört worden ist. Im übrigen läßt sich bei allem Wohlwollen den
betreffendenBeamten gegenüberheute uicht übersehen, welche Konsequenzendie Sache haben wird.
Ich möchte deshalb beantragen, die Angelegenheitdem Proviuzialausschuß zn überweisenund hentc
eine endgültige Beschlußfafsungzu vertagen.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Mehne.
Abgeordneter Mehne: Meine Damen und Herren! Nachdem der Herr Abgeordnete

Maus beantragt hat, die Angelegenheit dem Proviuzialausschuß zur Beschlußfafsung bezw. zur
Vorprüfung zu überweisen, habe ich nicht notwendig, auf die Angelegenheitallzuweit einzugehen.
Ich möchte aber doch streifen, daß es wohl verständlich ist, wenn die Landesbauinspektorenden
Wunsch haben, entsprechendihren Kollegen in den anderen Verwaltungszwcigen des Reichs und
des Staates die Amtsbezeichnung„Rat" in irgendeiner Form zu erhalten. (Hört! Hört! links.)
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Ob man nun sagt „Provinzialbaumt" oder „Landesbaumt", das ist nebensächlich.Es bleibt aber
doch ein Wunsch, der aus dem ganzen Beamtenlebenheraus zu verstehen ist. Ich glaube, daß der
Prooinzialausschuß da auch einen Ausweg finden wird, um dem Wunsche dieser Herren Rechnung
zu tragen, (Zuruf links: Wenn er nun keinen Ausweg findet?)

Die ttbrigen Herren, die bereits bei der Zentralverwaltung als Landesbaurüte tätig sind,
wünschen ja die Amtsbezeichnung „Landesoberbaumt". Auch diese Frage wird zu klären sein-
Ich möchte schon hier darauf aufmerksam machen, daß diese Herren sich ohnehin in der Besoldungs-
Lnippe 12 befinden und bei einer anderen Verwaltung, z. B. bei der Eisenbahndirektion,die
Amtsbezeichnung„Oberbaurat" führen würden. Ob das für die Landesverwaltung angemessen ist,
mag der Provinzialausschuß entscheiden.

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang auf eine andere Angelegenheit zu sprechen
kommen, die auch in das Personalwesen der Landesbauinspektorenhineingreift, und zwar handelt
^ fich darum, daß bisher es üblich gewesenist, daß die Landesbaninspektorenin Abwesenheit^,
^ehinderungs', Urlaubs-, Krankheitsfällen und dergleichendurch einen benachbarten Landesbau-
mspcktor vertreten wurden. Hier liegt nun der Wunsch der Landesbausekretärevor, daß man ihnen
m solchen Abwesenheit^ und Behinderungsfällen die Vertretung des Landesbauinspettors überträgt,
"«"eine Damen und Herren, ich halte diesen Wunsch für sehr wohl berechtigt, weil er in anderen
Verwaltungen ebenfalls bereits erfüllt wird und weil auch andererseits, wie schon heute früh der
Herr AbgeordneteFalk ausgeführt hat, allgemeinder Wunschbesteht, auch deu früheren und jetzigen
mittleren Beamten die Möglichkeitzu geben, in verantwortlicherStellung fich betätigen zu können,
^ch habe bereits mit dem Landesbaumt, der in der Sache zuständig ist, Rücksprache genommen,
und es ist mir gesagt worden, daß die derzeitigenVerhältnisse nun nicht genau so liegen wie in
den übrigen Verwaltungen des Staates und des Reiches, und daß deshalb im Augenblick die
Erfüllung des Wunsches der Landesbausekretäreauf Schwierigkeitenstößt. Ich kann mich den
gründen, die Herr Landesbaumt Quentell mir angegebenhat, für den Augenblick nicht verschließen,
"ch spreche aber von dieser Stelle aus den Wunsch aus, daß Mittel und Wege gesucht werden möchten,
um auch filr die Zukunft durch eine entsprechende Aenderung der Organisation diesen mittleren
samten den Aufstieg in höhere Stellen zu ebnen, vor allen Dingen ihnen auch schon recht bald,
>°sern sie ein entsprechendes Dienstalter haben, die Vertretung von höheren Beamten in Krankheits¬
und Abwesenheitsfällenzu übertragen,

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevi-. Iarres.
AbgeordneterDr. Iarres: Meine Herren! Ich glaube, die letzten Ausführungen des

Herrn Vorredners gehörten wirklich nicht zu diesem Gegenstände. Wie ich höre, ist in der Fach¬
kommissionauch diese Anregung besprochen worden, und sie ist der Provinzialverwaltung als Material
sur Erwägung überwiesenworden. Das scheint mir auch richtig.

In der Sache selbst erscheinen uns die Ausführungen des Herrn Landesrats Müller durch'
"'s richtig und beachtenswert. Aus diesem Grunde schließen wir uns dem Antrage des Herrn
^geordneten Maus an.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schäfer.
AbgeordneterSchäfer: Meine Damen und Herren! Es ist eben festgestellt worden, daß

^ Antrag nicht entsprechend der Geschäftsordnungbehandelt worden ist. Der Antrag gehört zur
buständigteit der Fachkommission I. In der Fachkommission I ist er nicht gewesen. Deswegen
^°lte ich es nicht für richtig, daß überhaupt über den Antrag beschlossenwird, auch nicht über das
Schicksal des Antrages, bevor nicht die Fachkommission I sich damit befaßt hat. Ich bin deswegen
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der Auffassung, daß dieser Antrag zunächst die Fachkommission I zu beschäftigenhat. Sie wird
darüber beschließen, ob etwa heute schon zu den Vorschlägen der Verwaltung Stellung genommen
werden kann, den Herren den Titel „Provinzialbaurat" zu verleihen. Ich beantrage also, die
Sache nicht dem Provinzialausschuß, sondern geschäftsordnungsmäßigdem FachausschußI zu über¬
weisen. Er mag dann beschließen, was in der Sache zu geschehen hat.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterTheißen.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Ich stelle fest, daß in Deutschland

der Rätegedankenmarschiert. (Sehr gut! links. AbgeordneterHoffmann: Aber was für ein Räte¬
gedanke!) Die weltbewegende Frage, ob die Herren Landesbauinfpektorennun den Titel „Landes-
baurat" bekommen sollen, beschäftigtdas Parlament jetzt schon über eine Viertelstunde; man sieht,
wofür wir hier Zeit haben. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Warum reden Sie denn auch noch?
AbgeordneterKnab: Um den Unsinn zu beweisen!) Wir haben zu der Bürokratie kein Vertrauen;
aber daß sie diese Sache sachgemäß behandelt, das muten wir ihr wohl zu. Es ist kennzeichnend
für das, was wir feit einigen Jahren in Deutschlanderleben, für die Veräußerlichung dessen, was
Sie „Kultur" nennen, daß alles, was wir nach 1918 an Umwandlungengesehen haben, in äußere»
Dekorationen besteht. So auch hier. Es ist schon ganz richtig von dem Herrn Vertreter der
Provinzialverwaltung von Titelunfug usw. gesprochen worden. Ich meine, wir haben andere Dinge
zu tun, als uns über derartige Sachen hier zu unterhalten. (Sehr richtig! links.)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Hentzen.
AbgeordneterDr. Hentzen: Ich möchte sehr bestreiten, daß die Sache zur Zuständigkeit

der I. Fachkommission gehört. Es steht ausdrücklich im 8 28«, der bisher noch geltenden Geschäfts¬
ordnung:

„Beschlüsse von Fachkommissionen,welche dem Provinziallandtage die Aufwendung von
Provinzialmitteln vorschlagen,die in den von dem Provinzialausschuß vorgelegtenHaushalts¬
plänen oder sonstigen Vorlagen nicht oder in abweichender Höhe vorgesehensind, gehen vor
der Beratung im Plenum des Provinziallandtages zur Vorberatung in bezug auf die finanzielle
Seite zunächst noch an die Fachkommiffion,zu deren Geschäftsbereich die allgemeineFinanz¬
verwaltung gehört".

Wir haben die Sache auch in der Kommissiongestreift. Wir haben hier ausdrücklichden
Znsatz gemacht, daß irgendwie eine finanzielle Belastung, eine Aenderung in der Besoldung nicht
eintreten soll. (Landeshauptmann Dr. von Renvers: Hier kommen aber persönlicheSachen in
Betracht!) Ich bin damit einverstanden,daß die Sache dem Provinzialausschuß überwiesen wird.
Ich wollte nur dagegen Einsprucherheben, daß die Sache noch an die I. Fachkommission geht.

Vorsitzender Vielen: Es liegt vor der Antrag des Herrn Berichterstatters und der
Antrag Maus, die Sache dem Provinzialausschußzu überweisen. Wir stimmenüber die Anträge ab.
Nach der Geschäftsordnungfangen wir an mit dem Antrage, die Sache an die Fachkommission I
zu verweisen. Wer von den Damen und Herren ist für die Verweisung an die Fachkommission I?
Ich bitte um die Gegenprobe. Das ist jetzt die Mehrheit. Die Sache ist also nicht an die
Fachkommission verwiesen.

Wer von den Damen und Herren ist für den Antrag Maus, die Sache an den Provinzial¬
ausschuß zu verweisen? Ich bitte um die Gegenprobe. Die Sache ist dem Provinzialausschuß
überwiesen.

Wenn sich kein Widersprucherhebt, möchte ich Sie bitten, jetzt Punkt 14 zu nehmen:
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Punkt 14:
Bericht der von dem Provinziallandtag bestellten Kommission zu dem
Entwurf eines Gesetzes über die Erweiterung der Selbständigkeitsrechte

BerichterstMer'Abgeordneter Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Der Ausschuß
ist erfreulicherweisezu einem einmütigen Gutachten gekommen. Er hält es mcht für notwendig,
«inen eingehenden Bericht hier zu erstatten, ist vielmehrder Meinung, daß es genügt den Beschluß¬
entwurf Ihnen vorzulegen, dem er einhellig beigetrctenist. Hiernachwird tue gutachtliche Stellung¬
nahme des Provinziallandtages wie folgt beantragt: , <„^ . ^ -

,Der Provinziallandtag hält an dem in seiner 59. Tagung am 11. Dezember 1920 emstnunug
gefaßte» Beschlusse fest, iu dem der schleunige Erlaß eines Gesetzes, betreffend ie Erweüeruug
der Selbstverwaltungsangelegenheitenuud Uebertraguug von Auftragsangelegenheiten für
Preußen erwartet wird. Er bedauert aber lebhaft, daß der ihm zur Stellungnahine vor¬
gelegte Gefetzentwurfeine genügende Gruudlage für eine befriedigende Loluug tnefer wichtigen
Frage nicht bietet. Das Versprechenaus Artikel 72 der Preußischen Verfassung muß em-
gelöst werden. Es beweist jedoch der vorliegende Gesetzentwurf,daß es kaum möglich ist. d,e
Erweiterung der Selbständigkeitsrechteder Provinzen anders als im organischen Zusammen¬
hange mit der übrigen Verwaltungsreform in Preußen vorzunehmen.

Ans diefem Grunde kann zu der Frage der Uebertragung von Auftragsau¬
gelegenheiten bedauerlicherweife zurzeit überhaupt noch nicht Stellung genommenwerden,
zumal auch nach der finanziellen Seite hin eine Regelung vollkommen offenbleibt.

Wenn auch diefe Bedenken bezüglich der Uebertraguug des Gesetzgebungsrechtes
und weiterer Selbstverwaltungsangelegenheiten im Sinne der ßs 2 b,s 5 °es Ent¬
wurfes weniger erheblich sind, so läßt doch auch hier der Gesetzentwurf so viele Zweifel über
Bedeutung und Tragweite der übertragenen Rechte offen, uud ist m der Abgrenzung des
Provinzialrechts so wenig klar und erschöpfend,daß er iu der vorliegendenForm mcht zum

der Vorlage wüufcht der Proviuziallaudtag die Berücksichtigung
der in dem Vorberichtedes Landeshauptmanns gegebenen Anregnngeu und Beanstandungen

Der Provinziallandtag richtet an die Staatsverwaltung das dringende Verlangen auf
Gesetzentwürfe über die Preußische Verwaltungsreform und emes

und orgMi^ zweckmHigerWeise e ne Zeigende
Ne elung der Erweiternug der proviuzielleu Selbstaudigke.tsrechte barstell, Dabe mH
dringend gefordert werden, daß sofort «m Neuordnung w
nebuna in ibren Grundlagen erschütterten Frnanzwirtfchaft der Provinzen
w^ied^^ nmdie Mittel znr Erfüllnng ihrer bisherigen Anfgaben gewahrleistet,
sondern auch Deckung für die neu zu übernehmendenLasten sichert.

Bis zu dieser Neuregelung empfiehlt der Provinziallandtag d,e « ^
raten Diese B ircite find von den Stellen, denen ste beigegeben werden, m Verwaltnngs

9 Mitgliedern erwünscht."
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Das ist, wie gesagt, die einmütigeStellungnahme des von Ihnen eingesetzten Ausschusses.
Namens dieses Ausschusses bitte ich, dieser Resolution beizutreten,

VorsitzenderGielen: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Wer von den Damen nnd
Herren ist für die Annahme. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Die Annahme ist einstimmig
erfolgt. (Bravo!)

Ich habe Ihnen dann namens des Aeltestenausschnsses vorzuschlagen,die Punkte 26 bis
31 in einer Verhandlung zusammenzufassen,um dadurch die Erörterung abzukürzen. Wenn sich
kein Widerspruch erhebt, nehme ich an, daß auch das hohe Haus damit einverstandenist.

Dann bitte ich die Herreu des Aeltestenausschnsses, um 2 Uhr iu Zimmer 36 Zusammen--
zukommen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Punkt 26 lautet:
Antrag der IIn, Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900,
sowie Haushaltspläue der Fürsorgeerziehungsanstalten Fichtenhain, Rhein-
dahlen, Solingen und GuskirHen für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Bausch. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Bausch: Meine Damen und Herren! Der Haushaltsplan über die Kosten

der FürsorgeerziehungMinderjähriger befindet sich im Haushaltsplan auf Seite 140 ff. Er sieht
iu Einnahme und Ausgabe 25 Millionen Mark vor. Das bedeutet gegen den Etat des vor¬
hergehendenJahres eine Steigerung von 15 Millionen Mark. Das ist aber nur eine scheinbare
Steigerung infofern, als die tatsächlichenAusgaben des abgelaufenen Gefchäftsjahres sich auf
24 400 000 Mark belaufen haben. Diese Steigerung der Kosten im abgelaufenen Rechnungsjahr
hängt mit den Verhältnissen zusammen, denen die Provinz machtlos gegenübersteht. Das ist auf
der einen Seite die Teuerung, die in zunehmenderWeife eingesetzt hat. Dazu kommen die Gehalts¬
und Lohnerhöhungen, die durch die Teuerung veranlaßt waren. Diese Erhöhung des Etats bedeutet
für die Provinz einen Mehrzuschußvon über 4 Millionen Mark, so daß die Provinz aus allgemeinen
Mitteln 8 041000 Mark einsetzen muß. Die Kosten des Unterhalts, der Erziehung, des Unter¬
richts und der Ausbildung mußten um 14 160 000 Mark erhöht werden. Im Rechnungsjahr 1920
war für rund 9600 Zöglinge ein Dnrchfchnittspflegefatz von 1000 Mark berechnet worden, während
für das laufende Rechnungsjahr eine Zahl von Zöglingen von 10 800 in Ansatz gebracht werden
muß. Der Pflegesatz kann nun auch nicht mit 2050 Mark angesetzt werden, wie der tatsächliche
Pflegesatz für 1920 betrug, sonderu er muß unter Würdigung der weiterenSteigerung der Teuerungs¬
verhältnisse und unter Berücksichtigung, daß die beschlossenem Gehaltserhöhung für 1921 jetzt erst
völlig in die Erscheinungtritt, auf 2200 Mark festgesetzt werden.

Ich möchte die einzelnen Titel, die erhöht werden mußten, und die Betrage, um die sie
erhöht werden mnßten, hier nicht vortragen, da diese Zahlen in der Drucksache Nr. 1 auf Seite
7, 8 und folgende zu finden sind.

Da nun über die anderen Haushaltspläne gleich mitberichtet werden soll, kommenwir zu
dem Haushaltsplan für die FürsorgeerziehuugsanstaltFichtenhain bei Krefeld.

Da ist im allgemeinen zu sagen, was ich für den allgemeinen Haushaltsplan über die
Kosten der Fürsorgeerziehung gesagt habe; es zeigt sich dort dieselbe Erhöhung der sächlichen »ud
persönlichen Kosten.

Verbunden mit dem Haushaltsplan der Provinzial-Ftirsorgeerziehungsaustalt Fichtenhain
bei Krefeld ist ein Voranschlag über den Arbeitsbetrieb und den landwirtschaftlichenBetrieb bei
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dieser Anstalt. Da ist noch einmal ein kurzes Wort über die Frage zu sagen, die gestern bereits
hier angeschnittenworden ist. ,. ^. «> -«> .. ^ 5^„ z.:»

Die Frau Berichterstatterin des Provinzialausschussesfür die KommissionII» hatte die
Frage an die Provinzialverwaltuug gerichtet, wie es wohl komme daß die Erzeugms e aus dem
landwirtschaftliche,,Betrieb uud dem Arbeitsbetrieb für die emzeluen Anstalten sich in so merk^
würdiger Weise uuterscheide. daß diese Erträguisse für "e /andwir^
Hai,,, in Rheiudahleu uud iu Soliugeu gauz verschieden se,eu uu ebenso für die Arbeitsbetriebe.
Es war ihr also gar nicht aufgefallen - was gestern schon gesagt worden ist ^' ^ß °« ^
anschlage nicht stimmeu könnte,, daß da etwas unrichtig 'ew "üs^s^
Aufklämng habeu. wie es sich erkläre, daß scheinbar der f"°'
sich besser rentiere als der in Rheindahlen oder in fingen, uud d^
kommt Aus den Ausführuugeu des Herrn Vertreters der ^"Malve^
daß die Ueberschüsse für die landwirtschaftlichenund Arbeitsbetnebe dieser Anstalten mcht etwa m

der Höhe ewch t worden find, in der sie fich für das abgelanfeneRechn^^^^^^^^
sondern daß sie schätzungsweise mit einer Snmme eingesetzt worden s"d' d" "«^
diesen Neberscküsen „uückblieb. Die Fachkommission 11^ hat nach eingehender Aussprache darüber

siteiu 3^ daß küuftig bei Aufstellungder ^"^nH^^ Hren
werden dürfe sondern daß die zu erwartende,: Ueber chüfse unter Berücksichtigung der tatsächlich

erztwn7e^ und uuter vorsichtiger Prüfung der ^Mimstu^ A^sichw
für das laufende Jahr in einer Höhe eingesetzt werden müssen, die bei vorsichtigerPrüfung dieser
weiten Frage verantwortet werden kann. , .

Ueber die Frage, ob aus dieser geringen Höhe der eingesetzten "e wschüss s^w d '
Haushaltsplan selbst ein Anlaß ergäbe, ihn als unrichtig zu bezeichnen h e K°"mssi°n lem
Urteil abg gebe , und zwar wohl aus dem Grunde, «n"" Haushalts
sichtlichenEinnahmen festlegen und weil die tatsächlichen "men h,^
legung festgestellt werden. Die Einnahmen, wie sie tätlich am
gestellt werden, liegen auch der Staatsregierung vor Weuu Sie g aub '. daß rch d g r.ng

°«e sage«, daß die Austalt in Solingen zu Anftng d« Jahres, zum 6 ^,, ^zöglin e

"chmt worden ist uud daß d« Pr°"«Mlver>^ '^ ^ ^/^g^
nus dieser Anstalt bis auf 50 herauszunehmen und außerdem die we
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schaftlichen Betrieb dort vorhanden sind und nicht mit beschlagnahmt wordensind, durch eine Mauer
von dem übrigen Teil der Anstalt zu trennen. Dadurch nun, daß der größte Teil der Zöglinge,
die bisher in Solingen untergebracht waren, in die frei gewordenePrivatanstalt bei Waldbröl, die
von der Provinzialverwaltung gepachtet worden ist, überfllhrt worden ist, sind die allgemeinenVer-
waltungstosten bedeutendgestiegen. Die Provinzialverwaltung hat deswegenden Auteil der Kosten,
der dnrch die Verlegung nach einer zweiten Anstalt für die Verwaltung erwachsen ist, beim Reiche
in einer Höhe von — wenn ich sie recht behalten habe — 100 000 Mark angefordert. Die Kom¬
mission II«, steht ebenfalls auf dem Standpunkte, daß das Reich verpflichtetist, diese Erhöhung der
Verwaltungskosten,die durch die teilweise Beschlagnahmn««, und Verlegung der Anstalt nach Waldbröl
entstanden ist, zu tragen.

Die Fachkommission Ha hat sich außerdem mit einer Reihe von Wünschen,Forderungen
und Anträgen beschäftigt,die im Anschlußan den Etat über die Kosten der Fürsorgeerziehungund
über die einzelnen Anstalten vorgebrachtworden sind. Ein großer Teil dieser Wünscheund Forde¬
rungen ist durch die Aufklärung, die der Vertreter der Provinzialverwaltung gegeben hat, erledigt
worden. Ein anderer Teil hat sich zu Antragen verdichtet,über die ja hernach hier noch besonders
belichtet wird.

Die Fachkommission Ila schlägt dem hohen Hause vor, den Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger und die Haushaltspläne der einzelnen Fürsorgeerziehungs-
anstlllten unverändert anzunehmen.

Wenn ich vorhin recht verstanden habe, hat der Aeltestenrat befchlossen, daß gleichzeitig
auch über die drei nächsten Punkte der Tagesordnung hier berichtet werden soll. (Stellvertretender
VorsitzenderUllenbaum: Sehr richtig!)

Ich hätte dann noch zu Nummer 2? der Tagesordnung:
Antrag der Ha, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend den Furtgang in der Errichtung einer weiteren
Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstalt für fchulentlassene männliche Zög¬
linge katholischen Bekenntnisses, verbunden mit einer Iwischenanstalt, bei
Euskirchen,

zu berichten.
Der Vertreter der Provinzialverwaltung hat der Fachkommission II», formell mitgeteilt,

daß die Provinzial-Fürsorgeerziehnngsanstaltbei Euskirchenim großen und ganzen fertiggestelltund
bereits in Betrieb genommenworden ist. Es sind nur noch einige Wegearbeiten und die Fertig¬
stellung der Kirche zu erledigen; diefe sollen im Laufe des Jahres in recht einfacherWeise erledigt
werden. Die Baukosten für die Anstalt haben allerdings den Betrag von etwas weniger als
7 Millionen Mark erreicht. Da aber noch Rechnungen ausstehen und noch einige Arbeiten im
Laufe dieses Jahres erledigt werden müssen, weiden die Gesamtbaukostenüber 7 Millionen Mark
betragen, während nur 2V^ Millionen Mark vorgesehenwaren. Die sehr große Ueberschreitung
der veranschlagten Bausumme erklärt sich einmal dadurch, daß die Fertigstellung dieses Baues durch
den Krieg und die schwierigen Verhältnisse, die nach Kriegsende eingetreten sind, jahrelang hinge¬
zogen worden ist und daß außerdem in dieser Zeit, namentlichnach dem Kriege, die Baumaterialien
und die Löhne sich ungeheuer gesteigert haben. Ein wesentlicher Teil des Baumaterials war aller¬
dings sehr frühzeitig beschafft worden, so daß er seiner Qualität nach reine Friedensware darstellt
und die Anstalt in Euskirchenihrer Vauqualität nach nicht hinter den übrigen Anstalten, die die
Provinz eilichtet hat. zurückbleibt.



61. RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 16. Inli 1921. 283

Die Fachkommission II«, schlägt dem hohen Hause vor, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen
und alle hinsichtlich der Errichtung der Anstalt gefaßten Beschlüsse als erledigt zu erklären.

Cs liegt nun weiter vor der
Antrag der Ha Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischen
Partei, betreffend Umarbeitung der „Vorschriften des Rheinischen
Provinzialverbandes für die Ausführung der Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger" sowie des Reglements für die Rheinische Provinzial-Fürsorge-
erziehungsllnstalten durch eine besondere Kommission.

Dieser Antrag war der KommissionII», erst zu Beginn der Sitzung vorgelegt worden,
su daß es nicht möglich war, die notwendigen Unterlagen sich zu beschaffen und in eine fachliche
Prüfung des Antrages einzutreten. Die II» Kommifsionschlägt darum vor:

„Der Proviuziallandtag wolle den Provinzialausschuß ersuchen,die Neubearbeitung der
ub'gen „Vorschriften" vorzunehmen,die Vorlage aber vor der endgültigenBeschlußfassung der Fach¬
kommission II 3, zur Begutachtung vorzulegen".

In Punkt 29 liegt dann ein weiterer Antrag der Fachkommission II» vor zu dem
Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend anderweite Befchäftigung
der industriell beschäftigten Fttrforgezüglinge wegen der steigenden Arbeits¬
losigkeit, sowie die handwerkliche bezw. hauswirtschaftliche Ausbildung
der in privater Fürsorge untergebrachten Zöglinge.

Auch über diesen Antrag konnte in eine sachliche Prüfung und Beschlußfassunguicht ein¬
getreten werden aus denselben Gründen, die ich zu dem vorher besprochenen Antrage angeführt habe,
^e Fachkommission II». war sich aber einig darüber, daß die handwerkliche bezw. hauswirtfchaft-
uche Ausbildung der in privater Fürsorge untergebrachtenFürsorgezüglingedurchaus sichergestellt
werden müsse. Da die Fachkommission II» sich aber wegen des Fehlens der notwendigenUnter¬
lagen nicht in der Lage sah, darüber einen bestimmtenBeschluß zu fassen, haben wir geglaubt,
auch diesen Antrag dem Provinzialausschuß zur Prüfung überweifen zu follen, damit er die Unter¬
lagen prüft und dann' auch darüber beschließt, was nun gefchehen soll, damit die Forderungen des
Antrages der sozialdemokratischen Partei ans die beste Weise erledigt werden können. Die II», Fach¬
kommission hat aber geglaubt, dann auch fordern zu follen, daß vor einer endgültigenBeschluß¬
fassung des Provinzialausschussesdie Kommissiongutachtlichdarüber zu hören ist.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Herr Abgeordneter Bausch hat über die
Kommissiousbeschlüssezu den Punkten 26 bis 29 referiert. Ich erfuche jetzt den Herrn Abgeordneten
^- Fifcher, den Bericht über Punkt 30 zu geben:

Antrag der II» Fachkommission, betreffend Gewährung von Arbeits¬
prämien an Fürforgezöglinge.

Abgeordneter Dr, Fifcher: Meine Damen und Herren! In den Haushaltsplänen der
Provinzial-Fürsorgeanstciltenfinden Sie in jedem der Einzeletats unter der Bezeichnung:„Arbeits-
plämien für Zöglinge" in AusgabepositionenBeträge von 500 bis 800 Mark, welche ausgeworfen
s'Nd zur Belohnung der in der Hauswirtfchaft oder in landwirtschaftlichenBetrieben der Anstalten
katigen Zöglinge, die sich durch Fleiß und gute Führung ausgezeichnethaben. In der Fach¬
kommission II» sind wir der Ansicht gewesen,daß die Frage doch entschieden zu prüfen ist, ob
^artige befundereArbeitsprämien zeitgemäß find, ob sie notwendig find, weil uns die Art und
^ise der Verteilung der Prämien vollständigunbekanntwar. Wir sind daher der Ansicht gewesen,
baß wir den Provinzialausschuß ersuchen wollen, in eine Prüfung der Frage einzutreten, zunächst
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ob die Gewährung von Arbeitsprämien an die Fürsorgezöglinge der Provinzialanstalten überhaupt
nötig ist. Wir sind der Ansicht gewesen,daß man gerade in der grundsätzlichen Frage, ob eine
derartige Gewährung von Arbeitsvrämien notwendig und zweckmäßig ist oder nicht, geteilter Ansicht
sein kann. Wir wollten aber keine endgültige und abschließende Stellung dazu nehmen, weil uns
eben das nötige Material nicht bekannt war.

Weiter, meine Damen und Herren, sind wir zu der zweiten Frage übergegangen, ob,
falls grundsätzlich derartige Prämien weiter gewährt werden sollen, die in den Etats vorgesehenen
Beträge hierfür ausreichendbezw. ihrer Höhe nach den heutigen Geldverhältnissenentsprechend sind.
Wenn Sie bedenken,meine Damen und Herren, daß in den vier Etats insgesamt 6500 Mark
für Arbeitsprämien ausgeworfen sind und daß insgesamt rund 1200 bis 1300 Zöglinge hier in
den Anstalten untergebracht sind, so werden Sie wohl mit uns zu der Auffassung kommen, daß,
wenn Prämien überhaupt gezahlt werden sollen, dann ein Betrag von 6500 Mark für 1200
bis 1300 Zöglinge an sich nicht ausreichend ist, daß jedenfalls der Betrag der heutigen Geld¬
entwertung nicht angepaßt ist. Deshalb sind wir in der Fachkommission II a zu dem weitergehenden
Antrage gekommen, daß, falls der Provinzialausschußzu der Ansicht kommt, daß derartige besondere
Prämien für Fleiß und gute Führung notwendig sind, die hierfür vorgesehenen Beträge im nächst¬
jährigen Hanshaltsplan entsprechend erhöht werden.

Die Fachkommission II», bittet Sie daher, den Ihnen auf Drucksache Nummer 38 mit¬
geteilten Antrag anzunehmen, der wie folgt lautet:

„Der Provinzillllaudtllg wolle den Provinzialausschuß ersuchen, eine Prüfung der Frage
vorzunehmen, ob die Gewährung von Arbeitsprämien an Fürforgezöglinge der Pro¬
vinzialanstalten überhaupt nötig ist und zutreffendenfalls die hierfür vorgesehenen
Beträge im nächstjährigenHaushaltsplan entsprechend zu erhöhen".

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Berichterstatterin für Punkt 31:
Antrag der II«, Fachkommission zu dem Antrag der unabhängigen sozial-
demokratischen Partei, betreffend Anwendung der Strafprar.is in den
Fürsorgeerziehungsanstalten sowie Berufsberatung und Unterbringung
der Zöglinge in Arbeitsstätten,

ist die AbgeordneteFräulein Kohl. Ich erteile derselbendas Wort.
AbgeordneteFräulein Kohl: Meine Damen und Herren! Der Antrag der unabhängigen

sozialdemokratischen Partei, der Ihnen in der Drucksache Nummer 54 vorliegt, beschäftigt sich in
seinem ersten Teil mit der Strafpraxis in den Fürsorgeerziehungsanstalten und in seinem zweiten
Teil mit der Berufsberatung und der Berufsversurgung der Anstaltszöglinge.

Besonders eingehendhat die Kommissionüber den ersten Teil des Antrages beraten. Es
wurde uns dabei mitgeteilt, daß die Strafprar,is in den Anstalten für ganz Preußen durch ministerielle
Verfügungen, die vom Ministerium des Innern in Verbindung mit dem früheren Ministerium für
Unterrichts- und Medizinalangelegenheitenherausgegeben sind, geregelt ist. Diese Verfügungen
drückenaus, daß die körperliche Züchtigung in den Anstalten angewendet werden kann. Die
Kommissionwar sich einig in der Auffassung, daß die körperliche Züchtigung nur in den äußersten
Fallen angewendet werden darf und daß alles versucht werden muh, die Zöglinge durch andere
Mittel erziehlich zu beeinflussen. Insbesondere war man übereinstimmendder Meinung, daß für
heranwachsende Menschen die körperlicheZüchtigung kein geeignetes Erziehungsmittel sei. Keine
Uebereinstimmungbestand dagegen in der Kommissiondarüber, ob die Angelegenheit sofort durch
Beschlußdes Prouiuziallandtllges zu erledigen oder dem Provinzialausschuß zu überweisensei, Die
Mehrheit entschied sich schließlich für den Ihnen vorliegendenAntrag:
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„Der Pruvinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ersuchen, bei der Provinzial¬
verwaltung dahin zu wirken, daß die körperliche Züchtigung nicht mehr schulpflichtiger
Zöglinge beseitigt wird".

Ich darf hinzufügen, daß das der Kommissiondurch die Provinzialverwaltung vorgelegte
statistische Material über die Anwendung der körperlichen Züchtigung wenig vollständigwar.

Die übrigen Punkte des Antrages der uuabhiingigeusozialdemokratischeuPartei erschieuen
der Kommissionvon so weittragender Bedeutung, daß sie eine gründliche Vorberatung für not¬
wendig hielt. Insbesondere wurde die Wichtigkeitnicht nur der Berufsberatung, sondern auch der
Berufsvorbildung betont. Die Kommissionempfiehlt Ihnen daher in ihrem Beschlußweiter:

„Die Fragen i) Berufsberatung der Zöglinge und d) Gewährung des Koalitiuus»
rechts an dieselbendem Provinzialausschuß zur Prüfung zu überweisen und vor der
Beschlußfassungdie Fachkommission 11«, gutachtlich zu hören".

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Meine Damen und Herren! Sie haben
jetzt die Berichterstattung zn den Punkten 26 bis 31 vernommen. Ich stelle diese gesamten
Punkte zur Debatte.

Als erster Redner hat das Wort Herr AbgeordneterReese.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Es ist in den Provinziallandtageu

ständig eine Reihe von Angelegenheitenbehandelt worden, die in erster Linie den Interessen des
Besitzes dienten. Die Provinzialverwaltung hat allerdings auch in außerordentlichhohem Maße
Aufgaben zugewiesen bekommen, die im Interesse der arbeitendenKlassen ausgeführt werden müssen.
Eins jener Gesetze, deren Ausführung der Provinzialverwaltung obliegt, ist das Fürsurgcerziehuugs-
gesetz. Ueber die Ausführung dieser Gesetze ist früher hier wenig gesprochen worden. Das sieht
man auch daran, daß innerhalb der bürgerlichenParteien gar kein Interesse an diesen Angelegen¬
heiten vorhanden ist, (Sehr richtig! links.) Wenn wir uns die Bänke der bürgerlichenParteien
"'sehen, so finden wir nicht einmal ein Dutzend Zentrumsabgeordnete. Das zeigt, daß die Fraktion
diesen Angelegenheitenkein besonderesGewicht beilegt. (AbgeordneterBamberger: Die halten jetzt
Frattionssitzung ab!) Das glaube ich nicht.

Ich möchte hier auf die Sache selbst eingehen. Wir als Arbeiter haben selbstverständlich
ein viel größeres Interesse an der Erziehungsfrage als an den etatsrechtlichenFragen. Ich will
aber doch zunächstauf deu Etat eingehen, wie wir ihn in der Kommissioubehandelt haben. Da
Muß ich sagen, daß die Arbeit der Kommissiondadurch außerordentlicherschwert war, daß die Ver¬
waltung die Zahl der gestellten Anträge der Kommissionnicht vervielfältigt übergab. Die Anträge,
die ihr «m ersten Abend überwiesenwurden, waren in der Kommissionnur in einigen Exemplaren
vorhanden. (Sehr richtig! rechts.) Dadurch ist die Arbeit der Kommissionsehr schwer gewesen,
Weil so einzelne Mitglieder nicht leicht folgen konnten.

Der Etat ist außerordentlichunübersichtlich und knapp gehalten. Wenn man sich das erste
Kapitel, betreffend Einziehung der Kosten der Unterbringung, betrachtet, sieht man eigentlich nur,
Was insgesamt für die Zöglinge ausgegeben wird. Es ist hieraus nicht zu ersehen, wieviel die
3°glinge in den einzeluen Anstalten, soweit sie der Provinz gehören, kosten. Das kann man
nachher erst aus den Haushaltsplänen der einzelnen Anstalten ersehen. Es läßt sich ebenfalls
nicht feststellen wieviel die anderen Anstalten bekommenund wieviel dort der einzelne Zögling
kostet. Weiter' ist nicht ersichtlich,wieviel die Zöglinge in den Familien kosten, und vor allem
nicht, wieviel Zöglinge in den einzelnen der Provinz nicht gehörenden Anstalten untergebracht sind.

Besonders bedrückt uus folgendes: Wir haben auf Seite 140 des Etats in der Einnahme
Unter ZGr 4 nur einen verhältnismäßig geringen Posten. Da heißt es: „Einnahmen durch
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zurückgezogenePrämien, Lohuguthabcn Verstorbener, verfallene Sparkassenbücher nsw. Diese
Einnahmepositionenhalten wir für das größte Unrecht, das an den Zöglingen begangen werden
kann. Ich weiß aus meiner Erfahrung als Arbeitcrsekretär, daß, wenn die Zöglinge zum Dienst
weggegeben werden, Lohn dafür gezahlt wird, und dieser Lohn gehört der Anstalt. Das war von
vornherein nicht klar.

Als ich einmal gegen einen Landeshauptmann eine solche Klage durchführte, wurde auch
der Landeshauptmann vom Amtsgericht verurteilt, dein Zögling die Gelder herauszugeben. Das
Landgericht aber hat anders entschieden. Also die Rechtsprechung hat festgestellt, das Geld, das
die Zöglinge verdienen, gehört der Anstalt bezw. dem Landeshauptmann oder der Korporation, die
ihr vorsteht. Wir müssen unbedingt darauf drängen, daß das Geld, das die Zöglinge verdienen,
ihnen, wenn sie volljährig sind, ausgezahlt wird. Das taun nicht davon abhängig gemacht werden,
ob sie sich später gut führen.

Nun ist hier bei der Gelegenheitvon der Berichterstattung des Provinzialcmsschussesfest¬
gestellt, daß sie nicht genau erkennen könne, wieviel der einzelne Zögling an Pflegegeld kostet.
Dadurch kam in der Kommissionder Vertreter der Pruvinzialverwaltung auf den Etat zu sprechen,
und da stellte es sich heraus, daß der Etat nicht genau zeigt, welche Ueberschüsse vorhanden sind
und wie das Geld verwandt wird. Nach der Mittagspause konnte folgendes festgestelltwerden:
In den Arbcitsbetrieben, sowohl in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben wie in den gewerb¬
lichen Arbeitsbctrieben, wird alles, was dort erzeugt wird und was die Anstalten selbst brauchen,
den Anstalten zum Marktpreis angerechnet. Die Provinz kauft sozusagen bei ihren eigenen Anstalten
zum Marktpreis. Dadurch kommt es selbstverständlich auch, daß die Zöglinge uus in den eigenen
Provinzialanstalten so außerordentlichteuer kommen,denn eine Privatanstalt, ein Kloster wird gegen
sich selbst niemals so handeln. Gin Kloster betrachtet sich als einen Selbstbewirtschaftungsbetrieb,
es setzt nur das ein, was es selbst auslegt. Das Geld verlangt es zurück, während die Provinz
von ihren eigenen Betrieben den Marktpreis nimmt, um nachher dann die hohe Summe für die
Unterhaltung der Zöglinge herauszubekommen. Es ist ganz erdrückend, wenn man hört, daß in
einer Anstalt ein Zögling Pro Jahr 9000 Mark kostet. (Hört! Hört! links.) Mit einem solchen
Gelde wäre natürlich ganz etwas anderes anzufangen, als die jetzt übliche Fürsorgeerziehungdurch¬
zuführen. Dadurch kommen natürlich erhebliche Überschüsse heraus. Wenn wir die Etats nach¬
blättern, sehen wir, daß Ueberschüssevon insgesamt 137 740 Mark aufgezählt find. Die Uebcrschüsse
betragen aber in Wirklichkeit 950 000 Mark, und das geht aus dem Anstaltsetat nicht hervor.
Wir sehen diese Ueberschüsse aber im Haushaltsplan auf Seite 18; dort werden diese Summen
verwandt, um die Gelder, die zur Herstellung der Anstalten als Anleihen aufgenommenwerden
mußten, zu amortisieren und zu verzinsen. Gerade aus diesen Gründen halten wir es für voll¬
ständig überflüssig, daß eine solche Auseinandersetzungvorgenommenwird, denn der Arbeitsbetrieb
und auch der forst- und landwirtschaftlicheBetrieb in seiner rechnerischen Grundlage hat doch
eigentlichmit der Fürsorgeerziehungnichts zu tun. Das, was wir dort erübrigen, geht eigentlich
die Fürsorgeerziehung nichts an und kann vollständig zur Amortisation der Anstalten und der
Ländereien verwandt werden. Da braucht man nichts zu verstecken, denn gerade dadurch, daß es
versteckt wird, wird dieses ungeheureMißtranen, das man schon in erziehlicher Hinsicht gegen die
Fürsorgeerziehnngsmistaltenhegt (Sehr richtig! links), auch auf das finanzielle Gebiet übertragen.
Ich habe die Ueberzeugung, daß es bei unseren preußischen Beamten auch heute wieder so ist, wie
es bei Kriegsausbruch war, daß man sagen kann: In finanziellerBeziehung ist ihnen kein Vurwurf
zu machen. Aber es muh auch jeder Schein vermieden werden, der den Gedanken aufkommen
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lassen könnte, daß dort Verrechnungenvorgenommenwurden, die mau nicht als rein bezeichnenkaun.
Wir müssen dafür sorgen, daß der Etat so klar aufgestelltwird, daß jeder ohne weiteres erkennt
und sieht, was Tatsache ist. Die Kommissionhat auch, glaube ich, übereinstimmendzum Ausdruck
gebracht,daß sie erwartet, daß im nächsten Jahr dies voll und ganz klar zur Geltung kommt.

Ich sagte eben schon, daß gegen die Fürsorgeerziehungin erzieherischer Hinsichtgroßes
Mißtrauen in der arbeitendenBevölkerungbesteht. Dieses Mißtrauen beruht darauf, daß einesteils
nur Kinder der Arbeiter in die Fürsorgeerziehunghineinkommen. Es ist Tatsache, daß die Kinder
der Reichen nie in die Fürsorgeerziehungsanstaltenkommen. Es wird auch sehr viel darüber erzählt,
wie es in den Fürsorgeerziehungsanstaltenhergeht. Leider kann man die eigentlichen Insassen der
Fürsorgeanstalten kaum vernehmen. Sie sind scheu und zurückhaltend,und so werden wir ständig
immer erst das gewahr, was eine Reihe von Jahren zurüclliegt. Ein Mitglied der Kommission
hat selbst eine Sache in der Kommissionvorgetragen, die allerdings auch mindestens drei Jahre
zurücklag. Ich selbst könnte eine Reihe von Vorkommnissen vortragen, die 5 bis 8 Jahre, und auch
manche, die noch länger zurückliegen.Das kommt daher, daß sich die Kinder und Zöglinge, während
sie in der Anstalt sind, nicht äußeru köuueu und zum großen Teil als unglaubwürdig gelten. Dem
Direktor und den Beamten wird mehr geglaubt.

Auf jeden Fall ist klar — das weiß jeder, der in den Anstalten gewesen ist —, daß
dort früher sehr viel geprügelt wurde. Nun ist uns hier vuu dem Vertreter der Landesverwaltung
vorgelesen worden, in welcher Weise gestraft werden kann. Ich betone ausdrücklich, daß es „kann"
heißt. Diese Verordnung des Münsters ist, wcun das wahr ist, was dort vorgelesen wurde, weit
übertroffen. Aber das Sonderbarste ist, daß die Anstaltslcituug sich hierbei auf eiue Anorduuug
des Landeshauptmanns berief. Selbst wenn wir es in der Fachkommission fertig brachten,daß der
Antrag gestellt wurde, Kinder, die aus dem fchulpflichtigeu Alter heraus fiud, nicht mehr körperlich
zu züchtigen — und ich hoffe, daß Sie das alle annehmen —, so sind jetzt noch ziemlich harte
Strafmaßnahmen in den Bestimmungenenthalten. Wenn wir sehen, daß es noch möglich ist, daß
Zöglinge im nachschulpflichtigen Alter mit Dunkelarrest bestraft werde», fo müssenwir sagen, daß
die Stlllfbcstimmungcn immer noch außerordentlichhart sind.

In seiner Etatsiede hat mein Parteifreund Haas darauf hingewiesen, daß der Durchschnitt
in der Ueberweisungvou Fürsorgeerziehungskindernweit überschrittenwird. Wenn ich dies mit
vciu Inhalt des Gesetzes und vor allem mit dem vergleiche, was Herr Dr. Hcß in seiner Etats-
rede gesagt hat, dann muß ich sageu, daß diese Wirkuug der Fürsorgeerziehungiu hohem Maße
darauf beruht, daß die Geistlichkeit einen so ungeheuren Einfluß auf die Verhäugung der Fürsorge¬
erziehunghat. (Sehr richtig! links.)

Verehrte Auwefende! Wenn hier Herr Dr. Heß in seiner Etatsrede gesagt hat, daß man
die Weltanschauungeines jedeu respektieren soll, so stehen wir auch auf diesem Standpunkt. Wenn
er nach der „Kölnischen Volkszeitnng" weiter wörtlich gesagt hat: „Wir respektieren die Meinung
der anderen Parteien, auch die der Sozialdemokratie,deren Ideal die religionslose Erziehung
ist", so stimmt dies nicht. Es kommt doch immer darauf an, was man unter religionslose Er»
ziehung versteht. Wir find der Anficht, daß in erster Linie bei den Kindern die Erziehung darauf
gerichtet werden soll, daß sie Menschenliebe hegen und daß sie dahin gebrachtwerden,den Egoismus
bem Altruismus stäudig uuterzuordnen. (Sehr gut! links, Zuruf: Das will die Religion auch!)
Meine Herren, die Religion will auch manchmal etwas anderes, sie ist manchmal sehr unduldsam,
wenn es sich um Ausübung der Religion handelt. (Zuruf liuks: Immer!) Dies macht sich eben
bei der Verhängung der Fürsorgeerziehung mit geltend. Ein Teil der Geistlichkeitmeint eben,
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daß der Mensch nur durch stramme Zucht zu bessern sei. Das stimmt nicht. Ich habe die Ueber¬
zeugung: Würde dieser Einfluß in dein künftigen Gesetz verhindert werden, dann würden wir auch
andere Ziffern bei der Fürsorgeerziehungbekommen.

Bezüglich der Anträge, die iu der Kommissionangenommenworden sind, die hier vor¬
getragen werden sollen, möchte ich auf eins eingehen. In Drucksache 55 heißt es: „Der Provinzial-
landtng »volle den Provinzialausschuß ersuchen,die Neubearbeitung der obigen „Vorschriften" vor-
zunehmen", das heißt, das Reglement zu ändern. Werte Anwesende,dieses Reglement, das von
der Provinz aufgestellt ist, hat eine ganze Reihe von Punkten, die noch Möglichkeiten frei¬
lassen, Einengungen für die Zöglinge hineinzubringcu. Aber dort, wo z. B. bei diesen Besinn-
mungcu der Zögling eigentlich vor Ausbeutung geschützt werden sollte, hält die Proviuzialverwaltung
nicht an, Bestimmungen zu treffen, die dies verhindern. Sie sehen hier einen Antrag unserer
Fraktion, der dahin geht, daß die Fürsorgezöglingeuicht ohne weiteres in der Industrie beschäftigt
werden sollen. In den Bestimmungen, die die Provinz hat, heißt es: „Die Zöglinge dürfen in
der Fabrik und ähnlichen Betrieben überhaupt uicht und iu der Hausiudustric nur mit Genehmigung
des Fürsorgers Verwendung finden." Wir sind nicht gegen eine industrielle Beschäftigung der
Zöglinge au sich, deuu die Zöglinge müssen ja wieder ins Leben hineinkommen. Aber, verehrte
Anwesende,es darf dadurch die Arbeitslosigkeitnicht vermehrt werden. Wenn wir sehen, daß augcu-.
blicklich iu der Textilindustrie, wo eiue euorme Arbeitslosigkeitherrscht, noch Fürsorgezöglingciu den
Fabriken beschäftigt weiden — wenigstenswird es uns mitgeteilt, ich kann natürlich nicht wissen,
ob es stimmt —, so müssen wir verlangen, daß unbedingt dafür gesorgt werde, daß diese Be¬
stimmungeneingehalten werden.

Wir möchten in der Fürsorgeerziehung etwas anderes erreichen. Unser Ideal liegt vor
allen Dingen darin, daß das Kind von vornherein dazu erzogen wird, sich im Leben wieder zurecht¬
zufinden und edle Lebensfreude zu genießen. Das tut die heutige Fürsorgeerziehung nicht. Es
ist auch jeder von vornherein voreingenommengegen den Fürsorgezögling. Das behindert den
jungen Menschen natürlich außerordentlich. So mancher Pädagoge sagt, daß die Kinder, die in
Fürsorgeerziehungkommen,manchmal noch keinen Finger krumm gemacht haben. Wenn wir uus
die Gegenden ansehen, aus denen die Fürsorgezüglingeherauskommen,dann sehen wir, daß ein über¬
großer Prozentsatz aus den Städten kommt. Und wodurch kommt das? Wenn wir uns in die
Seele eines solchen Kindes vertiefen, sehen wir, daß es die Arbeit ist, die Erwerbsarbeit, die das
schulpflichtige Kind auf den Weg des Verderbens bringt. Die Kinder, die Zeitungen austragen,
die Laufburschen,die Trinkgelder bekommen,weiden leicht auf einen abschüssigen Weg gebracht.
Es ist in hohem Maße nur die Not der Arbeiterklasse,die die Kinder zur Erwerbsarbeit zwingt,
die dann sehr oft die Fürsorgeerziehungim Gefolge hat.

Ich möchte also darauf dringen, daß wir unbedingtdafür forgeu, daß die Fllrsorgeerziehungs-
cmstalten so ausgestaltet werden, daß wir zu der Sache Vertrauen bekommenkönneu. Ich sagte
schon, es herrscht ein außerordentlichesMißtrauen gegen die Fürsorgeanstalten. Man kann heute
nicht sagen, ob es noch so ist wie vor 8 bis 10 Jahren. Und wir haben uns deshalb, als die
Etats kamen, genau überlegt, ob wir diese Positionen bewilligen sollten. Aber weil wir nicht
Positiv darüber unterrichtet sind, wie es dort ist, deshalb ist in der KommissionII a der Antrag
angenommenworden, daß man die Kommission,die zur Besichtigungder Anstalt da ist, anders
einteilt und sie auch iu Tätigkeit treten läßt. Das will ich der Landesverwaltung sagen: Wollen
Sie Vertrauen zu diesen Einrichtungen der Provinz in der Arbeiterschaft schassen, dann müssen
Sie bei der Vertretung der Arbeiterschaftdas Vertrauen zu erwecken wissen, daß dort die Kinder
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gut aufgehoben sind. Und wenn Sie die Vertreter der Arbeiter an der Mitwirkung behindern,
werden Sie das Mißtrauen gegen diese Anstalten nie los! Man kann nur vollständig reine Nahn
schaffen, wenn man es fertig bringt, in der Arbeiterklasse das Bewußtsein zu erzeugen: Dort wird
für das leibliche Wohl der Kinder und auch für eine gute, meufchenfreundliche, sittlicheErziehung
gesorgt. Wenn man diese Ueberzeugungbekommt, wird die Stellung des Volkes und der Arbeiter-
fchaft der Fürsorgeerziehunggegenüberganz anders werden.

Ich habe allerdings die Ueberzeugung,daß dies bei den heutigenErwerbsverhältnisseunicht
ganz zu erreichen sein wird, aber daß doch die Zeit nicht mehr fern ist, wo wir sagen tonnen, daß
für jedes Arbeiterkindso gesorgt wird, daß es nicht Mehr zu straucheln braucht und wir deshalb die
Fürsorgeerziehungnicht mehr nötig haben, sondern jedem Kinde ein sonniges Leben geben können.
Wenn die Fürsorgeerziehungsanstaltenhierbei mitwirken, so werden wir dafür sorgen, daß die
arbeitendeBevölkerungmerkt, daß die Umwälzung es mit sich gebracht hat, daß bessere Verhältnisse
für die Arbeiter geschaffen werden können. (Bravo! links.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterTillmanns.
AbgeordneterTillmauus: Meine Damen uud Herren! Ich bedaure sehr, daß der Etat

keine Aufklärung darüber bringt, wieviel Fttrsorgezöglingeseitens der Provinz in privaten Anstalten
untergebrachtsind. Bekanntlichhaben wir ja die Fürsorgezöglingcnicht allein in eigenen Anstalten,
sondern wir haben auch private Anstalten belegt. Wie groß ist die Zahl? uud wie sind die Pflege
sätze, die für diese Zöglinge bezahlt werden? Diese Privatanstalten, die sich auch mit der Für¬
sorgeerziehungbeschäftigen,sind nämlich durch die Bank in großen finanziellen Nöten, sie sind
meistens darauf angewiesen,ihr Betriebskapital durch Kollekten aufzubringen. Wie allgemeinbekannt
lst, fällt es fast keinem Menschenein, wenn er sich auch darcm gewöhnt hat, für KollektenGeld
herzugeben,heute etwa das 10- oder 15 fache des Betrages zu geben, den er früher gegeben hat,
°eu er aber geben müßte, wenu die Anstalt in die Lage versetzt werden soll, über dieselben Mittel
zu verfügen wie früher. Das geschieht im allgemeine!! nicht, und deswegen sieht es in diesen
Anstalten teilweise außerordentlich traurig aus: Es fehlt an Bettwäsche, es fehlt an Schuhwerk,
und es liegt die Vermutung nahe, daß es dort auch mit der Ernährung nicht so ist, wie es wohl
sein müßte. Ich habe festgestellt,daß wir in unserer Anstalt Solingen, also jetzt Waldbröl, pro
Kopf und Pflegetag eine Ausgabe von 25,09 Mark haben. Soweit ich unterrichtet bin, zahlen
wir an eine Privataustalt ganz bedeutendweniger, noch nicht einmal die Hälfte dieses Satzes. Ich
habe darüber Angaben bekommen; ich habe diese Angaben auch einem Fraktiunskollegen in der
II »-Kommission zur Verfügung gestellt und ihn gebeten, diese Angelegenheit in der Kommission
zur Sprache zu bringe»; leider ist er aber dazu nicht gekommen. Die Angaben haben auf diese
Weise die Prüfung, der ich sie gern einmal unterzogen hätte, nicht erfahren. Hier möchte ich die
Zahlen deshalb auch uicht vortragen. Das eine steht aber fest, daß teilweifenicht die Hälfte des
Satzes gezahlt wird. Da liegt die Vermutung nahe, daß den Kindern nicht das gewährt weiden
kann, worauf sie Anspruchhaben. Wir haben namentlich bei diesen Kindern dafür zu sorgen, daß
sie gut ernährt und der Jahreszeit entsprechendgekleidetwerden. Die Anstalten müssen aber in
der Lage sein, das bezahlen zu können. Ich möchte deshalb die Kontroll- und Besichtigungs¬
kommission, welche die Pruvinzialanstalten besichtigt, bitten, sich doch auch dieser privaten Anstalten
"«zunehmen, dort auch eiumal uach dem Rechten zu sehen und eventuell Vorschlägezu „rächen,
wenn dort etwas geschehen muß. Meines Trachtens wird es notwendig sein, die Pflegesiitze,die
wir dort zahlen, wefentlich zu erhöhen.

Stellvertretender VorfitzenderUllenbaum: Das Wort hat Frau Abgeordnete Becker.
37
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Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und Herreu! Gleich wie der Kollege Rcese
muß auch ich mein Bedauern darüber aussprcchen, daß die rechte Seite bei der Behandlung eines
solchen Punktes so schlecht besetzt ist. Man muß wirklich zu der Einsicht kommen, daß das
Interesse bei den Herrschaftenauf dieser Seite für diese hochwichtige Sache nicht so groß ist, wie
es sein müßte.

Als 1900 das Fürsorgeerziehungsgesetzgeschaffen wurde, haben wir in der arbeitenden
Bevölkerung große Hoffnungen daran geknüpft; wir erwarteten, daß die Verwahrlosung unserer
Jugend durch diese Gesetzgebunggehemmt und gebessertwürde. Aber wir haben uns getäuscht.
Wir haben erfahren müssen, daß die Bestimmungen dieses Gesetzes umgangen worden sind, daß sie
zu viele» Unbilligkeitenund zu viele» Unzufriedenheitenin der Arbeiterschaft, besonders bei den
Eltern, deren Kinder in die Anstalten kamen, geführt hat. Es sollte doch unser Bestreben sein,
diese Kinder wieder zu gesitteten, ordentlichenMenschen zu machen. Nun wurde aber bis zur
Revolution das großartige Dreiklassennarlament, wo alle diese Augelegeuheitenerledigt wurden, so
sozialisteurci»gehalten, daß die Masse» des Volkes, gerade diejenige», deren Angelegenheitenhier
geregelt»nd beschlossenwurde», »ichts davon erfahren haben nnd keinen Einblick in all die Geschäfte,
die hier befchlussen wnrden, haben konnte». Nun ist es seit einigen Jahren anders geworden.
Jetzt haben diese Leute auch ihre Vertreter iu dieses Parlament geschickt, und diese halten es für
ihre vornehmste Pflicht, alles das aufzudecken,alles das zu befeitigen, was für unsere Jugend
schädlich ist, und alles zn tun, was wir im Interesse unserer Volksgesunduugauf geistigem Gebiete
tun müssen.

Ich »lochte mich zuerst zu den Anträgen wenden, die die II. Fachkommission betreffs des
Prämiensystems gestellt hat. Wir als Sozialisten sind grundsätzlich gegen das sogenanntePrämien¬
system. Wir stehen vielmehr auf dem Standpunkt, daß man alle Kinder, alfo auch die Zöglinge
in den Anstalten — es handelt sich ja hier um Jungen von 14—21 Jahren — nicht durch eine
sogenannte Prämie, durch schnödes Geld zur Arbeit heranholen soll. Man soll nicht glauben, durch
Geld, durch eine solche zu mißbilligendeGabe die Arbeitslust uud die Arbeitsfreudigkeit in den
Jungen fördern zu können. Nein, man foll es auf ganz anderem Wege versuchen: Man soll diese»
junge» Leute» den Wert und die Würde der Arbeit in das Herz zu prägen suchen, man soll diese
jungen Leute vou den, hohen Wert der nützlichen produktivenArbeit zu überzeugensuchen, man soll
ihnen klar machen, daß sie, ebenso wie die anderen Arbeiter außerhalb der Anstalt, berufe» sind,
Arbeit im Sinne der Allgemeinheitzn leisten. Man soll ihnen Schaffensfreudigkeitgeben um der
Arbeit, um des Guten selbst willen. Deswegen wenden wir uns im Grunde genommengegen ei»
Prämieiisystem. Wenn man aber diesen jungen Leuten schon eine Prämie geben will, soll man auch
etwas großzügiger sein und sich nicht mit diesen kleineu Beträgen, die in unserem Etat verzeichnet
sind, zufrieden geben. Z. B. steht im Etat von Fichtenhain ein Betrag von 800 Mark und in
einem anderen Etat 250 Mark. Auf den Zögling sind das ungefähr 3,70 Mark. Das sind nach
der heutigen Geldentwertungnoch keine 40 Pfennig. Was kann sich ein junger Mann dafür kaufen?
Wenn wir fchon etwas geben wollen, dann müssen wir auch etwas Ordentliches geben und nicht so,
daß es nach außenhiu den Anschein hat, unsere Zöglinge bekommen Prämien, und in Wirklichkeit
werden sie mit ein paar lumpigen Pfennigen abgespeist. Durch die Erziehung, die wir diesen unglück¬
lichen Kindern schaffen, sollen sie Lust nnd Liebe zur Arbeit bekommen, ohne Aussicht auf Beloh¬
nung durch irgendwelche außergewöhnliche Zugabe. Diejenigen Zöglinge, die in der Landwirtschaft
nud in industriellenBetrieben beschäftigt werden, sollen so entlohnt werden, daß sie auf keine Prä¬
mien zu warten brauchen. Sie sollen tariflich entlohnt werden, wie jeder andere Arbeiter; sie sollen
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ihre Arbeitskraft so gut bezahlt bekommen, wie sie jedem Arbeiter zusteht und wie sie jeder Arbeiter
nach den tariflichen Abmachungen der Gewerkschaftenverlangen kann. Der Zögling soll seine
Arbeitsleistungnicht zu steigern brauchen im Interesse des Prämiensystems. (AbgeordneterOrlopp;
Sehr richtig!) Ich stehe nicht, wie unser Genosse Reese, auf dem Standpunkt, daß unsere Zöglinge
aus den Industriebetrieben herausgezogenwerden sollen. Ich vertrete vielmehr die Ansicht: Wenn
wir jetzt die Zöglinge aus den Fabriken herausnehmen, dann wird in ihnen wieder das Bewußtsein,
daß sie nicht als gleichwertige Menschenbetrachtet werden, Sie sollen nicht denkenmüssen: Du
mußt vor den anderen zurückstehen, du bist nicht wert, an dieselbe Arbeitsstelle gestellt zu werden,
wie die anderen Arbeitskollegendraußen. Wenn wir diese jungen Leute als Ausbeutungsobjekte
benutzen ließen, würden wir wieder die anderen jungen Menschen, die Anspruch auf diese Arbeit,
auf diese Stellung machten, dem Müßiggang anheimgeben;wir würden sie auf die Straße bringen
und würden dann eben diefe jungen Leute wieder den Anstalten zuführen, wo wir jene jungen Leute
herausgeholt haben. (Sehr richtig! links.) Alfo hier kann ich nicht öie Ansicht des Genossen
Neese teilen.

Dann möchte ich noch sagen, daß es doch wohl zu Unzufriedenheitennnd MißHelligkeiten
in den Anstalten führen würde, wenn das Prämiensystem in dieser Weise angewandt würde. Wir
haben doch anch in den Anstalten Kinder mit verschiedener Veranlagung: ein Kind ist mehr geistig
befähigt, ein anderes mehr körperlich;eins hat mehr die Auffassung, den nötigen Schliff — den
Ausdruckwill ich mal gebrauchen— eine Arbeit schnell und pünktlich zu verrichten,während das
einem anderen Kinde beim besten Willen versagt ist. Folglich würde dieses Kind zurückstehen, und
es würde empfinden,daß es nicht als gleichwertigesGeschöpf angesehen wird, trotzdemes sich alle
Mühe gegeben hat, seinen Anstaltsleiter und seine Erzieher zufriedenzustellen.

Dann möcht ich einige Worte über die Zustände in den Anstalten selbst sagen. Der Herr
Abgeordnete Hcß hat in seiner Gtatsrede gesagt, er wünsche nicht, daß es in den Anstalten so
bliebe, wie es jetzt ist. Diese Ansicht werden wir wohl alle vertreten; wir wünschen alle, daß da
eine Aenderung herbeigeführtwird. Aber wenn wir nicht mit mit aller Gewalt an diefen Aenderungen
mithelfen, fu glaube ich, wird nichts geschehen, denn von selten der bürgerlichenParteien haben wir
w dieser Beziehung nicht viel zn erwarten. Es ist ja hier konstatiert worden, daß es nur die
Kinder unserer Wähler sind, die in diese Anstalten geschickt werden. Wir können immer und immer
wieder in den Zeitungen lesen: Damen finden liebevolle Aufnahme da und da. Das läßt tief
blicken. Man sieht daraus, daß die Reichen,die Besitzenden, die es sich leisten können, ihre Kinder,
wenn sie einen Fehltritt begangen haben, irgendwo unterbringen und diesen Fehltritt verdecken
können, während dies den Kindern der Armen versagt ist. Diese Kinder werden einfach durch die
Autorität und die Gewalt ans dem Elternheiin herausgeholt und werden in so ein nicht häusliches
Domizil, wie es heute noch unsere Fürsorgeerziehungsnnstaltensind, hineingesteckt. Da wird alles
Edle und Gute, was wohl in' jedem Menschenschlummert,auch in diesen Kindern, nicht etwa auf¬
geweckt, sundern untergraben. Die Erziehung in diesen Häusern läßt vieles zu wünschen übrig.
Spricht man einmal mit diesen Kindern, die mit 21 Jahren aus diesen Anstalten entlasse» werden,
s° mnß man feststellen, daß sie so weltfremd find, daß sie sich in dem Leben außerhalb der Anstalt
gar nicht bewegen können. Es ist uns schon gesagt worden: So gerne wir aus den Anstalten heraus
Wolleu, so scheuen wir uns doch, hinauszugehen, weil uns das Leben draußen so fremd ist und wir
uns nicht an den Umgang mit anderen Menfchen gewöhnen können. Da müßte etwas geschaffen
werden, um diese Kinder mit den Geschehnissen außerhalb der Anstalt, mit den Dingen, die draußen
passieren,die sich außerhalb des Nahmens der Anstalt abspielen,bekannt zu machen. (Abgeordneter
Drlopp: Sehr gut!)
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Hierbei möchte ich einschalten,daß auch für diese jungen Leute beiderleiGeschlechts wissen¬
schaftlicheerzieherische Vorträge gehalten werden sollten. Ueber alle Fragen sollten diese Kinder
aufgeklärt werden. Ich hatte vorigen Sonntag Gelegenheit, ein Mädchen von 20 Jahren zu
fragen: Wird Ihnen vielleichtauch etwas in anderer Beziehung geboten als nur zu arbeiten und
Ihre religiösen Bedürfnisse zu befriedige«? O, sagte sie, wir haben jetzt ein paar Mal einen
Vortrag von einem Pater gehabt. Worüber handelten die Vorträge denn, frug ich sie. Da ant¬
wortete sie, über die Ehe, und fügte in einem naiven Ton hinzu: Da haben wir aber gelacht.
Solche dumm klingenden Worte sagte dieses Mädchen. Sie konnte sich nicht die Heiligkeit und
den Zweck der Ehe vorstellen; sie hat das eben in lächerlichem Tone hingenommen. Ich meine,
da müßten die Erzieher in diesen Anstalten darauf hinwirken, diesen Mädchen, die doch auch von
Natur aus Zum Mutter- und Hausfraucnberufe bestimmt sind, die nötigen Begriffe von der Ehe
und der Kindererziehungschon in der Anstalt klarzumachen,in sachlicher Aufklärung.

Dauu möchte ich auch bitten, daß bei der Auswahl der Erzieher dieser Kinder nicht so
leichtfertig gehandelt wird. Nicht jeder ist dazu berufen, in diesen Anstalten die Pflege bei diesen
Kiuderu zu übernehmen, die nun einmal durch unglückliche Familienverhältnisseund durch die Ver¬
hältnisse im öffentliche»Leben in diese Anstalten hinein uud da ihre Jugend verbringen müsse».
Auch da ist eine besondereVeranlagung erforderlich,die einem Volkserzieher,einem Kindererziehcr
eigen sein muß, um alle diese Kinder zu verstehe», um sich in das Innenleben, in das Seelen¬
leben, in das Gefühlsleben dieser Kinder hineiuzudenken,um auch Verständnis für die Fehler
dieser Kinder zu haben. Das ist nicht Sache eines Jeden, Da müßte unsere Verwaltung mit
allen Kräften darauf hinwirken, daß nnr geeignetePersonen an geeignetePlätze kommen.

Dann möchte ich mich auch gegen die Anwendungder Prügelstrafen in den Anstalten wenden,
In der Strafordnuug steht — das hat uns Herr Landesrat Schmidt in der Sitzung der Fach¬
kommission vorgetragen —, daß 10 Schläge erlaubt sind. Wir müssen aber konstatieren,daß diese
Regel in vielen Fällen überschritten wird. Wir wollen hier nicht alles einzeln untersuchen, es
kommen uns ja tagtäglich solche Fälle zu Ohren. Wir wollen nur mit allen Mitteln daranf
Hinwirten,daß solche Fälle, wenn sie auf Wahrheit beruhen, aufgedeckt und beseitigt werden. Das
sind wir unseren Wählern schuldig. Wir sind die Vertreter all' der Tausende proletarischerMUtter,
die ihre Kinder in diesen Anstalten haben. Sie verlangen von uns, daß wir auch dafür eintreten,
daß sie mit Ruhe ihre Kinder diesen Anstalten übergeben und in Ruhe ihrer Beschäftigung, ihrem
Erwerbsleben nachgehen können. Wir glauben auch nicht, daß man nur durch Schläge diefe Kinder
zu guten Menschen heranziehenkann. Schläge tun es nicht immer. Man schlägt wohl in einen
Menschen etwas hinein, aber nichts heraus. Sie werden vielmehr noch hartnäckiger und noch
widerspenstiger,alle niedrigen Instinkte werden wachgerufen,sie sinnen auf Neid und Haß gegen
ihre ganze Umgebung. Wir müssen durch gütige, liebevolleErziehung und Zuspräche diese Kinder
zur Einsicht bringen und sie zur Disziplin und Folgsamkeitheranbilden. (Zustimmung.)

Dann möchte ich doch auch noch einmal beleuchten, warum fo viele unserer Kinder in diesen
Anstalten sind. Wir haben es ja Jahr für Jahr gesehen, daß die Zahl dieser Kinder, die diesen
Anstalten zugeführt werden müssen, sich immer mehr steigert und daß wir für das laufendeRechnungs¬
jahr bereits 11200 Kinder in diesen Anstalten untergebracht haben. Das ist eine fürchterliche
Zahl. Wir können die Fürsorgeerziehungsanstaltenaber unter den jetzigen Verhältnissen nicht
entbehren,das wissen wir. Wir wollen aber dafür sorgen, daß der Insassen dieser Anstalten immer
weniger werden. Ich möchte wünschen — das ist wohl auch der Wunsch aller —, daß die Etats
der FürsorgeerziehungAussterbeetats werden; wir würden es begrüßen, wenn sich diese Etats jedes



^^ __________61. R heinischer Provinziallandtag, 6, Sitzung am 16. Inli 1921. 29g

Jahr verminderten. Aber daran ist unter den jetzigen Verhältnissennicht zu denken, auch das ist
mir klar. Wir müssen aber das gut zu machen suchen, was wir gesündigt haben. Hätte man
die langen Jahre vorher die vielen Millionen, die für Kriegszwecke, für militärischeZwecke, für
Rüstungszwecke bewilligt worden sind, für die Erziehung der Kinder, für die geistige und seelische
Gesundung unseres Volkes verwandt, es hätte uns viel, viel mehr Nutzen eingebracht. (Abgeordneter
Drlopp: Sehr gut!) Wir hätten danu jetzt nicht die furchtbareDemoralisationunter unserem Volke,
unter den Arbeiterfrauen und Töchtern. Auch das ist eine der schlimmen Folgen des verheerenden
Krieges. (AbgeordneterOrlopp: Sehr gut!) Unsere Männer waren draußen im Felde, sie be¬
schützten mit ihren Leibern die Geldfchräukeder Kapitalisten. (AbgeordneterFalk: Sonst nichts
wie die Geldschränke der Kapitalisten?) Unsere Frauen wurden hinausgeschickt in die Betriebe, sie
mußten die Stellen einnehmen,die unsere Männer verlassenhatten, und die Arbeit verrichten, die
das friedliebende Handwerk,die der produktive Handwerkerjahraus jahrein geleistet hatte. Da hat
man unsere Frauen Mordinstrumente anfertigen lassen, womit wieder unfere eigenenMänner und
unsere Genossen in den anderen Ländern hingemordetwurden. Dadurch konnten die Frauen nicht
auf schöne und gute Gedankenkommen. Die wirtschaftliche Not hat unsere Frauen dazu gezwungen
Tag und Nacht hinauszugehen und zu arbeiten, um ihre Kinder und sich selbst am Leben zu
erhalten. Die Kinder waren sich selber überlassen. Ist es da ein Wunder, daß diese Kinder ver¬
wahrlost sind? Auch wieder ein Zeichendafür, daß es nur die Kinder des Volkes sind, denen dieses
schöne Los zuteil wird. Die Kinder der Besitzenden hatten ihre Aufwartung und ihre Pflege; ihre
Mutter brauchte nicht in die Betriebe zu gehen und ihre heiligste Pflicht, die Kindererziehung,
M vernachlässigen.

Damit haben Sie gesündigt,machenSie es wieder gut, helfen Sie uns und unterstützen
Sie uns in dieser Sache, um unseren Kindern ein angenehmes Leben in diesen Anstalten zu bieteu,
daß sie nicht fühlen müssen, daß sie außerhalb des Elternhausesalle Mutter- und Väterlicheentbehren,
daß sie unter fremden Menschensind, die zum größten Teil kein Herz für sie haben. Es sind ja
nur Proletarierkinder, die taugen ja alle nicht viel; das ist ja die Meinung in den Kreisen der Besitzenden.

Auch die Wohnungsnot hat viel dazu beigetragen. Wer viel in Arbeiterfamilienverkehrt,
der kann ein Lied davon singen, wie in ein, zwei, drei Zimmern ein Dutzend bis 20 Menschen
zusammmwohuen. Daß das demoralisierendauf das Gemüt der jungen Menschen, der jungeu
Mädchen und der jungen Burschen wirkt, das ist doch gar nicht zu leugnen. Demgegenüberstehen
M den Kreisen der Besitzendengroße Wohnungen frei, die man gut gebrauchenkönnte, um hier
vorbeugendzu wirken.

Ich möchte Sie also bitten, zu helfen, daß diese Anstalten wirklich Heime werden, wo
unsere Kinder in Liebe und Güte erzogen werden, wo ihnen das Bewußtsein eingeprägt wird, daß
su «ützliche Glieder der Gesellschaft werden, daß sie ihre Arbeit in den Dienst der Allgemeinheit
stellen müssen. Denn arbeiten müssen wir, auf dem Staudpunkte stehen anch wir. Den Luxus,
"'cht zn arbeiten, kaun sich wohl keiner erlauben in unserem zerrütteten Deutschland. Wir wünschen
"ber, daß alle arbeiten, nicht nur die Kinder in diesen Erziehungsanstalten.

Dann möchte ich Ihnen empfehlen, sich einmal etwas vor Augeu zu führen, wenn Sie
s'ch einmal bemühen wollen. In Berlin hat man Erziehungsinstitute eingerichtet,keine Zwangs-
cu'stalten, den Struveshof und den Lindenhof. Wenn Sie die Berichte darüber lesen, lacht
Ihnen das Herz vor Frende, wenn Sie fehen, mit welcherFreude und Lust diese Jungen da
arbeiten, wie sie wissen, daß sie dazu berufen sind, zu arbeiten, produktive Arbeit im Dienste der
Allgemeinheitzu leisten. Wir müssen ebenso unseren Kindern, die wir jetzt in der Rheinprovinz
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in den Fürsorgeanstalten haben — es sind ja 11200, die in diesen Verhältnissen sind — von
klein an einprägen, daß sie mit dazu berufen sind, das deutsche Volk wieder zu gesundenVerhält¬
nissen zu bringen, auf körperlichemuud auf geistigemGebiete. Aber ich möchte hier noch sagen,
daß das unter den jetzigen Verhältnissen, unter der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, uuter der
wir jetzt uoch leben uud die zu beseitigenwir uns bemtthen, nicht möglich ist, daß es vielmehr nnr
möglich ist unter einer Wirtschaftsordnung, wie wir sie mit allen Mitteln erstreben, uuter eiuer
sozialistischen Wirtschaftsordnung, wo wir alle das Bewußtsein haben, daß alle für einen und einer
für alle arbeiten mttssen, daß aber auch jeder dieselben Rechte hat. Dann werden auch diese
Anstalten verschwinden. Dann haben wir einen Boden, auf dem wir unfer Volk wieder aufbcmen

.können in körperlicher und geistiger Beziehung.
Da möchte ich wünschen, daß Sie auch mithelfen. Wir find ja bemüht, praktisch mit¬

zuarbeiten. Es soll uns kein Unterschiedder Religion trennen; ich möchte in dieser Beziehung
niemand verletzen. Wir wollen mitarbeiten im Sinne unseres Volkes, im Sinne unserer Jugend,
die jetzt alles entbehrt, was sie gerade so gut verlangen kann, wie es den Kindern der Besitzenden
von Natur aus zuteil wird, diese sind von Gebnrt aus bevorzugt; was ihnen zuteil wird, ist
unsern Kindern versagt. Aber wir kämpfen dafür, wir erfüllen die Wünfcheund Forderungen aller
proletarischenMassen draußen. Wir sind die Vertreter dieser Frauen uud dieser Väter, die sich
nicht wehren können, wenn man ihnen die Kinder wegholt, die sie geboren und erzogen haben, die
sie aber infolge der wirtschaftlichenVerhältnisse nicht zu den Menschen haben heranziehen können,
wie Sie es auch vielleichtwünschen..

Dazu helfen Sie uns; wir werden es Ihnen danken im Sinne unferer Jugend, im Sinne
unferer Kiuder. (Bravo! links.)

Stellvertretender VorfitzenderUllenbaum: Das Wort hat die Frau AbgeordnetePlum.
AbgeordneteFrau Plum: Meine Damen und Herren! Nachdem aus den Ausführungen

des Herrn Berichterstatters sowohl wie aus den Reden der Diskussionsrednersich nichts anderes
ergeben hat, als was auch gestern dargestellt wurde, betoue ich nochmals, daß wir die Etats über
die Fülsorgeerziehungsllnstllltenablehnen, solange uns nicht ein klarer Haushaltsplan vorgelegt ist.
Wir werden überhaupt dem ganzen Verwaltungskörper der Anstalten das größte Mißtrauen ent¬
gegenbringenmüssen, solange uns nicht das Kontrollrecht über die Anstalten in jeder Beziehung
gegebe»ist. (Sehr richtig! links.) Was kann es uns nützen, wenn hier vor leeren Stühlen uud
Tischen eine schöne Rede gehalten und den Anträgen zugestimmt wird, aber Theorie und Praxis
zweierlei ist. Hier wird zugestimmt, ob aber diese Anträge eingehalten werden, ist eine zweite
Frage. Wir haben es bis jetzt uoch nicht erlebt, daß, wenn hier im Plenum etwas angenommen
worden ist, auch in Wirklichkeit für die Aermsten der Armen, die in diesen Häusern sind, etwas
herausgekommen ist. Ich schließe mich in dieser Beziehung den Ausführungen an, daß alles
mögliche getan werden muß, um den Zöglingen das Leben soviel wie möglich zu erleichtern. (Sehr
richtig!) Des weiteren schließe ich mich ihren Ausführungen an, wo sie davon gesprochen hat, daß
die Prügelstrafe unter alle» Umständenabzuschaffen ist. (Sehr richtig!) In der Fachkommission II "
ist nicht die nötige Mehrheit dafür zu haben gewefen, die Prügelstrafe gänzlich zn beseitigen. (Hört!
Hört! links.) Wohl hat sich nachher eine Mehrheit dafür gefunden, daß die Prügelstrafe für die
Zöglinge, die das schulpflichtige Alter überschrittenhaben, abgeschafft werden soll. Ich möchte Sie
b'tten, dies uuter allen Umständen anzunehmen,denn, meine Herreu und Damen, ich glaube nicht,
daß ei» junger Mann oder ein Mädchen, das das 14. Lebensjahr erreicht hat, mit Prügeln
gebessert werdeu kann. Das Gegenteil ist der Fall: Wenn man ein Kind mit Schlagen erziehen
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will, wo Liebe geboten ist, wird keine Besserung erzielt, wohl aber Haß in das Kind hineingelegt.
Deshalb soll unter allen Umständen die Prügelstrafe entfernt werden. Es soll nicht mehr darüber
entschieden werden, ob es notwendig ist, daß ein Junge oder ein Mädchen geprügelt wird. Ich
betone: Es gibt keine entwürdigendereStrafe. Möge es ein Fürsorgezögling sein oder wer will,
wer in diesem Alter ist, für den soll es keine Prügelstrafe mehr geben. Wenn einige Herren in
der Fachkommissionanführten, wir hätten verschiedene Anstalten, wo nicht.die genügendenStraf.
Mittel beständen, wo es an Arrestzellen usw. fehle — in der Strafordnung, die uus vorgetragen
wurde, sind so schwere Strafen vorgesehen, —, so sage ich: Solche Strafen können nicht für Für-
sorgezöglingemaßgebend sein, sie sind noch zu strenge, wenn sie in Zuchthäusern angewendet
werden. Das ist nichts für Fürsorgezöglinge. Deshalb sollen auch das Zttchtigungsrechtund die
Strafbestimmungen einer Kontrolle unterstellt werden, woran auch Arbeiter mitzubestimmendas
Recht haben.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Büchsenschütz.
AbgeordneterBüchsenschütz: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die ganze Frage

der Fürsorgeerziehungist jedenfalls eine rein persönliche. Ich hätte nicht geglaubt, daß man sich
von der Linken des Hauses auf den Standpunkt stellen würde, den geistlichen Einfluß völlig auszu¬
schalten, und zwar darum nicht, weil ja doch die Fürsorgeerziehungzunächst einmal vollständigvon
den christlichen Konfessionen aufgenommenworden ist, bevor sie in die Hände des Staates oder der
Provinz übergehenkonnte. (Sehr richtig! im Zentrum.) Das darf man doch nicht vergessen. Es
H letzthin einmal ein Wort gefallen, das an eine der Fürsorgeerziehungsanstaltenvon Pastor Erfurt
erinnerte. Ich kann Ihnen nur empfehlen,sich einmal diese Anstalt anzusehen,die in allen Einzel¬
heiten mit der größten Zuvorkommenheitan einem Sonntag oder einem vorher angemeldeten Tag
gezeigt wird. Dann werden Sie erkennen, ob der konfessionellen oder der staatlichen Fürsorge¬
erziehungder Jugend der Vorzug zu geben ist. (Sehr richtig! in der Mitte.)

Wir brauchen uns nicht auf den Standpunkt zu stellen, und ich habe bedauert, daß die
Sprecher der Linken immer davon reden: Es sind ausgerechnetdie Kinder unserer Wähler, die in
die Fürsorgeerziehungsanstalthineinkommen. (Zuruf liuls: Das Proletariat!) Ich stelle mich auf
den Standpunkt, daß es wohl möglich ist, für diejenigen,die Geld genügendhabe», die notwendige
Fürsorgeerziehung auf anderem Wege machen zu können. Aber zweckmäßig wäre es, wenn die
Fürsorgeerziehungauch für diese nach einheitlichen Grundsätzen gehandhabt würde. (Abgeordnete
Plum: Das geschieht aber nicht!) Ich sage ausdrücklich: gehandhabt würde.

Dann aber ist die Frage der Vorbeugung die Hauptfrage der Fürsorgeerziehung. Diese
Vorbeugungsfrageaber ist es, welche von denjenigen, die sich hier dafür einsetzen, daß die Sache
geändert wird, am meisten außer acht gelassen wird. Meine werten Damen und Herren! Es kommt
darauf an, daß man im öffentlichen Leben und überall da, wo man steht, sich dafür einsetzt, daß
die Gesundung in der Familie zunächst einmal einsetzt. (AbgeordneteOtto: Schaffen Sie bessere
Wirtschastsverhältnisse!) Ja, meine Damen und Herren, man sagt: Wirtschaftsverhältnisse.Wenn
Sie ans dem Standpunkt stehen, daß die Wirtschaft den Menschenmacht, dann dürfen Sie doch
"icht sagen, daß dann die Zwangserziehung auch für die reichen Leute nötig ist. (Zuruf links:
Das Wohnungselend ist schuld daran!) Ich gebe das zu, die sozialen Schaden kennen wir genau
so wie Sie; vielleicht haben wir uns nur noch intensiver bemüht, diese abzustellen,und zwar nicht
etwa nur mit Redensarten, sondern indem wir praktisch in die Dinge eingegriffen haben. (Abge¬
ordneter Pfaff: Bis jetzt ist aber nichts davon zn merken!) Meine Damen und Herren! Ich
nichte folgendes als Richtlinie für uns angeben: Wir legen das Hauptgewichtdarauf, daß wir —
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was ja wohl aller Wunsch ist — den Fürsorgeetat abbauen, indem wir bei der Erziehung des
Volkes vor allen Dingen in der Familie beginnen. Wir legen Wert darauf, festzustellen, daß man
teilweise dazu übergegangen ist, systematisch den Zusammenhangder Familie zu zerreißen. Das
wollen wir nicht, sondern wir legen Gewicht darauf, daß der Kern der Erziehung in der Familie
gelegt wird.

Den Herren von der Mehrheitssozialdemokratiemöchte ich sagen: Ich bin der Auffassung,
daß man in der jetzigen Zeit sehr leicht auf den Gedanken kommen kann, die in der Industrie und
im Handwerk beschäftigtenFürsorgezöglingeherauszunehmen, um dadurch die Arbeitslosigkeitvor¬
übergehend zu beheben. Persönlichbin ich allerdings gegenteiliger Meinung: Wenn wir die Fürsorge¬
zöglinge nur in den Anstalten unterbringen, wird dasjenige, was hier als besonderes Merkmal
dessen, wie es nicht sein soll, hervorgehobenworden ist, in besonderem Maße verschärft. Wenn
man die Fürsorgezöglinge zu gesitteten Menschenerziehen will, muß man sie so unterbringen —
sei es im Wer! oder in der Fabrik — daß sich dieselben als freie Menschen fühlen. Dabei habe
ich eins besonderszu betonen, das ist, daß man unter keinen Umstandendiese Fürsorgezöglingedazu
benutzensoll, um irgendeinemArbeitgeber besondersbillige Arbeitskräfte zu liefern. (Znruf links:
Das geschieht aber!) Ich habe leider feststellen müssen, daß es geschieht. (Zuruf links: Was willst
Dn denn noch?) Ich habe dann aber nicht nnr hier große Reden geschwungen, sondern sofort von
der Regierung verlangt, diese Dinge sofort abzustellen. Es haben auch bereits Kommissionssitzungen
an Ort und Stelle stattgefunden und ist zugesagt, die Angelegenheitzu regeln. Wenn das nicht
geschieht, werden wir von gewerkschaftlicher Seite ans die nötigen Maßnahmen treffen. Vor allen
Dingen ist also praktische Arbeit notwendig, wenn Besserung eintreten soll.

Ich möchte nieine Ausführungen schließen mit dem Wunscheund der Bitte: Treiben wir
wirklich soziale Fürsorge, indem wir vorbeugende Maßnahmen treffen. Dann aber muffen wir alles
Gewicht darauf legen, in der Erziehungsarbeit an uusercm Volke das Bestmöglichste zu leisten. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr Geheimrat Schmidt.
Geheimrat Schmidt: Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich zunächst

noch einmal mit einem Worte auf die fo vielfach erörterten Ueberschttfse der Erziehungsanstalten
zurückkomme: die Sache ist offenbar noch nicht überall richtig verstandenworden. Wir haben nach
dem Gesetz die Verpflichtung,für die Errichtung von Erziehungsanstalten zu sorgen. Dieser Ver¬
pflichtungsind wir nachgekommen und haben die Ihnen bekannten Anstalten Fichtenhain, Rheindahlen,
Solingen und zuletzt Euslirchen gebaut. Die Gelder, die für diese Anstalten ausgelegt werden
mußten — ich bleibe in meinen Darlegungen bei der erstgenanntenAnstalt Fichtenhain, bei den
anderen Anstalten sind die Verhältnisse die gleichen — beliefen sich auf rund I V2 Millionen Mark.
Diefe rund IV2 Millionen Mark müssen selbstverständlich verzinst nnd getilgt werden. Zu dem
Zweck sagt der Haupt-Haushaltsplan zu dem Haushaltsplan für die Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger: „Ich muß für dich jährlich — auf Seite 19 steht das - für Fichtenhain 73 925 Mark
aufbringen; bitte, sieh' zu, wie dn mir die verschaffst". Und um das nun fertig zu bringen und
dem Haupt»Haushaltsplan die Schuld zu bezahlen, sind in den landwirtschaftlichenEtat für
Fichtenhain 40000 Mark hineingefetzt worden, in den Etat für die gewerblichen Betriebe 15 700
Mark und für die Wohnungen der Beamten 18 225 Mark, macht zusammen 73 925 Mark.
Dieses Geld bringt die Anstalt Fichtenhain auf, und der Hauptetat ist zufrieden. Die Anstalt
Fichtenhain und ebenfo auch die anderen Anstalten haben nun in den letzten Jahren auch selbst¬
verständlichdurch die Steigerimg der Preise etwas mehr aufgebracht, im allerletzten Jahre eine
ganz erklecklicheSumme. Diese Ueberschüsse werden dem Provinzialausschuß jährlich gemeldet.



61. RheinischerProviuziallandtag, 6. Sitzung am 16, Inli 1921. 297

(AbgeordneterKnab: Wie hoch?) In diesem Jahr wird sich die Summe wohl auf 700 000 Mark
belaufen. Der Provinzialausschuß beschließt über die Verwendung des Uebelschusses uud er hat
ihn jedesmal zur außergewöhnlichen Tilgung der Anstaltsschnldverwandt. Die Nnstaltsschuldwird
infolge dessen ein Jahr oder einige Jahre früher getilgt sein. Im übrigen hört — und deswegen
brauchenwir auch für die Zukunft keine besonderen Maßregeln zu treffen — die Geschichte ganz
von selbst ans. Denn Sie haben vorhin aus dem Munde des Herrn Berichterstatters gehört, daß
die Anstalt Euskirchen des Krieges wegen nicht mehr hat errichtet werden können mit IV« bis
2 Millionen Mark, fondern daß die Anstalt 7V2 Millionen Mark gekostet hat. Rechne ich der
Einfachheithalber 8 Millionen, so verlangt zunächst der Haupt-Haushaltsplan allein für die Anstalt
Euskirchen,zu 5"/« gerechnet, 400 000 Mark, treten hierzu dann noch die Beträge für Fichtenhain,
für Solingen und für Rheindahlen, mit je 70 000 Mark hinzu, dauu brauchenwir uns über diefe
Ueberschüsseuicht mehr zu unterhalten; ich glaube, es sind dann keine mehr da.

Nun ein Wort zu unserem Verhältnis zum Staate, der angeblich von nns betrogen
worden ist. Nein, meine Damen nnd Herren, der Staat ist nicht betrogen worden, er läßt sich
auch nicht so einfach betrügen. (Abgeordneter Orlopp: Na! Na!) Warten Sie bitte ab. Ich
habe Ihnen an der Spitze meiner Darlegungen gefagt, daß wir verpflichtet sind, Fürsorgeerziehung?»
anstalten zu errichten, soweit es nicht möglich ist, die Zöglinge in Privatanstalten unterzubringen.
So steht es im Gesetz, und so ist es geschehen. Der Staat gibt nns nun, und zwar nach § 15
des Gesetzes zu den Kosten des Unterhalts und der Erziehung der Zöglinge einen Znschuß von
zwei Dritteln. Beachten Sie wohl: nur zu den Kosten des Unterhalts uud der Erziehung, zn
nichts anderem. Wenn man aber einen Zögling unterhalten und erziehen will, dann muß man
filr ihn auch eine Wohnung haben. Zu der Wohnung aber, so sagt der Staat, gebe ich nichts.
Dem zu erziehenden Zögling muß aber ferner auch Arbeit gegebenwerden und dazu muß man
etwas Land haben und Handwerksstätten,wo man ihm ein Handwerkbeibringt und dergleichen mehr.
Der Staat aber fagt: zn den Kosten für die Werkstätten und für das Land bekommst dn nichts,
das mußt du aus eigenen Mitteln befchaffen. Und nun antwortet die Provinz: Gut! wenn du
mir nichts gibst, um Häufer und Werkstättenzu bauen, um Land zu laufen, um Kühe in den Stall
M stellen und fo weiter, dann gehören auch mir allein die Erträgnisse aus den Vermögensobjekten,
bann gehört die Milch von den Kühen mir allein. Das ist der Streit mit dem Staate. .

Die Privatanstalten machen es anders. Wenn eine Privatanstalt, sagen wir einmal —
je Kopf und Tag für einen Zögling 10 Mark Pflegegeld abfordert, und man fragt sie: Wie
kommst Du auf diefe 10 Mark, willst Du mir das mal vorrechnen,dann findet sich in den Ausgaben
der Anstalt als erste Position: Ausgabe« für Verzinsung und Tilgung der Anstaltsschulden. Das
ist der erste und selbstverständlichste Ausgabeposten. Den aber will uns der Staat vorenthalten.
Der Staat will die Provinz mit ihren Provinzialanstalten schlechterstellen, als er die Privatanstalten
stellt. Und nun sagen wir: Das machen wir nicht mit. Wir lehnen deine Einsprüche, von den
Ueberschüssenetwas zu bekommen, ab. (AbgeordneterKrawinkel: Bravo!) Das haben wir getan,
und der Staat war vielleicht klug genug, es nicht auf einen Prozeß ankommen zu lassen, sondern
sich mit einem Vergleiche zu begnügen. Wir geben ihm also jetzt seit ein oder zwei Jahren frei«
willig etwas ab. Das ist die ganze Geschichte. Dieses Abkommen läuft noch zwei oder drei Jahre
(ich weiß es nicht genau), und wenn es zu Ende ist, dann mag der Staat sich überlegen, ob er es
fortsetzen will oder nicht. Will er es nicht tun, nnn, dann fangen wir mit dein Staat, oder der
Staat mit uns einen fröhlichen Prozeß au, über desfeu Ausgang ich mir aber keinen Augenblick
zweifelhaftbin: Der Staat fällt herein.
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Aber da taun man nicht von irgendeinem — wie soll ich sagen? — Betrug sprechen.
Der Staat mag, wenn er sich benachteiligtglaubt, ans Gericht gehen, aber selbstverständlich nicht
zum Strafrichter, sondern zum Zivilrichtcr; danu findet sich das weitere.

Ich darf annehmen, daß nach diesen Darlegungen die Gebilde von Lug und Trug, die da
gestern in den Saal hineingeschlichen sind, doch vielleicht zerstreut siud. (AbgeordneterTheißen:
Warum denu diese Verschleierungim Etat? Deswegen sind Sie ja angegriffen!) Ich habe es ja
schon gesagt, es ist unendlich schwer, in der heutigen Zeit Ueberschlissevorher genau festzulegen.
(Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Wenn ich Ihnen fage, daß sich die Überschüsse auf
700 000 Mark belaufen, fo freuen wir uus doch darüber, daß sie so groß gewordensind. Das
konnten wir aber im Jahre 1919, als wir den Etat für das jetzt eben abgelaufeneJahr aufstellte»,
noch nicht wissen, Da konnte kein Mensch übersehen,daß wir für die Kartoffeln soviel lösen würden,
wie wir in Wirklichkeit gelüst haben. Das wußten wir im Jahre 1919 nicht, das wußten Sie
auch nicht.

Wenn ich nun noch ein paar Worte zu dem, was ich bisher geHort habe, sprechen darf.
Eine Bemerkung gegenüberdein Herrn AbgeordnetenReefe. Er hat es getadelt, daß die Provin-
zialanstalten die Erzeugnisse der Landwirtschaft zu Marktpreisen einsetzen. (AbgeordneterReese:
Ihren eigenen Anstalten!) Das ist richtig, aber das ist nicht zu tadeln, sondern vielmehr zu loben.
(AbgeordneterKrawinkel: Sehr lichtig!) Herr AbgeordneterReese hat gesagt, die Privatanstalten
macheu es anders, Nein, sie machen es nicht anders. Verzeihen Sie mir, Herr Abgeordneter
Reese, wenn ich Ihnen da widerspreche;ich weiß es doch vielleicht etwas besser. Sie machen es
genau so und müsse» es so machen. Zunächst haben eine ganze Reihe von Privatanstalten über¬
haupt kein Land. Sie müssen alle ihre Bedürfnisse kaufen, und sie kaufen sie zu Marktpreisen.
Und diejenigen Privatanstalten, die Land haben und ihre Bedürfnisseselbst erzeugen, setzen in ihren
Etat die aus ihrer Landwirtschaft entnommenenSachen zum Marktpreise ein. Ja, Herr Abge¬
ordneter Reese, Sie schüttelnmit dem Kopf. Ich kann mir nun mal nicht helfen, es ist so. Und
die Anstalten wären auch töricht uns gegenüber, wenn sie es anders machten. (AbgeordneterKra¬
winkel: Sehr richtig!) Dann müßten sie uns ja weniger Wegegeld abverlangen. Wenn eine
Anstalt kommt und verlangt von uns einen Pflegesatz von 10 Mark und ich ihr dann sagen wollte:
Setz doch von deinen landwirtschaftlichen Erzeugnissen,etwa die Kartoffeln, nicht mit 25 Mark ein,
sondern meinetwegenmit 10 oder 15 Mark, danu würde die Anstalt sagen: Nein, Herr Landes¬
hauptmann, das fällt mir gar nicht ein; wenn Du das verlaugst, verkaufe ich meine selbstgezogenen
Kartoffeln und kaufe mir für 25 Mark andere. Die Sache ist so klar, wie sie nur sein kaun.

Im übrigen muß ich sagen, die Verwaltung kann mit dem Verlauf der Debatte durchaus
zufrieden sein. Die Debatte hat nichts ergeben, was irgendwie die Provinzialverwaltung beschwert hätte.

Eines noch darf ich anführen. Ich habe in der vorgestrigenSitznng der Fachkommission,
der übrigens für die Masse von Arbeit, die zu bewältigen war, leider etwas zu wenig Zeit zur
Verfügung stand, nicht entfernt daran gedacht, daß all die Anträge, die nebenher noch gestellt
waren, nicht dem Provinzialausschuß überwiesen werden würden. Ich habe das für selbstverständlich
gehalten, weil wir sie ja gar nicht mehr haben prüfen können. Daß in punoto körperliche Züchti¬
gung die Kommissionselbst schon zu einem Entschluß kommen wollte, habe ich nicht geahnt. Des¬
wegen hatte ich mich darauf beschränkt, in der Kommission eine Statistik über körperliche Züchtigung
aus den inzwischen abgelaufeneuzwei Jahren vorzulegen. Die Statistik war nicht besondersgünstig
und hat allen denen, die für Abschaffung der körperlichen Züchtigung eintreten, in gewisser Beziehung
Buden unter die Füße gegeben. Das lag aber an dem ungerechtfertigtenVorgehen einer Anstalt,
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die ich selbstverständlich hier nicht nennen werde. (Abgeordneter Reese: Die hat eben jeden geprügelt!)
Es ist an die Anstalt geschriebenworden — den Brief habe ich Ihnen in der Sitzung vorgelesen —;
und es ist noch mehr getan worden: ich bin zu der Anstalt hingereist uud habe mir die Betreffenden
vorgenommen. Nun darf ich Ihnen einmal den Erfolg vorlesen. Da sehen Sie doch, daß so ein
Schreiben des Landeshauptmanns und vielleichtauch so eine persönliche Einwirkungnutzt. In der
Anstalt sind etwa 130 Zöglinge. Davon sind mit körperlicherZüchtigung bestraft worden im
Januar d. I, — ich bin Anfang Januar hingereist — 8 (AbgeordneterKnab: Wie haben Sie
das festgestellt?) Gestatten Sie, ich will es gleich sagen. (AbgeordneterKnab: Ich kenne den
Schwindel! Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Ich bitte doch den Herrn AbgeordnetenKnab,
derartige Bemerkungen zn unterlassen. Durch diese Worte werden die Mitglieder dieses hohen
Hauses beleidigt. (AbgeordneterKnab: Das bezieht sich gar nicht ans die Mitglieder!)

Geheimrat Schmidt (fortfahrend): Im Februar niemand, im März niemand, im April 3,
im Mai 3 und im Juni 3. Alfo, Sie fehen, meine Damen und Herren, das Zureden hat in
diesem Falle geholfen, die Sache ist ganz kolossalheruntergegangen. (AbgeordneterNeese: Das
wären 25°/° im Jahr, wenn es jeden Monat drei sind!) Nein, diese Rechnung ist nicht richtig.
(Abgeordneter Reese: Im Jahr 36! Abgeordneter Eberle: Das müssen Sie doch durch 12
dividieren!)

Nun ist mir zugerufen worden: Wie haben Sie das festgestellt? Ja, meine Damen und
Herren, wie habe ich das festgestellt? - Die Anstalten liefern monatlich eine ganz genaue Statistik.
(AbgeordneterKnab: Und beschuldigen sich selbst?) Ja, Herr AbgeordneterKnab, dann sind wir
fertig. (AbgeordneterKnab: Sehr richtig!) Sie sagen „sehr richtig" zu meinen Worten: «Dann
sind wir fertig", das akzeptiere ich. Aber wenu Sie, meine beiden Herren Zwischenrufer,damit
andeuten wollen, daß die Anstalten den Herrn Landeshauptmann belügen (AbgeordneteKnab und
Melich: Sehr richtig!), dann weise ich diese Anschuldigung mit aller Entschiedenheit zurück. (Abge¬
ordneter Knab: Das können Sie ja gar nicht!) Sie haben absolut keinen Beweis dafür, nnd
solange Sie den nicht haben, bleibe ich bei meiner Behauptung. (AbgeordneterKnab: Das kann
Ihnen jedes Kind erzählen!)

Gestatten Sie mir eine Bemerkung. Es ist heute so sehr viel davon gesprochen worden,
daß für die Zöglinge gut gesorgt uud jeder Mißbrauch unterdrücktwerden soll. Ich bin damit
einverstanden,durchaus einverstanden. Wir verlangen von den Anstalten unbedingteBcfolgnng der
Legebenen Vorschriften und Unterordnung darunter. Wenu das aber mit aller Energie von den
Anstalten verlangt wird und wenn das in den Provinzialanstalten vom Landeshauptmann, wenn
^ sein müßte, mit Disziplinarstrafen verlangt wird, dann haben aber auch auf der anderen Seite
die Anstalten den unbedingten Anspruch au die Provinzialverwaltung, daß sie für sie, wenn sie
ungerecht angegriffenwerden, mit aller Energie eintritt und sie in Schntz nimmt. (Bravo! rechts.
AbgeordneterMelich: Das ist im Prinzip dasselbe!)

Nun noch eins. Herr Abgeordneter Reese hat gesagt, es bestehe ein so kolossales Vor¬
urteil gegen die Fürsorgeerziehung. Ja, meine Damen und Herren, wenn ein Mensch das bedauert,
dann bin ich es, und wenn Sie mir Mittel und Wege angeben,um das aus dem Wege zn räumen,
dann gehe ich sofort mit Ihnen. Aber zeigen Sie mir einen Weg, Wir können nichts dafür,
baß uns die Zöglinge ttbmviesen werden. Dem Herrn Landeshauptmann hat man hier immer
Mn Vorwurf gemacht,daß er die Zöglinge überhaupt hat. Er kann nichts dafür, er bekommtsie
und er muß sie nehmen,
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Wie nachgiebig wir sind mit den Entlassungen der Zöglinge, na, meine Damen und
Herren, das habe ich Ihnen vor ein paar Tagen statistisch nachgewiesen. Ich will sie aber jetzt
nicht weiter aufhalten, ich hatte noch mehr Material. Ich möchte Ihnen nnr noch sagen: Mit
den Eltern der Fürsurgezöglingehaben wir genau so viel Mitleid wie Sie und vielleicht noch etwas
mehr; wir lassen uns im Mitgefühl für diese Leute von niemandem übertreffen. Wenn aber die
Angehörigen nicht zufrieden sind mit dem Bescheide des Landeshauptmanns, dann mögen sie doch
zum Amtsgericht gehen. Es steht im Gesetz, daß gegen den ablehnendenBescheiddes Landes¬
hauptmanns der Weg zum Amtsgericht offensteht. Laß fie doch dahin gehen. Und wenn dann der
Amtsrichter dem Entlassungsantrag stattgibt, ist es dem Landeshauptmann recht. Auch da bitte
ich, den Landeshauptmann nicht mit Dingen zu beschuldigen,für die er wirklich nichts kann,
(Bravo! rechts und in der Mitte.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Frau Abgeordnete Niedieck.
Abgeordnete Frau Niedieck: Werte Anwesende! Es ist vorhin von der Frau Becker

der Vorwurf erhobenworden, daß die bürgerlichenParteien kein Interesse an der Fürsorgeerziehung
hatten. Das möchte ich für meine Person ganz entschieden zurückweisen, und nicht nur für meine
Person, werte Anwesende! Ich bin Mitglied des katholischen Fürsorgevereins für Mädchen, Frauen
und Kinder, nnd ich arbeite seit 20 Jahren auf diesem Gebiete (Bravo!) uud habe, glaube ich, in
den 20 Jahren doch wohl einige Erfahrungen sammeln können. Ob hier im Saale irgend jemand
ist — mit Ausnahme des Vertreters der Verwaltung — der von sich behaupten kann, daß er
seit 20 Jahren Einblickin diese Angelegenheitenhat, das möchte ich fast bezweifeln. Mit mir sind
tätig auf demselben Gebiet in 150 Städten und Orten Deutschlands 150 andere Vorsitzende von
katholischen Fürsorgevercincn, die sich alle in einer Zentrale zusammengeschlossenhaben, au deren
Spitze Frau Amtsgerichtsrat Nenhans in Dortmund steht (AbgeordneterMelich: Die muß es sicher
wissen!), die allgemein, nicht nur hier, sondern im ganzen deutschen Land als eine Frau bekannt
ist, die ans diesen: Gebiet außerordentlicheErfahrungen besitzt. Ich habe die hohe Ehre, und ich
betrachte das als eine Ehre, Mitglied des Vorstandes dieser Zentrale zn sein. Wir arbeiten nicht
nur in der Theorie, sondern in der Praxis. Ans dieser Praxis kann ich Ihnen sagen, daß ich
mit Tauseudeu von Fiirsorgezöglingen und Mädchen, die gefährdet waren, persönlichverhandelt
habe, und daß mir darin keiner etwas weismachenkann. Ich habe auch Erfahrungen über die
Anstalten, in denen weibliche schulentlassene Zöglinge untergebracht sind. Ich kenne in der Rhein¬
provinz — ich kaun wohl sagen — einen großen Teil dieser Anstalten, und ich weih auch, wie
es da hergeht. Laugst ehe ich Landtagsabgeordnete wnrde, bin ich in den Anstalten gewesen und
habe nur alles angesehenund zeigen lassen. Ich bin auch unerwartet hingekommen,nicht etwa aus
dem Gefühl heraus, daß irgend etwas nicht in Ordnung sei, sonder» ich wollte feststellen: Wie
wird hier mein Mündel behandelt? Wie wird hier mein Mündel erzogen? Wie wird hier dieses
oder jenes Mädchen behandelt, für das ich ein besonderesInteresse habe? Mädchen, die ich hier
leider Gottes in jugendlichem Alter angetroffen habe in der geschlossenenAbteilung der städtische»
Krankenanstaltenund, ehe diese bestanden, im Vamckenkrankenhaus,wo sie sich durch ihren trau¬
rigen Lebenswandel im jugendlichen Alter von teils 15—16 Jahren etwas zugezogenhatten, was
damals vielleichtnoch seltener war als heute und was jedenfalls nicht dafür fprach, daß fie ganz
unberührt durchs Leben gegangen waren.

Mit diesen armen Mädchen hat kein Mensch größeres Mitleid nnd für diese Mädchen
hat keiner der Anwesenden,mich die Herrschaftenvon der Linken nicht, größeres Interesse, als ich
es flir mich in Anspruchnehme, das möchte ich besonders betonen.



61. Rheinisch« Proviuziallnndtag. 6. Sitzung am 16. Juli 1921. 301

Wie sieht es in den Anstalten denn wirklich aus? Ich »lochte sagen: Die bestgeleitete
Anstalt ist immerhin nur ein ungenügenderErsatz für eine gut geleiteteFannluuerzlehung. (Abge¬
ordneter Krawiukel: Sehr richtig!) Das gebe ich glatt zu. Aber die Kmder du da hmem
kommen, hatten eben nicht die gnt geleitete Familienerziehung. (AbgeordneterMeüch und Knab:
Warum uicht? Wodurch nicht?) - Ich bitte, mich nicht zu unterbrechen,meme Herrschasten.-
Ich habe Gelegenheit gehabt, zu sehen, mit «elcher Sorgfalt, mit welcher Liebe und nnt we cher
Geduld das Anstaltspflegepersonalsich bemüht, diese Menschenkinder zu erzuhen^ Deshalb muß
ich die Augriffe hier, auch im Namen des Pflegepersonals der Anstalten. znrückwe.sen. (Abge-
vldneter Krawinkel: Bravo!) . ., , „ ,r '<.<^

Dann die Strafen. Es ist mit den Strafen in den Anstalten ürschuleMassenewe.bl.ch
Zöglinge nicht so. wie es hier eben dargestelltwnrde. als ob
würde. Das ist durchaus nicht an dem. Ich weiß, wie schwer u LeMng der A"stalt es
empfindet, daß überhaupt Strafen notwendig find; fie haben mn- schon hanftg darüber gg.
daß die Strafen notwendig find. Sie haben aber diese Kinder zur Erzlehung übergcku be n m,
und zur Erz ehung gehören auch Strafen, wenn fie notwendlg smd. (Zuruf lmks Aber lem
Prüg l tmfe D rnm kommeuSie nicht herum. Woher kommen die Mädchen, du znm Tnl
erst mit 16 und 17 Jahren der Fürforgeerziehnngüberwiesen werden? Das "^ ° ^ ^
schon iu der Schulzeit iu Fürsorgeerziehungkommeu. sondern solche du dann erst ^'""'.
wenn sie ein recht trauriges Lebeu hiuter sich haben und von der Arbeit durchaus entwöhnt smd
sie müssen also erst zur Arbeit erzogen werden, denn, wenn sie nicht arbeiten lernen, H e« aus¬
geschlossen, daß sie sich später anstäudig durchs Leben schlagenkönnen, wu w.r es alle «° d"
Rechtenbis zur Linken tun müssen. (AbgeordneterKnab macht emen Zuruf. Ich habe K.uw
die älter siud als Sie. Herr Kuab; nach der Richtung setze ich mich mit Ihnen überhaupt mch
auseinander. Ihre Unfehlbarkeit unterliegt natürlich keinem Zweifel. (AbgeordneterKnab: Du

^ ^ Stelwr^ VorsitzenderNllenbaum: Ich möchte doch bitten, die Zwischenreden

^ """^Abgeordnete Frau Niedieck (fortfahrend): Also, wie ist die Sache? Es ist eine Haus¬
ordnung da. die Mädchen werden zur Ordnung °ngeh°lten, sie werde., zur Arbe.t ange ltm
werden unterrichtet und werden religiös beeinflußt. (AbgeordneterK.mb: Das ch du Hmptache
^ Nein, das ist nicht die Hauptsache.- (AbgeordneterKnab- Be. Ihnen wohl!) - D tm.nn
Sie gar nicht beurteilen. - (AbgeordneterKnab: Da branch man Su nur ^ e'^
Nnfe.) _ Wenn man Sie besieht, sieht man erst was Rechtes. - In den AuMm g^bt e

"icht nur Arbeit. Unterricht und Ordnung, sondern °«ch Freude Ich ^ue zwn Anstal °' °'
denen ich persönlich interessiertbin. Da weiß ich. daß u e mogüche - rch möchte b "«he s^
unmögliche - Geegeuheit benutzt wird, um in den Austalteu Fese zu feurn. Da "' gest^ng
und getanzt, da werden Stücke eingeübt»nd da wird Theater gespielt du d°f r '^
"«den da angefertigt. (Abgeordneter Melich: und patr.ot.sche Luder 3^6°"!) ^", es
werde ke ne Patr Wen L^ gesuugen.- Die Sache ist also 2°"^ °nb«s. «ls S« st stch
vorstelle« ^n Düss l °rf haben wir eine derartige Anstalt, ebenso m Neuß. Ich habe an den

Theate^ Persönlich teilgenommenund habe gesehen
Freude haben Es ist auch durch die An taltsleitung für du Leute, du stch dafür mteressteren.
Gel ch > eboten am folgendenSonntag ihre Freunde und Verwandten zu emer Wu erholung
der Vo Mn^^ (AbgeordneterMelich: Ich gehe morgen m ^ Anstalt un lasse m:ch
«nfnehm Groß Heiterkeit. Zuruf aus der Mitte: Er ist auf dem Wege zur Befserung!)
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Ich gebe glatt zu, meiue Herrschaften,daß auf der ganzen Linie, nicht nur iu den Anstalten,
bisher für die Ausbildung der männlichenJugend mehr geschehen ist als für die Ausbildung der
weiblichen Jugend. Auch in den Anstalten ist die Ausbildung der Mädchen nicht in dem Maße
gefördert worden als die Ausbildung der Knaben. Das bedauert niemand mehr als ich. Das
habe ich im 59. Landtag in der Fachkommission II«, ausführlich dargelegt; da ist auch Frau Becker
anwesendgewesen. Sie hat iu der letzten Sitzung Gelegenheit genommen, einen großen Teil von
dem, was sie von mir damals gehört hat, zn wiederholen. (Hört! Hört!)

Nun möchte ich noch weiter sagen: Kein Mensch bedauert mehr als ich, daß es notwendig
geworden ist, soviel Kinder in Fürsorgeerziehung zu geben. Ich bemühe mich hier mit einer
großen Anzahl katholischer Frauen, vorbeugende Arbeit zu leisten. Ich stehe ganz auf dem Stand¬
punkt, daß das die beste Arbeit ist, die wir leisten. (AbgeordneterKnab: Sisyphusarbeit, die Sie
leisten!) Jedenfalls bemühen wir uns unentwegt, was einem besonders unter den heutigen Ver¬
hältnissen, wo immer wieder Mißtrauen gegen die bürgerlichen Gesellschaftskreise erzeugt wird.
(AbgeordneterMelich: Mit Recht!), nicht erleichtertwird. Das werden Sie wohl verstehen.

Ich habe persönlich Jahr und Tag gebettelt, um die Anstalt, der ich angehöre, errichten
zu können. Ich habe monatelang nicht schlafen können vor Sorge, weil ich nicht wußte, wie das
Ding finanziert werden sollte. Wenn Sie also sagen: Die bürgerlichen Kreise interessiertdas nicht,
so entsprichtdas in keiner Weise den Tatsachen. (Sehr richtig! rechts.)

Ich persönlich stehe mit der Pruvinzialverwaltung in keinerlei Verbindung. Was die
Provinz aber alles für die Fürsorgeerziehungtut, weiß ich auch. Denn vom katholischen Fürsorge¬
verein ans stehen wir ständig mit der Provinz in Fühlung und wir wissen, in welcher Weise immer
wieder angefragt wird um Erziehungsberichteüber die Tätigkeit der Mädchen, über die Ausbildung
der Mädchen. Wir wissen aber auch, daß, weun irgend einem Mädchen einmal etwas fehlt, wir
uns vertrauensvoll an die Fürsorgeabteilung der Provinz wenden können, und daß die Mittel, die
wir für notwendig halten, bisher anstandslos bewilligt worden sind, und zwar in einem Umfange,
daß mau beinahe sagen könnte: Es ist mancher Fürsorgezögling wesentlichbesser daran, weil er
Fürsorgezöglingist, als die Kinder der minderbemitteltenBevölkerungdraüßeu. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Meine Damen und Herren! Ich werde von
verschiedenen Seiten gefragt, wie es niit unserer Geschäftslage,wie es mit der Rednerliste zu diesem
Punkte steht. Ich kaun Ihnen jetzt, nachdemdie AbgeordneteFrau Niedieck gesprochen hat, sagen,
daß die erste Garnitur der Redner sämtlicherParteien vorbei ist. Von jeder Partei hat einer zu
diesem Punkte gesprochen,von der Arbeitsgemeinschaftzwei. Es sind aber noch nenn Redner
angemeldet, uud zwar drei Reducr von der U. S. P., einer von den Mehrheitssozialisten, Zwei
vom Zentrum, zwei von den Kommuuisteuund einer von der Arbeitsgemeinschaft. Ich möchte ans
jeden Fall die Redner bitten, sich möglichst kurz zu fassen) sonst weiß ich nicht, wie wir unser
Arbeitspensum fertig bekommen können. (Lebhafte Schluß-Rufe.)

Abgeordneter Hoffmauu (Zur Geschäftsordnung): Ich möchte doch das Kollegiumbitten,
bei diefer wichtigenFrage nicht einfach mir nichts dir nichts Schluß zu macheu. Es haben von
der rechten Seite von der Arbeitsgemeinschaftzwei Redner zu dieser Frage gesprochen,nnd von
der Linken ist von jeder Fraktion nur einer zu Wort gekommen. Jedenfalls sind hierbei Probleme
aufgeworfeuwordeu, die zweifellos eine Replik notwendig machen. Es ist selbstverständlich, daß es
nicht geht, in Anbetracht der wichtigenFrage, jetzt Schluß zu macheu. Ich bitte vielmehr zu
beschließe«, daß wir noch eine Rednergarnitur hören.

AbgeordneterDr. Iarres (zur Geschäftsordnung): Ich glaube, die Anffafsnngvon Herrn
Hoffmann hat eine gewifse Berechtigung. Deshalb ziehen wir den Antrag auf Schluß der
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Erörterung zurück. Aber die Frage ist doch, ob wir uns nicht beschränken sollen und ob es nicht
genügt, daß von jeder Seite, die noch offensteht, ein Mitglied zum Worte kommt. Und die zweite
Frage wäre die, ob wir nicht die Redezeit etwas einschränken können und uns nnf 10 Minuten
einigen. (Zuruf: 5 Minuten!)

Von jeder Fraktion, die noch nicht zweimal zum Worte gekommen ist, soll noch je ein
Mitglied sprechen, mit einer Beschränkungder Redezeit auf — mir wäre es lieber — 5 Minuten,
wenn Sie aber wollen, auf 10 Minuten.

AbgeordneterHaas: Ich schließe mich dem Antrage des Herrn Kollegen Iarres an. Ich
bitte aber, zu sagen: 10 Minuten Redezeit. Die Parteien, die noch keine zwei Redner gestellt
haben, sollen noch einen Redner stellen dürfen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Mit diesem Vorschlage scheinen Sie wohl alle
einverstandenzu sein. Ich stelle das fest. Wir werden dann so vorgehen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmanu, (Aha-Rufe.)
Abgeordneter Hoffmanu: Meine Damen und Herren! Die Frage, die uns heute

beschäftigt, ist ja von ganz besonderer Bedeutung. Es ist von Herrn Büchsenschütz darauf hin¬
gewiesen worden, daß gerade die Kirchengemcinschaften auf diesem Gebiete bahnbrechend waren. Es
ist aber notwendig, auch zu betonen, daß die Kirchengemeindensich die Aufgabe gestellt hatten,
weil die Gemeinden und die Provinzen sie vernachlässigten. Es haben aber auch die betreffenden
Körperschaften,die Kirchengemcinschaften,es verstanden, sich die öffentlichen Mittel für sich und
'hrc konfefsionelleu Einrichtungen zu verschaffen,während wir grundsätzlichauf dem Standpunkt
stehen, daß solche Einrichtungen nicht konfessionell sein dürfen. Es ist aber auch so, daß die linken
Parteirichtungen bisher diesen Aufgaben nicht soweit Rechnung tragen konnten, wie sie es »nullten,
weil eben durch die frühere Zeit der Ausnahmegesetze den fozialdemokratischcn Parteien jede Mög¬
lichkeit genommenwar, auf diesem Gebiete tätig zu seiu. Mit dem Moment, wo uus die Mög¬
lichkeit gegebenwurde, haben wir eingegriffen.

Wenn sich nun Herr Büchsenschütz in Sonderheit auf den Standpunkt stellt, daß die
Familie die Hauptgrundlage sei, so möge er doch besondersdarauf hinwirken, daß die Erhaltung
ber Familie, die die kapitalistische Gesellschaftsordnunguntergräbt, herbeigeführtwird.

Wenn aber die Frage von dem Gesichtspunkte betrachtet wird, daß die Ueberweisuugnn
°ie Fttrsorgeerziehungsanstlllteuvon dem Amtsrichter geschehe, und daß der Landeshauptmann und
nie Landesräte der betreffendenDezernate unschuldigseien, so muß man doch betonen, daß die
Amtsrichter nicht die Schuldigen sind, sondern die Herren Pastöre und die sonstigen Vormünder
aus den kirchlichenKreisen diejenigensind, die die Uebelweisung in diese Anstalten mit aller Energie
betreiben und die Beleguugsziffern so furchtbar iu die Höhe getrieben haben, daß ständig neue
Anstalten geschaffen werden müssen. Die heutige Tagesordnung ziert ja auch wieder ein solcher
Punkt. Wenn etwas mehr vorbeugendeTätigkeit geübt worden wäre, wäre eine solche nene Für¬
sorgeanstalt nicht notwendig. Jedenfalls ist die Art, wie die ganze Fürsorgeerziehungbisher
getriebeuworden ist, so, daß mau damit keineswegs irgendwie paradieren kann, sondernman muß
'» jeder Form sagen, daß hier alles versagt hat. Auch Ihre Kreise sind erst neuerdings dazu
übergegangen,eine andere Grundlage insofern zu schaffen,als sie Sozialbcamtinnen vorbilden und
die Betreffenden akademisch so ausbilden lassen, daß sie die nötige Vorbildung für diese schwere
Aufgabe besitzen.

Wenn aber hier die letzte Rednerin davon sprach, daß die Einrichtungen der Anstalt so
vorbildlich wären, daß alles getan sei, so kann man ja ihr Bestreben von ihrem Gesichtspunkteaus
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als gut und schön anerkennen. Aber die Maßnahmen, die bisher in den verschiedensten Anstalten
nach dieser Richtung bestehe», haben bewiesen,daß es tatsächlich schlimm darin aussieht. So ist
doch im Dominikanerklosterin Heerdt eine Prügelei par exosllonoe au der Tagesurduuug, iu so
schlimmer Form, daß darüber in der KommissionFeststellungengemachtwordeu sind.

Im übrigen hat Herr Landesrat Schmidt mit erfreulicher Offenheit zugegeben, daß schlimme
Prügeleien stattfinde«. Leider bestehen auch noch gesetzliche Bestimmungen in dieser Richtung.
Damit hat Herr Landesrat Schmidt selbst das. bestätigt, worüber er sich bei der Geueraldebntte
mir gegenüber so aufgeregt hat. Er muß also hier heute uach den Fcststellnngenzugeben, daß meine
Ausführungen, die er als Schmähungen usw. bezeichnete, iu jeder Form zutrafen. Er hätte seine
Nusfllhrnngen eigentlich zurückzunehmen,wenn er nicht mit so erfreulicherOffenheit die Tatsachen
nn sich im großen und ganzen zugegebenhätte.

Jedenfalls sind die Verhältnisse außerordentlich schlimm, nnd es ist erfreulich, daß eiue
Kommission eingesetzt wird, die die Dinge prüft und, was noch notwendiger ist, daranf hinwirkt,
daß entschieden Aenderungen getroffen werden, daß die Prügelei überhaupt beseitigt wird.

Deu Antrag uuserer Fraktion bitte ich uuter alle» Umständenanzunehmen,da er in jeder
Beziehung das zum Ausdruckbringt, was in der gegebenen Zeit notwendig ist. Die Darlegungen
des Kollegen Büchsenschtttzsind ja bie beste Unterstreichungunseres Antrages.

Die Berufsberatung der Zöglinge muß in Verbindung mit den Gewerkschaften erfolgen.
Das Koalitionsrecht muß den Zöglingen gesichertwerden, damit die Grundlage geschaffen wird,
daß die Lohn- nnd Arbeitsbediugungen für die Zöglinge vorbildlich und auch eingehalten werden,
entsprechend den Tarifverträgen.

Jedenfalls ist das, was bezüglich der Prügelstrafe usw. besteht, uuter allen Umständenzu
äuderu. Weuu Fräulein Kohl hier den Kommissiousautragbefürwortete, daß die Züchtigung nicht
mehr bei den nicht mehr schulpflichtigeu Zöglingen erfolgen soll, so ist das ein Antrag, der unsere
Auffassung bestätigt, aber noch nicht weit genug geht. Will fie deuu die Prügelei bei deu Jugend¬
lichen in schulpflichtigem Alter uach wie vor aufrecht erhalten? (Zuruf: Jawohl!) Ist das Ihre
Pädagogik, können Sie nicht iu anderer Weise die Kinder erziehen als nur durch Prügelei? Jeden¬
falls ist das Züchtigungsiecht ein Recht, das sehr oft mißbraucht wird. Diejenigen Pädagogen
sind viel besser, die i» der Lage siud, ohne Stock und ohne Prügel die Erziehung anszuübcu, die
pädagogischen Grundsätzedurchzuführenund die Kinder zn vernünftigen und tüchtigenMenschenzu
erziehen. Wir haben keine Veranlassung, den Antrag in dieser Form anzunehmen, sondern ich
bitte Sie dringend, unseren Antrag ganz anzunehmen.

Ich möchte Sie ferner bitten, den Antrag der mehrheitssozialistischen Fraktion bezüglich
der Mrsorgezögliuge, die aus der Industrie herausgezogen werden sollen, abzulehnen. Dieser
Antrag hat eine Tendenz, die keineswegsfortschrittlichist. Wir können nicht mir nichts dir nichts
einem solchen Antrage zustimme»,wo wir doch wissen, daß die Fürsorgeerziehungin den Anstalten
schlecht ist uud daß die Fürsurgezöglingeuicht iu deu Anstalten eingepferchtwerden sollen, sondern
überall mittätig sein sollen in der menschlichen Gesellschaft. Was wir unterbinden müssen, ist das,
daß fie Schmutzkonlurenztreiben und als Ausbeutuugsubjektemißbraucht werdcu. Wir müssen
dahin wirken, daß sie genau so bezahlt werden wie die Industriearbeiter und die Landarbeiterschaft.
Jedenfalls ist der Antrag, wie er von der mehrheitssozialistischenFraktion gestellt worden ist,
keineswegs annehmbar; er hat sogar eine reaktionäre Tendenz. Wir müssen nnter allen Umständen
verlangen,daß in dieser Richtung nicht gearbeitet wird. Vielmehr ist der Antrag, der von unserer
Fraktion gestellt wird, in seiner ganzen Form die beste Antwort darauf und auch die beste Grund-
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luge, auf der die Fürsorgeerziehungin ein richtiges Fahrwasser kommt. In dem Moment, wo die
Vertretung der Gewerkschaftenin Verbindung mit den Leitungen der Fürsorgeerziehungsanstnltcn
die Berufsberatung und die ganzen anderen Fragen regeln, kommen wir zu dem allgemein gewünschten
Zustande, daß eine Reform auf dem Gebiete der FürsorgeerziehungPlatz greift, daß nicht einseitig
religiöse Grundsätze gelten, sondern die Grundsätze, die aus pädagogischenuud allgemeinenwirt¬
schaftlichen Gründen notwendig sind.

Ich bitte Sie, unter allen Umständen dahin zu wirke«, daß das Prügelsystemvoll und
ganz beseitigt wird, daß auch die gesetzlichenBestimmungenin dieser Richtung beseitigt werden nnd
daß wir dahin kommen,daß eine Reform auf der Grundlage unseres Antrages Platz greift.

Stellvertretender VorfitzenderUllenbaunu Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Itter.
Abgeordnetervon Itter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist soeben davon

die Rede gewesen, daß die Geistlichkeit einen unheilvollenEinfluß auf die Verhänguug der Fürsorge
ausübe. Im selben Atem ist allerdings auch gesagt worden, daß die meisten Fürsorgezöglingeaus
den Städten kommen. Wie verhält es sich nun mit dieser Sache? Es ist selbstverständlich, daß
die Gerichte, ehe sie die Fürsorgeerziehungverhängen, bei denjenigen Instanzen um Auskunft ein¬
kommen, die irgendwie imstande find, fich über die Kinder zu äußern. Dazu gehören allerdings
auch die Geistlichen. Nun möchte ich Ihnen aber eins gestehen:Auf dem Lande ist der Geistliche
ohne weiteres imstande, über das Kind Auskunft zu erteilen, wenigstens in den meisten Fällen,
weil er das Kind kennt. In den Städten ist das ausgeschlossen.Wenn nuu die meisten Fürsorge-
Zöglingeaus den Städten kommen, dann, nieine werten Damen und Herren, ist wohl der unheil¬
volle Einfluß der Geistlichenin den Städten nicht allzu stark.

Dann wurde von Herrn Reese weiter gesagt: Der Egoismus muß dem Altruismus unter¬
geordnet werden. Ich kann Herrn Reese gestehen,daß ich da ganz mit ihm übereinstimme. Der
Egoismus, der dem Altruismus nicht untergeordnetwerden kann, hat in unserer Zeit doch Formen
angenommen,die für das gesamte öffentliche, politische und bürgerliche Leben so gefährlich geworden
sind, daß wir den Egoismus in der Form, wie er fich ausdrückt, heutzutage am eigenen Leibe in
schlimmster Form kennen gelernt haben. Für diefen Egoismus, der fich nicht unterordnen will
unter das Gefamtwohl des Volkes, bedanken wir uns von Herzen.

Dann, meine werten Damen und Herren, gehe ich mit Frau Becker in einem Punkte
konform. Sie hat gesagt: Wären die riesigen Mittel, die früher für den Militarismus aufgewandt
wurden, für die Erziehung unferer Jugend aufgewandtworden, dann wären wir weiter gekommen. —
Aber unter einer Bedingung: Dann hätten doch erst einmal alle Völker, die uns in der Welt
gegenüberstehen,da eine einheitlicheBasis finden muffen. Einem Volt, das es gewagt hätte,
alleinstehend auf dem Gebiete vorbildlichzu sein, wäre es übel ergangen. (AbgeordneterOrlopp:
Wir waren ja Schrittmacher!)

Noch eins: Herr Hoffmann sagte eben, die Pastöre betriebendie Fürsorge. Meine Damen
und Herren, es ist Ihnen ja soeben von Frau Niedieck gesagt worden, inwieweitvon konfessioneller
Seite aus Vorsorgearbeit geleistet wird. Ich habe infolgedessen zu dem Punkte nicht viel zu fagen.
Ich hatte einige Ausführungen vor, aber ich kann hier nicht so reden wie Frau Niedieckauf Gruud
ihrer Erfahrung. Nehmen wir nur einen Verein heraus, den Magdalenenverein. Was will er?
Sonntags nachmittags treten da Damen zusammen,die ihre Zeit wahrhaftig nicht gestohlen haben,
sie treten zusammen, sie nehmen sich der jungen Mädchen an, machenmit ihnen Ausflüge, treffen
sich zu gemeinschaftlichen Veranstaltungen und unterhalten fich mit ihnen mit der ausgesprochenen
Absicht, diesen Mädchen, die fich irgend etwas haben zu schulden kommen lassen, zu zeigen: Wir

39
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wollen euch wieder als vollwertige Glieder der menschlichen Gesellschaftanerkennen; wir wollen
dadurch,daß wir uns neben euch setzen, daß wir mit euch im öffentliche« Leben verkehren und uns
mit euch vor der gesamten Bürgerschaft zeigen, beweisen:Wir sind nicht diejenigen,die den Fluch,
der scheinbar auf euch lastet, irgendwie auf euch lasten lassen, sondern wir nehmen diesen Fluch
vou euch und wollen euch anerkennen. Ich meine, das ist Altruismus.

Meine Damen und Herren! Der Altruismus ist wohl nirgendwo grundsätzlich so aus¬
gesprochen wie im Christentum, Wenn er in einzelnen Fällen in christlichen Kreise» nicht zur
Anwendung kommen sollte, dann, meine Damen und Herren, muß ich von mir aus gesteheu -^
und ich weiß mich dariu einig mit allen ernsten Anhängern des Christentums —: Wir sind ent¬
schieden bereit, solche Leute abzuschütteln. Ja, wir empfindensolche Menschen,die sich nur Christen
nennen, als einen Ballast, als eine Schmach für das Christentum. (Sehr gut!) Glauben Sie mir,
wenn irgendwo Liebe zum Kinde und Angst und Bangen um die Zukunft des Kindes besteht, fo ist
es in erster Linie auf dem Boden des Christentums, nicht, weil der einzelne Christ zufällig diese
Empfindungenhat, sondern weil er grundsätzlichdazu gezwungen ist, da die Liebe dem Christen
vorgeschrieben ist und sich uichl bloß auf den Menschenerstreckt, der ihm nahesteht, sondern grund¬
sätzlich sogar auch auf seinen schlimmsten Feind, und es wird doch keiner hier im Saale behaupten,
daß diese Kinder unsere Feinde sind. Wir schließen sogar Sie (zur Linken) grundsätzlich in unsere
Liebe ein, und diese Liebe, in die wir Sie grundsätzlicheinschließen,geht dahin, daß wir Sie
herzlichst bedauern. (Sehr richtig! rechts. Heiterkeit.) Das ist auch Liebe.

Ich weiß nicht, ob meine Redezeit vorbei ist, (Zuruf: Nein, noch fünf Minuten!)
Ich mnß doch gesteheu,wenn man die Debatten der letzten Tage sich einmal wieder ver¬

gegenwärtigt, dann bekommt man ein eigentümlichesGefühl. Das hätte ich nicht ausgesprochen,
wenn nicht gerade bei diesem Punkte, wo wir doch alle einig sein sollten in der Liebe und in
dem einen Bestreben, diesen armen Menschen aufzuhelfen, in den Zwischenrufenzum Ausdruck
gekommenwäre, als ob nicht alles von bürgerlicher und konfessioneller Seite geschehen sei, um
diesen armen Menschenzu helfe», um Vorsorge zu treffen und uicht erst dann für sie zu sorge»,
wenn sie glücklich in der Erziehungsanstalt sind, die, wie eben richtig betont wurde, niemals ein
Ersatz für die gute Familie fein kann. Es kommt einem komisch vor, wenn so alles angegriffen
wird, was von bürgerlicherSeite geschehen ist.

Wenn Sie, Herr Hoffmann, fagen, daß die Mittel des öffentliche» Lebens für konfessionelle
Arbeit in Anspruch genommen werden, so gestehe ich Ihnen mit den Worten von Frau Niedieck:
Auch auf unserer Seite gibt es Hunderteund taufende von Menschen, die schlaflose Nächte habe»,
weil sie die Mittel für die Aufgaben, die sie fich gestellt haben, nicht znsamme»bringenkönnen.
Ich kaun Ihnen die Mittel nicht angeben, Sie würden sonst überraschende Zahlen hören. Und ich
will auch sagen, warum ich sie Ihneu nicht angeben kann: Die christliche Charitas steht nicht auf
dem Standpunkt, daß sie iu die Öffentlichkeit gehen soll, sondern sie steht auf dem Standpunkt:
Die christliche Liebe soll im Stillen sich an den Menschen betätigen, die in körperlicher und geistiger
Not sind. Wenn die christliche Charitas sich öffentlich brüsten wollte, wäre sie grundsätzlich nicht
das, was sie ist. Darum kann ich Ihnen die Zahlen nicht nennen. Aber ich lade jeden vo»
Ihneu herzlichst eiu, einmal unsere Fürsorgevereine, unsere Charitassekretariate und wie sie alle
heißen, zu besuche,,. Ich lade Sie auch ein: Kommen Sie zu mir „ach Krefeld zu unserem
Charitashanse, Ich zeige Ihnen dann, was auf katholischer Seite geleistetwird. Ich bin'nämlich
in der glücklichen Lage, Ihnen die Dinge zeigen zu können. Ich kann Ihnen allerdings nur
persönlich dazu eine Einladung vorlege,,. Daß in derselben Stadt von evangelischer Seite ähnliche
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Einrichtungenbestehen, zeugt dafür, daß wir Haud iu Hand gehe» m ^uM)e L ebe u d g ß
artige Erfolge erreichen. (Bravo!) Meine werten Damen nnd Herren ich lad S e nochmals
herzlichst in Kommen S e überraschend, so sind, wenn ich nicht dor seu. sollte d.e anderen
Be mW, gerne bereit. Sie rund zu leiten. Sie werden dann ein Büd davon bekommen was
christliche Furage und konfessionelleArbeit an den Seelen und dem Le.be Weser Jugendliche»

^" Ullenbaum- Das Wort hat der Herr Abgeordnete Theißen.

M e r .^ Meine Damen »nd Herren! Der ^ V°rre «er w.e m.ch w
Frau Abgeo dnete Niedieck nnd der Herr Vertreter der Pwv'NM verwaltn aben e^
befnnde/zu betoue«. daß sie persönlich durchaus wohlwollend
den Kommunisten nicht eingefallen, irgend eine
richtig!) Sie können es noch immer nicht verstehen, daß w.r "
Klaff bekämpfen und noch nicht einmal als Klasse, denn zum Tell gehören st ch e^nn. zn d.r
Kla e. uame lich Sie iu der Mitte gehöre« «icht einmal °lle zur rger:^^
Wir bekämpfenSie als die Träger, eines Systems, uud d.eses System.st verm.twortl.chfür alle

^ ^Dann^at^ Abgeordneter von Itter geu.eint. daß der Egoismus dem Altruismus
Damen m.d Herreu. das predigt das Christentum schon

Erfolg haben Sie vor Angen. ^rans n^tm Su do^Nar m
deutlich erkenueu köunen. daß es nicht darauf aukomm. zu reden und zu p^g^ Wn ü
uns auch «ar nicht ein - mein Parteifreund Knab hat das schon erklärt -. daß wir als Personen
etwa ts5seien wir mögen all Kerle viel schlechter sein als Sie.
Mgung daß es nicht darauf ankommt, durch Predige., etwas zu ««dern. sonden m dn ch ^
gestaltung des Lebens und vor allen Dingen durch eiue Aenderungder hent.gen Wntschaftsordnuug.

Das ganz allgemm. Provinzialverwaltung versucht, in längereu Ausführm.gen
den Vormn z! e rälw d « der kommunistischen Fraktion wegen der Etatsaufstellu

erhobm Äen^st Wmn er nuu der Ausicht ist. daß seine ^barst"

3«".tt^^^^^

worden, aß der Vorwurf, der in unserem Antrage zum Ausdruck am ""r " ',t u
einfachen Grunde, weil wir gar keine Notwendigkeitemse^ u versch ^
(AbgeordneterKnab: Sehr richtig!), wenn es n.cht "nm Tan ^^^^^
vorsichtige Einschätzung der Einnahmen im Etat - d.e w.rd "^"^r "M
°s nicht au. Nach nnserer Auffassungist v.elmehr d'° E.chtzung der zu n dngen ^ ^ ^g )
iu den. Zwecke erfolgt, um die Summe d.e d« Pro m nach dem Ve ° an ^ z^

unseren Vorwurf in vollem Umfange aufrecht.
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Nun hat der Herr Vertreter der Provinzialverwaltung geineint, es wären doch Statistiken da,
und er hat sich entrüstet, als ihm von meinem Parteifreunde Knab da ein Paar Zwischenrufe
geinacht wurden. Ich meine, wer kann so vertrauensselig sein, daß er erstens überhaupt Vertrauen
zu Statistiken hat und zum zweiten noch, wenn diese Statistiken darauf hinauslaufen, daß die
Betreffendensich selbst bezichtigen sollen. (Sehr richtig!) Die Selbstanklage ist doch das Schwerste
für einen Menschen(Sehr gut!), und man wird auch ohne weiteres zugeben müssen, daß ein großer
Teil von denjenigen, die diese Statistiken liefern, Durchschnittsmenschensind und also nicht das
hohe Maß sittlicher Auffassung haben, daß sie hier ganz einwandfreies Material liefern. Wir
haben ja anch Belege dafür. Die Provinz bemogelt ja nach uuserer Auffassung, die bis jetzt noch
nicht entkräftet ist, den Staat, und der Bürgermeister verrät die Gemeinde. Das ist nicht ein
Ausdruckvon mir, den hat ein Abgeordneterdes Zentrums — ich glaube, es war Herr Floßdorf —
geprägt. Und ich habe gestern gesagt: Die Gemeindenbeschummeln genau so, wie die Provinz es
beim Staate versucht, die Provinz. Das ist das System, der Geist, der aus Ihrer ganzen
egozentrischenWeltauffafsung hervorgeht. Es denkt kein Mensch daran, daß die Beamten, die
diese Manipulationen vornehmen, sich einen persönlichenVorteil zu verschaffen suchen. Pas ist
eben die ganze Einstellung, die das System zuwege bringt.

Dünn hat der Vertreter der Provinzialverwaltung gemeint, man solle ihm doch einmal
einen Weg zeigen. Ich will Ihnen den Anfang des Weges zeigen, es ist nicht der ganze Weg:
Meine Herren, lassen Sie sich in oorpore pensionieren. (Sehr gut! links Heiterkeit), nicht weil
wir Sie für unfähig halten; wir halten Sie nicht für dümmer als wir selbst sind, im Gegenteil,
Sie sind uns vielleicht in manchen Dingen über, wenn ich auch große Ideen bei diesen Verhandlungen
noch nicht habe auftauchen sehen. Aber auf eine Besserung können Sie nur hoffen, (Landes¬
hauptmann vl-, von Renvers: Wenn Sie es machen!) Nein, wenn Sie uns in dieselbe Lage, in
dasselbe System stellen, dann werden wir vielleicht noch weniger leisten als Sie. (AbgeordneterKnab:
Sehr richtig!) Das gebe ich Ihnen offen zu. Es kommt vielmehr darauf an, daß Sie von unten
herauf das System ummodeln, daß Sie eine mitbestimmendeKontrolle einführen. (Abgeordneter
Dichgans: Rußland!) Wenn iu Nußland manches nicht fu ist, wie es fein sollte, so liegt das an
den anderen Umständen, die dort vorhanden sind. Ich möchte gerne sehen, ob Sie, wenn Sie in
Rnßlaud wären, da etwas Besseres leisteten. Aber wir haben ja hier nicht die russische Frage zu
behandeln,sondern zunächsteine andere. Wenn Sie irgend etwas ändern wollen, dann müssen Sie
im gegebenen Nahmen das tun, was ich Ihnen gesagt habe: Ueben Sie eine Kontrolle von unten
herauf aller derjenigen,die irgendwie tätig sind in irgend einem Betriebe, in irgend einem Apparat.
Geben Sie ihnen volles Mitbestimmnngsrechtund übertragen Sie ihnen damit auch die volle Ver¬
antwortung. Nur auf diesem Wege können Sie eine Besserung erzielen und die Verhältnisse
wirklich ändern. Line endgültige Besserung können Sie nur erzielen, wenn anstelle dieser Volks¬
vertretung eine andere tritt. — Eine merkwürdigeVolksvertretung übrigens (Heiterkeit.) Ich will
Ihnen beweisen, daß sie sehr merkwürdig ist. In der Nheinprovinz haben wir mindestens 80°/°
Arbeiter, Kleinbauern, Handwerker und kleine Gewerbetreibende. Dagegen sehen Sie hier Ober¬
bürgermeister(AbgeordneterDr. Köttgeu: Wir sind auch Arbeiter!), Pastöre, Redakteure, Gewerk-
schaftssekretäre,die mindestens vier Fünftel des Hauses ausmachen. (Zuruf aus der Mitte: Auch
Oberstadtsekretäre!) Auch Oberstadtsetretäre; ich fühle mich aber als Arbeiter, ich fühle mich jeden-
fns als Klasse. .

Ich komme znm Schluß. Wirklich etwas ändern werden Sie erst dann, wenn anstelle
dieses Hauses, dieses Parlaments, hier ein Parlament der wirklichen Arbeit sitzt (AbgeordneterHaas:
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Das braucht ja nur gewählt zu werden!), wenn hier die Räte der Arbeiter und der Bauern tagen.
(Große Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePfaff.
AbgeordneterPfaff: Meine Damen und Herren! Ich möchte mich nicht noch einmal

mit all den allgemeinen Fragen des Etats beschäftigen,sondern etwas eingehender den Antrag
begründen, den die sozialdemokratische Partei gestellt hat, der dahin zielt, in den in Frage kom¬
menden Gebieten — ich bitte, das zu unterstreichen — zu untersuchen, ob die industriellbeschäftigten
Zöglinge nicht zweckmäßiger ans der Industrie herausgenommenwerden, um den Arbeitslosendadurch
Platz zu machen.

Meine Damen nnd Herren! Von der unabhängigenSeite wird uus der Vorwurf gemacht,
der Antrag sei reaktionär. Von der rechten Seite hat Herr Kollege Büchsenschütz festzustellen ver-
sucht, daß man dadnrch gerade das Gegenteil von dem erreicht, was unser Antrag beabsichtigt.
Zunächstmöchte ich dem Herrn Kollegen Hoffmann fagen, daß dieser Antrag in einer Gegend ent¬
standen ist, in der weibliche Fürforgezüglingevornehmlich in der Textilindustriebeschäftigt werden.
(Zuruf: Junges Volk!) Frau Abgeordnete Becker vertritt den Standpunkt, daß die Fürforge¬
züglinge unter allen Umständen innerhalb der großen menschlichen Wirtschaftsgemeinfchaftuno
Gefeilschaft das nötige Gefühl für Zugehörigkeitund Gleichberechtigung erlangen müssen. Ich stelle
mich durchaus auf den Boden, den Frau Becker da einnimmt. Aber andererfeits darf ich sagen:
Ol> es immer in allen Fällen und in vollem Ausmaße richtig ist, weibliche Fürsorgezöglingcin der
Industrie, wenn auch in der Textilindustrie, zu befchäftigen,das dürfte bezweifelt werden tonnen.
Jedenfalls glauben wir, daß es im gegebenen Moment richtiger ist, man macht den Familienvätern,
den den Familien gegenüber verpflichteten Arbeitern Platz und versucht, geeignetere Beschäftigung
für die weiblichen Zöglinge zn erlangen. Damit wird auch das Argument hinfällig, das Herr
AbgeordneterVttchfenschützanführte, indem er meinte, daß, wenn man die Zöglinge aus der Indu¬
strie herausnähme, fie in einer anderen Form die Arbeitskonkurrenzwieder aufnehmenwerden.

Ich glaube, wenn Sie sich von diefen Erwägungen tragen lassen, kann es Ihnen nicht
schwer fallen, nnferem Antrage zuzustimmen,zumal er keine konkrete Fassung besitzt, sondern die
Möglichkeitzuläßt, von Fall zu Fall zu prüfen und stets die Verhältnissein genügenderBeurtei¬
lung zu lassen.

Ich möchte nur kurz uoch die Art und Weise, die der Herr Landesrat anwandte, um das.
was gegen den Etat vorgebracht wurde, zurückzuweisen, etwas näher beleuchten. Sehr geehrte
Damen und Herren! Ich will nicht noch einmal auf alles eingehen, was im Etat gestanden hat.
Nnr eins möchte ich sagen: Wenn der Herr Landesrat vorhin glaubte, die ganze Erörterung der
Etatsfragen habe abfolut nichts Neues gebracht, habe mit anderen Worten keinen Wert gehabt, so
war das doch wesentlich neben das Ziel geschossen.Es ist durchaus ein Vorteil, daß tue gegen¬

teiligen Meinungen miteinander ausgetauschtworden sind. m.^.„
Aber nicht nur das, sondern noch etwas anderes hat der Herr Landesrat gesagt, .»iacyocm

« festgestellt hatte die Debatte habe keinen Wert gehabt, sagte er: Eine Anstalt aber gibt es tue
^ nicht verteidigen kann. Meine Damen und Herren! Danach ist es doch gut. daß derar.ge
Mängel und Schäden, wie sie meiu Parteifreund Reefe und auch andere Redner hier bloßgelegt
haben, in der Oeffentlichkeit genannt werden, wenn selbst der Vertreter der Landesverwaltnng der.
'°'e er richtio Wte die Verpflichtung hat. die Einrichtungen der Landesverwaltungzu verteidigen
und zu schützen nachher sagen muß: Es gibt eine Anstalt, die ich nicht verteidigenkann. Das.
verehrte Anwesende, genügt doch unter allen Umständenzn den, Schluß, daß Nicht alles so ,st. me
^ in der Fürsorgeerziehungsein müßte.
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Ich darf mich wohl damit bescheiden und Sie nochmals bitten, unserem Antrage nicht
ablehnend gegenüberzustehen. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Damit wäre die Rednerliste erschöpft. Ich
frage jetzt den Herrn Berichterstatter, ob er das Wort wünscht? (AbgeordneterBausch: Jawohl!)
Das Schlußwort hat der Berichterstatter Herr AbgeordneterBausch.

Abgeordneter Bausch: Meiue Dameu und Herren! Ich wollte im Schlußwort einiges
mehr sagen als ich jetzt sagen werde. Ich kann aber auf vieles von dem, was ich sagen wollte,
verzichte», nachdem die Frau Abgeordnete Niedieckund hernach mein Kollege, Herr von Ittcr,
von hier aus sehr vieles gesagt haben. Ich kann es mir aber nicht versagen, eins hier festzustellen,
indem ich das unterstreiche,was mein Fraktionsfreund Vüchfenschütz vorhin schon gesagt hat: Auch
diese stundenlange Erörterung über die Verhältnisse des Fttrsorgewesensin der Rheinprovinz haben
uns, die wir seit langem praktischeArbeit leisten, gezeigt, daß gearbeitet wurde und gearbeitet
wird, mindestenszn 90°/° auf der Seite der Mitte und der Rechten, und daß, abgesehen von ein
paar Hochsinnigenund Hochstrebenden,auf der linkeu Seite nur geredet, geschwärmt,kritisiert und
verallgemeinertund keine praktische Arbeit geleistetwird. (Erregte Zurufe links: Sie hindern uns
daran! Das ist doch keine Berichterstattung, das ist ja Diskussion!) Ich habe das Recht, Ihnen
im Schlußwort das Nötige zu sagen. (AbgeordneterEberle: Als Berichterstatter dürfen Sie nicht
polemisieren!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Sie haben über die Vorgänge, die sich in der
Kommissionabgespielt haben, Bericht zu erstatten. Wenn Sie da falsch verstanden worden sind,
so haben Sie das jetzt richtig zu stellen. Sie haben aber nicht Ihre persönlichen Ansichtenvorzu¬
bringen. (AbgeordneterEberle: Das würde eine Wiederaufnahme der Aussprachebedeuten!)

AbgeordneterBausch: Ich füge mich felbstverständlich der Meinung des hohen Hanfes.
(Zuruf Ring: Die Worte sind Sie aber fchon wieder los!) Als Berichterstatterhabe ich mir noch
zu sagen, daß ich das hohe Haus bitte, über die Anträge der KommissionII», so entscheiden zn
wollen, wie ich es vorhin schon im Auftrage der Ila-Kommission beantragt habe. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Weitere Wortmeldungen der Berichterstatter
liegen nicht vor. Damit kämen wir zur Abstimmung über die vorliegendenAnträge.

Abgeordneter Orlopp (zur Geschäftsordnung): Ich möchte bitten, über den Antrag der
Mehrheitssozialisten (Drucksache 53) getrennt abstimmen zu lassen, und zwar zuerst über Absatz 1
uud dlluu über Absatz 2.

Abgeordneter Haas (zur Geschäftsordnung): Ich habe namens meiner Freunde z«
erklären, daß wir damit einverstandensind, daß der Antrag der Fachkommission IIn, angenommen
wird, das heißt Ueberweisuugan den Provinzialausschuß. Eine getrennte Abstimmungüber unseren
Antrag ist also nicht notwendig.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Damit wäre dieser Punkt erledigt.
Zu Punkt 31 liegt ein Antrag der unabhängigen sozialdemokratischen Partei vor (Drnck-

sachc 54). Dem steht gegenüber ein Antrag der Fachkommission Ha. Die Fraktion der Unab¬
hängigenPartei hält aber ihren Antrag aufrecht. Ich werde alfo über beide Anträge abstimmen lassen.

Wir kommenzuerst zu Punkt 26. Dazu liegen keine besonderenAnträge vor. Ich lasse
iibcr den Antrag der Fachkommissionabstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. Ich danke Ihnen. Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu Punkt 27 mit dem Antrage (Druckfache15). Andere Anträge sind
nicht gestellt. Ich lasse deshalb über den Antrag der II a-Fachkommissionabstimmen. Wer dafür
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'st, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität.
Angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 28. Da liegt die Drucksache Nummer 55 vor. Es
handelt sich nm einen Antrag der sozialdemokratischen Partei, der dahin geht:

„Der Provinziallandtag beauftragt eine besondereKommission mit einer schleunigen
Neubearbeitungder Vorschriftendes Rheinischen Provinzialverbandesfür die Ausführung
der FürsorgeerziehungMinderjähriger, Insbesondere sind Aenderungen in den §§ 4,
6, 9 und 11 vorzunehmen. Diese Kommissionhat auch das Reglement für die
rheinischen Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstaltenneu zu bearbeiten."

Die Fachkommission schlägt vor:
„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußersuche», die Neubearbeitungder
obigen Vorschriftenvorzunehmen,die Vorlage aber vor der endgültigenBeschlußfassung
der Fachkonimission II». zur Begutachtung vorzulegen."

Ich nehme an, daß die sozialdemokratische Partei mit dem Antrage der Fachkommission
einverstandenist. Ich habe also nnr über den Antrag der Fachkommission abzustimmen. Wer für
den Antrag (Drucksache 55) ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das
scheint einstimmigzn sein. Damit wäre Punkt 28 erledigt.

Wir kommen nunmehr zu Puukt 29. Hierzu liegt iu Drucksache 53 ein Antrag der
snzialdemokratischen Partei vor, der dahin geht:

„Der 61. Provinziallandtag beauftragt den Provinzialausschuß, mit größter Beschleu¬
nigung zu veranlassen,daß angesichtsder steigenden Arbeitslosigkeitin den in Betracht
kommenden Gebieten die dort industriell beschäftigten Fürsorgezüglingeans der Industrie
herausgezogenund anderweitig befchäftigtwerden.

Der Provinzialausschußwird beauftragt, bei allen in privater Fürsorge (Anstalten
und Familien) untergebrachtenZöglinge eine eingehendeUntersuchungdarüber zu ver¬
anstalten, ob eine genügende handwerklichebeziehungsweisehauswirtschaftlicheAus-
bilduug gewährleistetist."

Die Fachkommission Ha hat sich mit diesem Antrage befaßt und schlägt dem Provinzial-
laudtage vor:

„Der Provinziallandtag wolle den eben verlesenen Antrag dem Provinzialausschuß zur
Prüfung überweisenund beschließen, vor der Beschlußfassung die Fachkommission II a
gutachtlichzu hören."

Die sozialdemokratische Partei hat sich mit der Erledigung dieses Antrages einverstanden
"klärt. Ich frage nunmehr den Provinziallandtag, Wer dafür ist, daß dieser Antrag der Fach¬
kommissionangenommen wird, der möge eine Hand erheben. Ich danke Ihnen, Die große
Majorität. Damit wäre auch Punkt 29 erledigt.

Wir kommen nunmehrzu Punkt 30: Antrag der II a Fachkommission, betreffend Gewährung
von Arbeitsprämien an Fürsorgezöglinge. Da hat die II», Fachkommissionfolgenden Antrag
angenommen— ich lese die Anträge wegen der großen Menge des Materials, das uns vorliegt,
"och einmal vor:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußersuchen, eine Prüfung der Frage
vorzunehmen, ob die Gewährung von Arbeitsprämien an Fürforgezöglinge der Pro-
vinzialanstaltenüberhanpt nötig ist, uud zutreffeudeufallsdie hierfür vorgesehenen Beträge
im nächstjährigenHaushaltsplan entsprechend z» erhöhen "
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Wer für diesen Antrag der Fachkommission ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich
danke Ihnen. Die große Majorität. Damit ist Punkt 30 erledigt.

Ich komme nunmehr zn Punkt 31. Der Antrag der UnabhängigenPartei zu diesem Punkte
liegt in Nummer 54 der Drucksachen vor, er lautet:

„Der Provinziallandtag ersucht die Provinzialverwaltuug, dahin zu wirken, daß die in
den Fürsorgeerziehuugsanstaltennoch immer übliche Prügelstrafe beseitigt wird und eine
humane Behandlung der Zöglinge eintritt, sowie daß Verstöße hiergegen im Wege des
Disziplinarverfahrens zu ahnden sind.

Die Berufsberatung der Zöglinge und ihre Unterbringung in Arbeitsstätten aller
Art erfolgt unter Hinzuziehung der Gewerkschaften.Das Koalitionsrecht der Zöglinge
darf nicht angetastet werden."

Dieser Antrag der UnabhängigenPartei ist von der Fachkommission II», geändert worden,
er lautet jetzt folgendermaßen:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ersuchen, bei der Provinzial-
verwaltung dahin zu wirken, daß die körperliche Züchtigung nicht mehr schulpflichtiger
Zöglinge beseitigt wird, sowie ferner die Fragen a) Berufsberatung der Zöglinge und
l>) Gewährung des Koalitionsrechts an dieselben dem Provinzialausschuß zur Prüfung
überweise«und vor der Beschlußfassungdie Fachkommission IIs, gutachtlichhören."

Die Unabhängige Partei hält ihren Antrag aufrecht. Da dieser Antrag zuerst eingebracht
worden ist, lasse ich zunächstdarüber abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, eine
Hand zn erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. (Zurufe: Ist nicht nötig!) Ich mache es, ich
will mir doch nicht einen Vorwnrf von unserem Abgeordneten Knab zuziehen. — Der Antrag
ist abgelehnt.

Ich lasse nun über den Antrag der II«. Fachkommissionabstimmen. Wer für diesen
Antrag ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Das ist die große Majorität.

Damit wäre auch Punkt 31 erledigt.
Wir kommen zu Punkt 15:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Versetzung des Landeshauptmanns, Wirklichen
Geheimen Oberregierungsrats Dr. von Renvers in den Ruhestand.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Der Landeshauptmann,

Herr von Renners, hat mit Rücksicht auf seinen angegriffenenGesundheitszustandund unter Hinweis
auf sein vorgeschrittenesLebensalter zum 1. Oktober ds. Is. die Versetzungin den Ruhestand
erbeten. So sehr das Ausscheidendes verdienstvollenMannes zu beklagen ist, dessen Verdienste
um die Rheinprovinz noch im Laufe dieser Tagung gewürdigt werden, so kann sich doch weder der
Provinzialausschuß noch die I. Fachkommissiondem Gewicht der von ihm vorgebrachtenGründe
entziehen. Es wird Ihnen daher vorgeschlagen, dem Antrage stattzugeben. Das Ruhegehalt kann
noch nicht festgesetzt werden, da, wie Sie wissen, eine Revision der Besoldungsordnung mit rück¬
wirkender Kraft vom 1. April 1920 an im Gange ist, die vielleicht auch ihre Rückwirkungauf
das Gehalt des Landeshauptmanns haben wird. Es wird Ihnen daher vorgeschlagen,daß der
Provinzialausschußnach Erledigung dieser Reform das Ruhegehalt festsetzt.

Der Autlag der I. Fachkommission entsprichtdem Antrage des Provinzialausschufses. der
m gedruckt in Ihren Händen ist.
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Vorsitzender Vielen: Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Wir
stimmen ab. Wer von den Damen und Herren ist für den Antrag? Das ist emstlmnng.

Wir kommen zu
Punkt 16:

Bericht der vom Provinziallandtag gewählten Kommission zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Wahl e.nes Amts°
Nachfolgers für den in den Ruhestand tretenden Landeshauptmann, Wirk¬
lichen Geheimen Oberregierungsrat Dr. von Renvers und Vornahme der
Wahl. . ^ , ^> ... c

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Adenauer: Meine Damen nnd Herren! Zu dieser
Nummer der Tagesordnung ist heute morgen eine Drucksacheverteilt worden, die ich als Nicht verteilt
zu betrachtenbitte, das ist die Drucksache Nummer 14.

Meine Damen und Herren! Die von Ihnen eingesetzte
Antrage des Provinzialausschusses.zu der Wahl des neuen Landeshauptmannszu schroten, beschäftigt.
In der Kommission ist ein Antrag Orlopp-Kochgestellt worden, dahingehend, d,e Stelle des Landes¬
hauptmanns auszuschreiben und einen Ausschuß vom Landtag wählen zu lassen welcher dem nächsten
Landtag Vorschläge zu unterbreiten hat. Dieser Antrag Orlopp-Koch ist m der Kommission
abgelehntworden. ««..,<. ^ « ^ «n « .c

In der Kommissionist dann ferner von den Herren Dr. Wesenfeld.Falk und Wallraf
folgender Antrag gestellt worden: .^ ^ ..«^

„Wir beantragen, den Provinzialausschuß zu beauftragen, dem nächsten Prov.nz,allandtag
Bewerber für die Stelle des Landeshauptmanns vorzuschlagen".

Dieser Antrag ist mit Stimmenmehrheit angenommenworden, und Sie haben nunmehr
über diesen Antrag der Kommission Beschluß zu fassen. , ^ «, . ,

VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht gewünfcht. Wir stimmen über den Antrag ab,
d°n Herr Dr. Adenauer zuletzt verlesen hat, also den Antrag, den Provinzialausschußzu ermächtigen,
dem nächsten Provinziallandtageinen Vorschlag zu machen. Wer von den Damen nnd Herren
ist für diesen Antrag? - Auf der rechten Seite «erden 32. auf der lmlen Seite 42 zusammen
°ls° 74 Stimmen gezählt. (Zuruf: Und das Präsidium?) - Ich habe nicht dafür gestimmt
°Is° brauche ich mich nicht mitzuzählen. Mit Herrn Hauck und Herrn von Stedman i de
?6 Stimmen. Ich bitte um die Gegenprobe. Die Gegenprobe ergibt 66 Stimmen. (Bravo! l.nts.)
Der Antrag der Kommission ist angenommen. m^s.„

Meine Damen uud Herren! Der Aeltestenansschuß macht Ihnen nunmehr en V schla«
Ue heutige Sitzung abzubrechen und die nächste Sitzung auf Montag vormittag10 Uhr fe^
«nd an erster Stelle den Vortrag des Herrn Abgeordneten Loenartz über d.e Provmz.alchebammen^
lehranstalt in Köln zu hören.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 4 Uhr 35 Minuten.)

40
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